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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/243: Halbwertzeit - das Übel bei der Wurzel packen ... (BBU)


BBU-Pressemitteilung, 06.01.2020

BBU fordert Ächtung der Urananreicherung / 400. Sonntagsspaziergang in
Gronau / Konferenz am 29. Februar in Almelo (NL)



(Bonn, Gronau, Almelo, 06.01.2020) Vor dem Hintergrund der jüngsten
politischen Entwicklungen hat der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) erneut die internationale Ächtung der
Urananreicherung gefordert. Damit spricht sich der BBU für ein
sofortiges Ende jeglicher Urananreicherung in Ost und West aus.
Gleichzeitig gratuliert der BBU der der regionalen
Anti-Atomkraft-Bewegung in und um Gronau, die gestern den 400. monatlich
stattfindenden Sonntagsspaziergang an der bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage in Gronau (NRW) durchgeführt hat. Bei einer
Konferenz der Anti-Atomkraft-Bewegung am 29. Februar in Almelo (NL)
werden die internationalen Gefahren der Urananreicherung intensiv
beleuchtet.

Urananreicherung ist zivil wie friedenspolitisch extrem gefährlich

Der BBU betont, dass immer wieder mit Protestaktionen an der Gronauer
Urananreicherungsanlage auf die Gefährdung des Weltfriedens durch den
Betrieb von Urananreicherungsanlagen hingewiesen wurde. Und so hieß es
im Aufruf zum Ostermarsch 2019 zur Urananreicherungsanlage in Gronau:
"Urananreicherung ist zivil wie friedenspolitisch extrem gefährlich -im
westfälischen Gronau wie auch andernorts. Der Erhalt und Ausbau der
Urananreicherung trägt in Deutschland und weltweit zur
unverantwortlichen Fortsetzung der Atomenergienutzung sowie zum
neuerlich angeheizten nuklearen Wettrüsten bei. Wir fordern deshalb die
sofortige Beendigung der Urananreicherung in Gronau und weltweit -sowie
die Umsetzung des von ICAN initiierten Atomwaffenverbotsvertrags."

Auch in Urananreicherungsanlagen, die zunächst nur Uran für den Einsatz
in Atomkraftwerken anreichern, könnte nach Umbauarbeiten Uran für
Atomwaffen angereichert werden. Nach Auffassung des BBU wäre daher die
Beendigung der Urananreicherung im Iran, in den USA, in Russland, in der
Bundesrepublik, in den Niederlanden und anderswo ein wichtiger Schritt
auf dem Weg zur nuklearen Abrüstung.

400. Sonntagsspaziergang gegen Urananreicherung in Gronau

Auf die militärischen und gesundheitlichen Gefahren der Urananreicherung
wird in Gronau seit vielen Jahren mit umfangreichen Protesten
hingewiesen. Am Sonntag (5. Januar 2020) fand jetzt an der Gronauer
Urananreicherungsanlage der 400. monatliche Sonntagsspaziergang statt.
Traditionell trafen sich zu diesem Jubiläum Mitglieder niederländischer
und deutscher Umwelt- und Friedensorganisationen. Unter den beteiligten
Gruppen waren auch Initiativen, die sich gegen die Uranfabriken in
lingen (Emsland) und Almelo (NL) engagieren.

Die höchst umstrittene Uranfabrik in Gronau wird vom Urenco-Konzern
betrieben, an dem auch RWE und E.ON beteiligt sind. Für den Betrieb der
Anlage gibt es eine vom NRW-Wirtschaftsministeriumausgestellte
unbefristete Betriebsgenehmigung. Umweltverbände, Bürgerinitiativen und
Friedensgruppen fordern gemeinsam die sofortige Stilllegung der Anlage,
in der in großen Mengen Uranmüll anfällt und in der nach Umbauarbeiten
mit der sogenannten Zentrifugentechnik, mit der auch im Iran gearbeitet
wird, Uran für Atomwaffen produziert werden könnte.

Gronauer Sonntagsspaziergang:

Eine der
ältesten Protestaktionen der bundesweiten Anti-Atomkraft-Bewegung

Der erste Sonntagsspaziergang an der Urananreicherungsanlage fand als
eher spontane Idee Ende September 1986 im Rahmen einer Umweltwoche der
Stadt Gronau statt. 1986 hatte sich auch die Atomkatastrophe in
Tschernobyl ereignet. Im Okt. 1986 wurde kein Sonntagsspaziergang
durchgeführt und seit November 1986 hat bisher an jedem 1. Sonntag im
Monat ein Sonntagsspaziergang an der UAA Gronau stattgefunden. Die
monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage zählen zu den bundesweit ältesten und
kontinuierlichsten Protestaktionen der bundesweiten
Anti-Atomkraft-Bewegung.

2010: Bisher
schwerster Störfall in der Gronauer Urananreicherungsanlage 

Vor 10 Jahren, im Januar 2010, hat sich in der Gronauer
Urananreicherungsnlage der bisher schwerste Störfall ereignet. In den
letzten Wochen kam der Urenco-Konzern erneut massiv in die Kritik, weil
er 2019 wieder Uranmüll nach Russland exportiert hat. Aktuell befinden
sich wieder Bahnwaggons auf dem Gronauer Anlagengelände. Unklar ist,
wann der nächste Sonderzug mit Uranmüll Richtung Russland starten wird.

Unterstützt werden die vielfältigen Aktionen gegen die
Urananreicherungsanlage (Demonstrationen, Ostermärsche,
Unterschriftensammlungen, Blockaden etc.) immer wieder u. a. vom
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, vom AKU Schüttorf,
von der Bürgerinitiative "Kein Atomüll in Ahaus", von der Intitiative
SOFA Münster (Sofortiger Atomausstieg), vom Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen, von Enschede voor vrede, von der NRW-Landeskonferenz
gegen Atomanlagen, von der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen, von der Umweltorganisation Robin Wood, vom
Bündnis gegen Urantransporte, von der Deutschen Sektion der
Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW) und natürlich auch immer wieder vom BBU.

Konferenz über Hintergründe der Urananreicherung am 29. Februar in
Almelo (NL)

Mit der Entwicklung des Urenco-Konzerns, der neben drei europäischen
Urananreicherungsanlagen in Gronau, Almelo )NL) und Capenhurst (GB) auch
eine vierte Anlage in den USA betreibt, befasst sich eine Konferenz, die
am 29. Februar in Almelo stattfinden wird. Die niederländischen
Veranstalter bereiten aktuell das Konferenzprogramm vor; der BBU ist
Mitveranstalter. Die Konferenz findet in Almelo ab 13.30 Uhr im
Theaterhotel statt. Informationen unter https://www.laka.org



Weitere Informationen zum Themenkomplex Urananreicherung:

www.sofa-ms.de 

http://urantransport.de

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf 

https://www.ippnw.de

http://www.wise-uranium.org

http://close-capenhurst.org.uk

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter http://www.bbu-online.de und telefonisch unter 0228-214032. Die
Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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UNIVERSITÄT/252: Freiburg - Erstes Zentrum für Afrikaforschung in Baden-Württemberg (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 07.01.2020

Erstes Zentrum für Afrikaforschung in Baden-Württemberg

Universität Freiburg und Arnold-Bergstraesser-Institut gründen "Africa
Centre für Transregional Research"



Forschung mit Bezug zu Afrika, Austausch mit afrikanischen Forschenden
und gemeinsame Publikationen: Das "Africa Centre für Transregional Research"
(ACT) will helfen, globale Wissensasymmetrien zu beseitigen. Senat und
Universitätsrat der Albert-Ludwigs-Universität haben der Gründung des
neuen universitären Zentrums einstimmig zugestimmt.

Das ACT ist ein fächerübergreifender Verbund von Forschungsinstituten
sowie einzelner Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Im Rahmen von
Eucor - The European Campus ist eine enge Zusammenarbeit mit dem Zentrum
für Afrikastudien an der Universität Basel/Schweiz und der Universität
Strasbourg/Frankreich geplant. Der Fokus der Forschung liegt auf Regionen
übergreifenden Studien mit Afrikabezug. Das Zentrum wird Forschende aus
Afrika nach Freiburg einladen, damit diese zusammen mit hiesigen
Wissenschaftlern globale Herausforderungen wie Migration oder ökologische
Transformation untersuchen. Die Forschungsteams wollen Lösungen
erarbeiten, um das Ökosystem Erde zu schützen und mehr globale
Gerechtigkeit zu erreichen. Gemeinsam organisierte Fachkonferenzen,
öffentliche Vorträge und Open-Access-Publikationen von
Forschungsergebnissen sollen ebenfalls dazu beitragen, einen globalen
Wissenschaftsdialog zu fördern.

Die Albert-Ludwigs-Universität und das ABI sind dank des "Maria Sibylla
Merian Institute for Advanced Studies in Africa" (MIASA) in Ghana bereits
gut vernetzt: Das 2018 vom Freiburg Institute for Advanced Studies
(FRIAS), dem Arnold-Bergstraesser-Institut (ABI) und der Universität Ghana
initiierte internationale Forschungskolleg wird ab September 2020 für
sechs Jahre vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit
insgesamt knapp zwölf Millionen Euro unterstützt. "Ich freue mich, dass
wir mit unserem neuen Zentrum und dem MIASA dazu beitragen, die
wissenschaftliche Kooperation mit Afrika zu stärken und zusammen mit
afrikanischen Forscherinnen und Forschern die globalen Herausforderungen
aus afrikanischer Perspektive zu bearbeiten", sagt Prof. Dr. Hans-Jochen
Schiewer, Rektor der Universität Freiburg. "Es gehört zu unserem
Selbstverständnis als Universität, Brücken für den weltweiten
Wissensaustausch zu bauen."

Zusätzlich zu der Zusammenarbeit mit der Universität Ghana seien
Kooperationen mit weiteren Standorten in Afrika geplant, erklärt Prof. Dr.
Andreas Mehler, Direktor des ABI und Ideengeber für das ACT. So haben zum
Beispiel demnächst Studierende des Instituts für Ethnologie der
Universität Freiburg und des Instituts für Soziologie der Universität
Namibia im Rahmen der Namibia-Initiative des Landes Baden-Württemberg die
Möglichkeit, miteinander über koloniale und postkoloniale Wissenschaft zu
diskutieren.

Darüber hinaus wird das ACT ein Dienstleistungszentrum in
Baden-Württemberg für den Austausch in Wissenschaft und Gesellschaft mit
Afrika sein: Beispielsweise können sich afrikanische Studierende und
Forschende beim Freiburger Zentrum über Studium- und Berufsoptionen in Lehre
und Forschung in Europa informieren.


Weitere Informationen zum "Maria Sibylla Merian Institute for
Advanced Studies in Africa":

www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/zwoelf-millionen-euro-fuer-internationales-forschungskolleg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1505: Bamberg - "Lange Nacht der Orientalistik", u.a mit iranischer Trommelkunst, 11.01.20


Otto-Friedrich-Universität Bamberg

"Lange Nacht der Orientalistik": Unter anderem mit iranischer
Trommelkunst

"Hands on - Bambergs Forschung live" lädt zu Vorträgen,
Schnuppersprachkursen, Museumsführung und Kulturprogramm ein.



Die Reihe "Hands on - Bambergs Forschung live" setzt am Samstag, 11.
Januar 2020, ihren Fokus auf das Institut für Orientalistik an der
Universität Bamberg: Ab 18 Uhr bietet die "Lange Nacht der Orientalistik"
die Gelegenheit, alle sieben Disziplinen des Instituts im Gebäude am
Schillerplatz 17 kennenzulernen: Das Programm gibt Einblicke in die
Allgemeine Sprachwissenschaft, Arabistik, Iranistik, Islamische
Kunstgeschichte und Archäologie, Islamwissenschaft, Judaistik und
Turkologie. Die Veranstaltung ist öffentlich und kostenfrei.

Besucherinnen und Besucher erwarten Einblicke in unterschiedliche
Arbeitsbereiche und Forschungsfelder. Gäste können in Schnupperkursen
verschiedenen Sprachen wie dem Hebräischen, Persischen oder Urdu begegnen
und an einer Führung durch das Universitätsmuseum für Islamische Kunst
teilnehmen. Neben kurzweiligen Fachvorträgen, beispielsweise zum
Menschenbild im Koran, berichten Studierende von Exkursionen nach
Tadschikistan oder Israel und stellen Reisefotografien aus.
Studieninteressierte erhalten Informationen über die am Institut
angebotenen Studiengänge. Außerdem gibt es zu fortgeschrittener Stunde
persisches Theater, libanesische Kurzfilme und mit dem Programmpunkt
"Rhythmen aus tausendundeiner Nacht" eine Einführung in die iranische
Trommelkunst.

Die Reihe "Hands on - Bambergs Forschung live" lädt bis Februar 2020 zu
öffentlichen Workshops, Kooperationen mit Schulen, Ausstellungen, einem
Film-Festival, Lesungen und Vorträgen in die Universität Bamberg ein. Das
Programm bietet praktische Einblicke in die Forschung verschiedener
kleiner Disziplinen und ist Teil der Kleine Fächer-Wochen 2019/2020. Mit
29 kleinen Fächern, darunter auch die der Orientalistik, hat die
Universität Bamberg gemessen an der Gesamtfächerzahl bayernweit die Nase
vorn. Ziel der Kleine Fächer-Wochen ist es, den wissenschaftlichen Wert,
die gesellschaftliche Relevanz und die Bildungsmöglichkeiten dieser
Disziplinen vor- und herauszustellen.

Weitere Informationen und das komplette Programm unter:

http://www.uni-bamberg.de/arabistik/news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1504: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 6. - 11. Januar 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 2. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de









[image: Raute]



        

        

            *Mittwoch, 15. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Alexander Paperny - AGUA e VINHO | Balalaika meets
            Lateinamerika

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Alexander Paperny]

Alexander Paperny
Foto: by Alexander Paperny




        Balalaika meets Lateinamerika


        Die russische Balalaika und die temperamentvolle spanische Gitarre
        gehen auf der Bühne des Komm du eine ungewöhnliche Partnerschaft
        ein. Ungewöhnlich für alle, die bei dem Wort “Balalaika” automatisch
        an bekannte russische Volksweisen denken. Doch in den Händen des
        bekannten Solisten und Dirigenten Alexander Paperny kann die
        Balalaika jegliche Stereotypen überwinden. Weil die Stimme, mit der
        das Instrument spricht, auch von der Frage abhängt, die ihm gestellt
        wird. Alexander Paperny hat die Balaika in Moskau an der Staatlichen
        Hochschule für Musik studiert, interessiert sich aber für eine große
        Bandbreite an Musikstilen.

        

        Vor allem die Rhythmen Lateinamerikas haben es ihm angetan. Im Duo
        „Agua e Vinho“ mit Angel Garcia Arnés geht er dieser Leidenschaft
        nach. Angel Garcia Arnés studierte die klassische Gitarre an der
        Musikhochschule in Hamburg. Sein Hauptinteresse gilt der spanischen
        und argentinischen Musik. Bereits auf der Bühne des Kulturcafés Komm
        du aufgetreten ist er mit dem “Duo Liebertango”, welchem “geatmeter
        Rhythmus in den Fingerspitzen und Sensibilität für feinste
        Klangnuancen” zugeschrieben wird. Ideale Voraussetzungen, um mit
        viel Fingerspitzengefühl die Balalaika und die spanische Gitarre
        zusammen zu führen.

        

        Besetzung:

        Alexander Paperny - Balalaika

        Angel Garcia Arnés - Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        www.balalaikarus.de

        

        

        

            *Donnerstag, 16. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Lesung

              Ulrike Burbach - StattGespenster | Lesung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Lexi
Foto: by Ulrike Burbach




        StattGespenster


        Kann man in dieser fragmentierten, von Technologie bestimmten Zeit
        noch Geschichten erzählen? Vielleicht sind sie nötiger denn je,
        meint die Autorin Ulrike Burbach. Denn Geschichten sind zutiefst
        verwoben mit unserer Erfahrung und Identität und haben deshalb eine
        verbindende Wirkung. Zumal diese Großstadt Geschichten von einem
        absurden, existentialistischen Gefühl geprägt sind. Aus der Sicht
        der Existenzphilosophie ist der Mensch zur Freiheit verurteilt und
        muss sich seinen Sinn selbst suchen.

        

        Dabei kann uns unsere Freiheit in bizarre, uneindeutige Situationen
        führen, in denen wir uns schwer zurechtfinden: ein neuer
        merkwürdiger Hausbewohner? Ein arbeitsloser Tänzer, der in einer Art
        Gewahrsamsanstalt landet? Eine alte Frau, die unaufhaltsam auf ihren
        Tod zu schreitet? Am 16. Januar greift Ulrike Burbach diese
        Stichworte auf und liest im Kulturcafé Komm du aus ihren abgründigen
        Kurzgeschichten vor. Sie schreibt seit ihrer Kindheit, war zeitweise
        als freie Mitarbeiterin beim Hamburger Abendblatt tätig und leitet
        eine Schreibwerkstatt für hochbegabte Frauen.

        

        Besetzung:

        Ulrike Burbach - Autorin

        

        Weitere Informationen:

        www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb

        

        

        

            *Freitag, 17. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Zauberhafte Welt der Tiere | Osteuropa-Holzhacker-Folk
            & feine und unfeine Lieder

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Zauberhafte Welt der Tiere
Foto: by Alex Kiausch




        Osteuropa-Holzhacker-Folk & feine und unfeine Lieder


        Balkan-Beat? Chanson? Die Musik von Susanna Koska und Mirek Matuška
        lässt sich in kein Fach pressen. Im Mittelpunkt stehen aber
        eindeutig die Texte, denn die handeln vom Leben in allen Facetten,
        inspiriert von Jaroslav Hasek, Ringelnatz und Johnny Cash und
        bevölkert von Affen, Schnaps und Zigarettenrauch. Sie nehmen, mal
        direkt, mal ironisch gesellschaftliche und soziale Phänomene
        provokant aufs Korn.

        

        Zurück zur Musik, denn die treibt die Geschichten der beiden
        Künstler voran, mal mit hohem Tempo, mal mit melancholischen
        Klängen, und macht sie tanzbar. Gitarre, Akkordeon und Stimme
        greifen ineinander im Raum zwischen Balkan-Beat und Chanson. Mirek,
        Sohn des tschechischen Sängers und Schauspielers Waldemar Matuška,
        spielte in Jazzrock- und Rock-Formationen in Prag und Hamburg.
        Susanna singt seit vielen Jahren in Weltmusik-, Rock- und
        Country-Bands. Im Kulturcafé Komm du werden sie im Januar zu erleben
        sein.

        

        Besetzung:

        Susanna - Gesang und Akkordeon

        Mirek - Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        www.zauberhafteweltdertiere.de 

        www.facebook.com/zauberhafteweltdertiere 

        www.prosodia.de/kuenstler/zauberhafte-welt-der-tiere/ 

        https://www.youtube.com/watch?v=rfrawUlKQUk 

        https://www.youtube.com/watch?v=g2GWa2wwoAw 

        

        

        

            *Samstag, 18. Januar 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Saxotones Jazz Quintett | Swingender Jazz

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Saxotones Jazz Quintett
Foto: by Saxotones




        Swingender Jazz


        Die Musiker von Saxotones sind vereint in der Obsession für den
        Modern Jazz der 50er und 60er Jahre, Hard Bop, Cool und Latin Jazz.
        Der kraftvolle Sound der Band ist geprägt durch die eher seltene
        Kombination von Tenor- und Bariton-Saxophon, unterstützt von einer
        swingenden Rhythmusgruppe aus Klavier, Bass und Schlagzeug.

        

        Im Wesentlichen spielen sie Stücke aus der 40er bis 60er Jahren,
        u.a. von Dizzy Gillespie, Miles Davis, Charlie Parker, Horace
        Silver, Carlos Jobim und Joe Henderson. Es sind aber auch alte
        Bekannte aus dem Fundus des ‚Great American Songbook‘ dabei, die von
        den Musikern mit individuellem Sound und großer Spielfreude
        interpretiert werden. Die Band bietet ein abwechslungsreiches
        Programm und schöpft aus einer großen Bandbreite an musikalischen
        Erfahrungen. Alle beteiligten Musiker sind seit vielen Jahren in der
        Hamburger und Lübecker Jazzszene in sehr unterschiedlichen Bands und
        Projekten aktiv.

        

        Besetzung:

        Max Herr - Basssaxophon

        Karsten Ettling – Tenorsaxophon und Altsaxophon

        Volker Hahm - Klavier

        Manfred Jestel - Bass

        Till Pape - Schlagzeug

        

        Weitere Informationen:

        www.saxotones.de
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (9.11.2019 bis 7.2.2020)

            Ulrike Burbach - Verlorene Zeit | Kunstausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Verlorene Zeit


        Unter dem Titel “Verlorene Zeit” stellt die Malerin Ulrike Burbach
        vom 9.11.2020 bis 7.2.2020 im Kulturcafé Komm du ihre Bilder aus,
        deren Thema die Unergründlichkeit der Natur ist: Abweichungen und
        Wiederholungen in Formen und Strukturen, ein Zusammenspiel aus Chaos
        und Ordnung. Tier – und Pflanzenformen lösen sich zeitweilig ins
        Absurde und Bizarre auf.

        

        Die Werke der Künstlerin entstehen in Mischtechnik aus einer Mixtur
        von Ölkreiden, verschiedenen Stiften und Tempera. Dabei werden keine
        aufwendigen Materialien eingesetzt, denn die Bilder sind sowohl von
        der Primitiven Malerei ursprünglich lebender Völker als auch von der
        Wertschätzung der manuellen Fähigkeiten der Künstlerin beeinflusst.

        

        Von Anfang an interessierte sich die Autodidaktin für malerische
        Abstraktionen. In unserer

        gewohnten Sichtweise habe die Natur stark an Bedeutung verloren, so
        die Malerin. Sie versuche, ihr durch Bilder, die über das Hier und
        Jetzt in eine vielleicht verlorene Zeit hinausgingen, neue Bedeutung
        zu verleihen. Denn wir Menschen schützen nur, was uns bedeutsam
        erscheint.

        

        Die Ausstellung findet vom 9. November 2019 bis zum 7. Februar 2020
        statt.

                    

        Weitere Informationen:

        www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 7.1.2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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VORTRAG/8510: Unna - Ralf Zöllner, "Die Toskana - La Dolche Vita", 13.01.2020


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Die Toskana - La Dolche Vita

Kostenloser Vortrag im ZIB



Stadt Unna. Die Toskana hat eine wunderschöne Küste, ein zauberhaftes
Hinterland und eine bewegte Geschichte. Ralf Zöllner hat die Toskana
mehrfach bereist und wird in seinem multimedialen Vortrag am Montag
13. Januar 20020, in der Zeit von 18 bis 19.30 Uhr in der VHS in Unna
(im ZIB) seine Eindrücke anschaulich vermitteln.

Die Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.01.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/8509: Essen - Der Traum vom Ganzen "Globus, Atlas und Weltkarte", 14.01.20


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Der Traum vom Ganzen: Globus, Atlas und Weltkarte. Ein Vortrag von Ute
Schneider in der Reihe "Das große Ganze"



Ein Globus scheint das perfekte Modell der Erde und damit des großen
Ganzen zu sein. Skalierungen sind nahezu beliebig möglich, als begehbarer
Riesenglobus oder als Taschenglobus in Miniaturformat. Damit ist noch
nichts über die Maßstäbe der Segmente oder Karten gesagt, die in der Regel
klein sind und sich im zweistelligen Millionenbereich bewegen. Für
detaillierte Informationen werden Karten mit größeren Maßstäben benötigt,
die in einem Atlas oder als Blätter einer Weltkarte zusammengefasst
werden.

Im Vortrag sollen ausgehend von der Internationalen Weltkarte (IWK) die
verschiedenen Modelle, ihre historische Entwicklung und ihre
Funktionalität beleuchtet und nach Konstellationen, Prozessen der
Modellierung und Wirkungsketten gefragt werden.

DATUM & ORT

Dienstag, 14. Januar 2020, 18.00 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal

Goethestraße 31, 45128 Essen

REFERENTIN

Ute Schneider, Professorin für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte an der
Universität Duisburg-Essen (UDE)

MODERATION

Julika Griem, Direktorin des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen
(KWI)

ORGANISATION

Sabine Voßkamp, Forschungsorganisation am KWI

TEILNAHME & ANMELDUNG

Keine Anmeldung erforderlich

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) im
Rahmen der Vortragsreihe "Das große Ganze"

ÜBER DIE REIHE:

Die Vorträge des WiSe 19/20 schließen eine Trilogie ab, in der nach
"Kleinen Gefühlen" und dem "Mittelmaß" nun "Das große Ganze" thematisiert
werden soll. Ausgangspunkt für alle Beiträge ist die Frage nach
Zusammenhängen von Quantität und Qualität, Bemessung und Bewertung,
Konstellation und Interpretation. Uns interessiert, wie bereits Akte der
Skalierung epistemische Voraussetzungen und normative Prämissen ins Spiel
bringen: Ob wir etwas als klein, groß oder von mittlerer Größe
präsentieren, bestimmt mit, was wir von dieser Sache wissen können und
wollen.


Weitere Informationen unter:

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/der-traum-vom-ganzen-globus-atlas-und-weltkarte/

- Link zur Veranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/061: Strafanzeige wegen Kampfdrohnen-Steuerung über US-Stützpunkt Ramstein 


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart/Hirschberg 8. Januar 2020

Strafanzeige wegen Kampfdrohnen-Steuerung über US-Stützpunkt Ramstein
bei der Tötung von Qassem Soleimani

DFG-VK Aktivist fordert die Justiz zur Klärung sämtlicher Rechtsfragen
auf 



Der Friedensaktivist der "Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen" (DFG-VK), Hermann Theisen, hat bei der
Generalstaatsanwaltschaft Zweibrücken Strafanzeige erstattet und fordert
Aufklärung bei der Tötung des iranischen Generalmajors Qassem Soleimani.
Der tödliche Anschlag auf Soleimani sei mit einer Reaper-Drohne ausgeführt
worden, die mutmaßlich über die am US-Stützpunkt Ramstein stationierte
Relaisstation gesteuert worden ist. Damit seien das Völkerrecht und
Menschenrechte verletzt worden. Extralegale Tötungen seien mit dem in
Deutschland geltenden Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar, so der
Friedensaktivist. Theisen beruft sich dabei auf eine Stellungnahme der
Juristenorganisation IALANA, wonach die US-Army bei der Nutzung von
Liegenschaften auf deutschem Staatsgebiet dazu verpflichtet sei, deutsches
Recht einzuhalten. Zudem verweist er auf ein Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Münster vom März 2019, worin die Bundesrepublik
aufgefordert worden sei, US-Drohneneinsätze auf ihre Vereinbarkeit mit dem
Völkerrecht zu prüfen. Durch die Tötung Soleimanis sei eine militärische
Eskalation zu befürchten, in deren Verlauf weitere über Ramstein gesteuerte
US-Drohnen zum Einsatz kommen könnten. Das müsse mit allen Mitteln
verhindert werden: "Die Bundesregierung ist dringend gefordert, die weitere
Nutzung des US-Stützpunkts Ramstein für den US-Drohnenkrieg zu untersagen,
um nicht selbst weiterer Kriegsverbrechen schuldig zu werden", so Theisen.
Die Generalstaatsanwaltschaft Zweibrücken hat die Strafanzeige inzwischen
an die Staatsanwaltschaft Zweibrücken abgegeben und die
Strafverfolgungsbehörde zu weiteren Ermittlungen angewiesen. Dort ist indes
noch ein Strafverfahren gegen den Friedensaktivisten selbst anhängig,
nachdem er im Sommer des vergangenen Jahres Flugblätter mit dem Aufruf zum
Whistleblowing an der US-Air Base Ramstein verteilt hatte. Die
Staatsanwaltschaft Zweibrücken wirft ihm vor, zum Geheimnisverrat
aufgefordert zu haben. Theisen hatte die deutschen Zivilbeschäftigten der
Air Base Ramstein mit den Flugblättern aufgefordert, die Öffentlichkeit
über die Hintergründe der über Ramstein laufenden weltweiten
Drohneneinsätze der US-Army und der CIA zu informieren. Die Öffentlichkeit
habe ein Recht darauf, über diese völker- und menschenrechtswidrigen
Praktiken informiert zu werden, so der Friedensaktivist.

Für Samstag, den 11. Januar 2020 ruft die DFG-VK gemeinsam mit weiteren
Friedensorganisationen zu einer Protestkundgebung gegen den drohenden Krieg
zwischen den USA und dem Iran auf. Ab 11 Uhr wird es vor dem Brandenburger
Tor nahe der US-Botschaft Reden und ein Straßentheater geben.

Weitere Informationen:

www.peacewithiran.de

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart/Hirschberg 8. Januar 2020

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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AKTION/203: Bremen - Kundgebung "Kein Krieg gegen den Iran!", 9. Januar 2020


Bremer Friedensforum

Kundgebung "Kein Krieg gegen den Iran!" 

am Donnerstag, 9. Januar, um 11 Uhr auf dem Bremer Marktplatz



Bremen. In höchster Sorge vor einem neuen heißen Krieg im Nahen Osten hat
sich das Bremer Friedensforum entschlossen, kurzfristig zu einer Kundgebung
"Kein Krieg gegen den Iran!" am Donnerstag, 9. Januar, um 11 Uhr auf dem
Bremer Marktplatz aufzurufen.

In der Nacht vom 2. auf den 3. Januar ermordete das US-Militär den
iranischen General Kassem Soleimani und vermutlich sieben weitere Menschen
mit Hilfe einer Drohne. Eine Kriegserklärung der USA an den Iran. Das
Bremer Friedensforum fordert die Bundestagsabgeordneten und die
Bundesregierung auf, diesem verbrecherischen Kriegskurs die Gefolgschaft
aufzukündigen. Zu diesem erneuten eklatanten Völkerrechtsbruch zu
schweigen, heißt sich mitschuldig zu machen an der Eskalation. Es ist zu
befürchten, dass das Drohnen-Kommando nur der Auftakt zu einem blutigen
Höllenwerk war. Ein Krieg zwischen den USA und dem Iran wird verheerende
humanitäre Folgen für alle Beteiligten haben. Diplomatie statt Eskalation
ist dringend erforderlich. "Die Welt kann sich keinen weiteren Golfkrieg
leisten", dieser Aussage von UN-Generalsekretär António Guterres stimmt das
Bremer Friedensforum ausdrücklich zu.

Das Bremer Friedensforum fordert: US-Militärstützpunkte in Deutschland
kündigen! Bundeswehr-Soldaten aus dem gesamten Nahen Osten abziehen!
Waffenlieferungen in Kriegs- und Spannungsgebiete im Nahen Osten sofort
einstellen!

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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LESUNG/6579: Münster - Dörte Hansen, "Altes Land", 15.01.20


Stadt Münster

Lesung aus dem Roman "Altes Land"



Münster (SMS) Doris Götting, Beate Reker und Monika Steffens lesen am
Mittwoch, 15. Januar, Auszüge aus dem Roman "Altes Land" von Dörte
Hansen. Der nicht mehr so erfolgreiche Journalist Weißwerth zieht in
ein Dorf in Nordfriesland mit kernigen Menschen und Traditionen. Doch
das Landleben ist anders als er erwartet hat. Schließlich flüchtet er
zurück ins Großstadtgetümmel. Die Lesung beginnt um 15.30 Uhr in der
Kulturetage der Stadtbücherei, Alter Steinweg 11.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.01.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TREFF/1285: Leverkusen - Literaturcafé "Der blanke Horror - warum wir es lieben, uns zu fürchten", 18.01.20


Stadt Leverkusen

Literaturcafé: Der blanke Horror - warum wir es lieben, uns zu
fürchten



Horror, Grusel und Fantastik bei Kaffee und Kuchen - mit Maik
Schurkus und Michael Schreckenberg 

Es knarrt im Haus, aus dem Keller kommen seltsame Geräusche, und hat
sich da im dunklen Flur nicht etwas bewegt? Wenn wir eine gute
Grusel-Geschichte gelesen haben, ist der Schrecken plötzlich überall.
Viele sagen deswegen, dass sie die Finger vom Horror lassen oder
zumindest nicht alleine sein wollen, wenn sie den literarischen
Dämonen begegnen. Andere suchen diesen Kitzel in Buch und Film, aber
was ist das für ein Kitzel? Von "Angstlust" spricht die Psychologie,
und Autoren wie Stephen King wurden reich davon. Was sagt die Lust am
Schrecken über den Menschen? Und wie gelingt es Büchern und Filmen,
damit zu spielen? Warum gibt es in allen Kulturen archetypische
Horrorgestalten wie Blutsauger, Untote und Halbwesen?

Nicht zur Geisterstunde sondern in Rücksicht auf ängstliche Gemüter
zur Kaffeezeit sprechen Horror-Autor Michael Schreckenberg und
Literaturwissenschaftler Maik T. Schurkus am Samstag, 18. Januar, um
14 Uhr in der Hauptstelle der Stadtbibliothek Leverkusen über den
Schrecken, der durch die Geschichten schleicht.

Der Eintritt von fünf Euro beinhaltet Kaffee und Kuchen.

Kein VVK, der Eintritt wird vor Ort bezahlt. Veranstaltungsort:
Hauptstelle (Rathaus-Galerie), Friedrich-Ebert-Platz 3d, 51373
Leverkusen-Wiesdorf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.01.20

Stadt Leverkusen - Pressestelle

Friedrich-Ebert-Platz 1

51373 Leverkusen

Telefon: (0214) 406-8860

Telefax: (0214) 406-8862

Mail: presse@stadt.leverkusen.de
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AUSSICHTEN/8857: Und morgen, den 9. Januar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.01.2020 bis zum 10.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8857 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Naß und kühl und sturmgetrieben,

Pfützen, Regen, Hagel frei

sind die Wetter, die wir lieben,

und Jean-Luc ist auch dabei.
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AUSSEN/172: In der Zuschauerrolle - EU-Mächte warnen vor äußerer Einmischung in Libyen (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 8. Januar 2020

german-foreign-policy.com

In der Zuschauerrolle

EU-Mächte warnen vor äußerer Einmischung in Libyen. 

Russland und Türkei erwägen Prozess zur Beendigung des Kriegs



BERLIN/TRIPOLIS - Außenminister Heiko Maas warnt vor der Einmischung
auswärtiger Staaten in Libyen. "Die anhaltende Einmischung von außen schürt
die Krise", heißt es in einer Erklärung zum Libyen-Krieg, die Maas gestern
mit seinen Amtskollegen aus Frankreich, Italien und Großbritannien und dem
EU-Außenbeauftragten unterzeichnete: Sie sei "zum Nachteil der nationalen
Interessen des Landes". Frankreich und Großbritannien waren die treibenden
Kräfte beim Krieg gegen Libyen im Jahr 2011; Deutschland und Italien
intervenieren in dem Land seit Jahren - in Sachen Flüchtlingsabwehr.
Hintergrund der plötzlichen Warnung vor auswärtiger Einmischung ist, dass
Russland und die Türkei sich per Kooperation mit Bürgerkriegsparteien eine
starke Stellung in dem Land gesichert haben. Beobachter berichten von
Bestrebungen in Moskau und Ankara, ähnlich wie in Syrien ("Astana-Prozess")
auch in Libyen auf ein Ende des Kriegs hinzuarbeiten - unter
russisch-türkischer Führung. Das wäre ein weiterer Schlag für die westliche
Hegemonie. Berlin will dies mit einer eigenen internationalen
Libyen-Konferenz verhindern.

Mitverantwortung für den Krieg

Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr einen neuen Anlauf gestartet,
ihren Einfluss auf Libyen zu stärken. Ein früherer Versuch aus den Jahren
2015 und 2016 war umfassend gescheitert. Berlin war es damals gelungen, den
deutschen Diplomaten Martin Kobler auf den Posten des UN-Sondergesandten
für Libyen zu hieven. Kobler, der das Amt am 4. November 2015 übernahm,
setzte umgehend die Bildung einer "Einheitsregierung" in Tripolis durch, an
deren Spitze am 15. März 2016 Ministerpräsident Fayez al Sarraj trat.
Sarrajs Macht ist bis heute überaus begrenzt; anfänglich kontrollierte er
kaum mehr als einige Hafengebäude. Berlin störte sich nicht daran; den
westlichen Mächten sei es vor allem darum gegangen, als formellen
Ansprechpartner über eine "Einheitsregierung" in Tripolis zu verfügen, die
"international anerkannt" werde, konstatierte etwa der Libyen-Experte
Wolfram Lacher von der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP).[1] Das galt
als notwendig, um sich die Legitimation für den Krieg gegen damalige 
IS-Stützpunkte in Libyen sowie für Maßnahmen zur Flüchtlingsabwehr in Libyen
zu verschaffen. Dass Al Sarraj und die "Einheitsregierung" weitgehend
machtlos waren und bald zur leichten Beute von Milizen wurden, nahm Berlin
in Kauf. Lacher stellte im Mai 2018 lapidar fest: "Westliche Regierungen
und die VN sind für die Lage in Tripolis mitverantwortlich."[2]

Russlands Einfluss

Hintergrund der neuen Berliner Aktivitäten sind einschneidende
Kräfteverschiebungen in Libyen. Dort hat Russland seinen Einfluss
inzwischen deutlich ausgebaut. Es unterstützt Khalifa Haftar, einen
Warlord, der als Befehlshaber der Libyan National Army (LNA) fungiert,
einer Truppe, die ihre Legitimation aus dem Parlament bezieht, das im Juni
2014 gewählt wurde, dann aber vor islamistischen Milizen aus der Hauptstadt
floh und seinen Sitz seither im ostlibyschen Tobruk hat. Haftar hat die
Rückendeckung vor allem Ägyptens und den Vereinigten Arabischen Emirate,
die ihm militärisch sowie bei der Aufrüstung unter die Arme greifen. Über
die Emirate ist auch deutsches Kriegsgerät nach Libyen gelangt 
(german-foreign-policy.com berichtete [3]). Russland unterstützt Haftar unter
anderem mit Ersatzteilen für Waffen, mit Militärtraining und mittlerweile
auch mit der Entsendung von Söldnern.[4]

Die Netzwerke der Muslimbrüder

Gleichzeitig hat auch die Türkei ihre Aktivitäten in Libyen intensiviert.
Sie unterstützt dabei die "Einheitsregierung" von Fayez al Sarraj - auch,
da diese der Muslimbruderschaft nahesteht, deren internationalen Netzwerken
der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan und seine Partei AKP verbunden
sind. Ankara nahm umfangreiche Rüstungslieferungen an die
"Einheitsregierung" in Tripolis auf, nachdem deren Gegner Haftar im April
2019 eine Offensive mit dem Ziel gestartet hatte, den Krieg in Libyen
endgültig für sich zu entscheiden. Dies ist ihm bislang nicht gelungen. Die
Türkei weitet aktuell ihre Zusammenarbeit mit Tripolis aus und hat am
Sonntag mit der offiziellen Entsendung von Soldaten in die libysche
Hauptstadt begonnen. Dort sollen sie nun ein Operationszentrum für die
Soldaten der "Einheitsregierung" errichten sowie deren Aktivitäten
koordinieren.[5] Berichten zufolge führen türkische Militärs auch
Ausbildungsmaßnahmen durch.

Ein "Astana-Prozess" für Libyen

Abgesehen von der Tatsache, dass mit der Zunahme des türkischen und des
russischen Einflusses der Einfluss der europäischen Mächte weiter sinkt,
zeichnet sich inzwischen ein türkisch-russischer Interessenabgleich über
Libyen ab. Darauf wies bereits im Dezember das auf den Nahen und Mittleren
Osten spezialisierte Onlineportal Al Monitor hin; dort hieß es unter
Berufung auf Quellen im russischen Außen- und im Verteidigungsministerium,
Moskau und Ankara arbeiteten an einer "wichtigen Initiative" für Libyen,
die beim nächsten Zusammentreffen der beiden Staatspräsidenten gestartet
werden könne.[6] Dieses Treffen findet am heutigen Mittwoch in Istanbul aus
Anlass der offiziellen Inbetriebnahme der Erdgaspipeline TurkStream statt.
Erläuternd heißt es bei Al Monitor, Modell sei die Entwicklung in Syrien.
Dort ist es Moskau und Ankara gelungen, im Rahmen des "Astana-Prozesses"
die entscheidenden Weichen für die Beendigung des Krieges zu stellen - ohne
Beteiligung der lange Zeit in der Region hegemonialen Mächte des Westens.
An einer ähnlichen Lösung arbeiteten beide Länder nun auch für Libyen,
heißt es. Gelinge das, dann könnten Russland und die Türkei sich als
Konfliktlöser in der arabischen Welt präsentieren und damit die Hegemonie
des Westens ein weiteres Stück brechen. Al Monitor urteilt entsprechend,
Moskau mische vielleicht weniger im Libyen-Krieg mit, um Haftar zum Sieg zu
verhelfen, sondern "um sich Hebelwirkung auf die Entscheidungsbildung in
dem Konflikt zu sichern".[7] Das wäre die Voraussetzung, um "Konfliktlöser"
in Libyen zu werden.

Der "Berlin-Prozess"

Vor diesem Hintergrund hat Berlin im vergangenen Jahr den Versuch
gestartet, sich seinerseits eine Vermittlerposition im Libyen-Krieg zu
verschaffen. Am 11. September kündigte der deutsche Botschafter in Tripolis
an, die Bundesregierung werde noch im Herbst eine "internationale 
Libyen-Konferenz" in der deutschen Hauptstadt abhalten, um den Krieg in dem Land
zu beenden. Von einem "Berlin-Prozess" ist seitdem die Rede. Zur
Vorbereitung der Konferenz reiste Außenminister Heiko Maas Ende Oktober
nach Libyen und verhandelte dort mit Ministerpräsident Al Sarraj - aus
Sicherheitsgründen nicht in Tripolis, sondern in der westlich der
Hauptstadt gelegenen Küstenstadt Zuwara. Über konkrete Ergebnisse der
Gespräche wurde nichts bekannt. Maas musste überstürzt abreisen, weil
Gerüchte die Runde machten, ein Angriff durch ein feindliches Flugobjekt
stehe bevor.[8] Die großspurig angekündigte Libyen-Konferenz ist seither
mehrfach verschoben worden.

Nachteilige Einmischung

Am gestrigen Dienstag ist Maas in Brüssel mit seinen Amtskollegen aus
Frankreich, Italien und Großbritannien sowie mit dem EU-Außenbeauftragten
Josep Borrell zusammengetroffen, um die Entwicklung in Libyen zu erörtern.
Vor dem Treffen hatten Insider in Berlin gewarnt, Moskau und Ankara
drängten Berlin und Brüssel in Libyen in eine "Zuschauerrolle"; das dürfe
man nicht zulassen, zumal Russland und die Türkei mit ihrem stärkeren
Einfluss in dem nordafrikanischen Land auch die Kontrolle über die
Migrationsrouten in die EU bekämen. Nach der Zusammenkunft veröffentlichten
die Außenminister und der EU-Außenbeauftragte eine gemeinsame Erklärung, in
der sie - als Vertreter von Staaten, die sich seit je politisch in Libyen
einmischen - erklärten: "Die anhaltende Einmischung von außen schürt die
Krise"; überhaupt sei auswärtiger Einfluss "zum Nachteil der nationalen
Interessen des Landes".[9] Maas berichtete, es sei ein "sehr konstruktives
Gespräch gewesen"; seine drei Amtskollegen und Borrell hätten den 
"Berlin-Prozess" unterstützt. Noch in diesem Monat solle die a
ngekündigte internationale Libyen-Konferenz stattfinden.

Merkel in Moskau

Details darüber sind weiterhin nicht bekannt. Bundeskanzlerin Angela Merkel
wird allerdings am Samstag nach Moskau reisen und dort mit Präsident Putin
verhandeln; wie zu hören ist, steht dabei nicht die Eskalation des 
Iran-Konflikts im Mittelpunkt, sondern der Krieg in Libyen. Moskau hat - anders
als Berlin und Brüssel - tatsächlichen Einfluss auf die Entwicklung in dem
Land.


Anmerkungen:

[1] "Große Gefahr, dass die Lage sich verschlimmert".

www.deutschlandfunk.de 14.12.2015.

S. dazu Krieg um die Gegenküste

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6877/

[2] Wolfram Lacher: Das Milizenkartell von Tripolis. SWP-Aktuell Nr. 28.
Mai 2018.

S. auch Die nächste Runde im libyschen Krieg

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7909/

[3] S. dazu Arabische Waffenbrüder

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7989/

[4] Kirill Semenov: Will Russia, Turkey launch "Syria scenario" for Libya?
al-monitor.com 03.01.2020.

[5] Türkei entsendet Soldaten. Frankfurter Allgemeine Zeitung 07.01.2020.

[6] Maxim A. Suchkov: Intel: How Russia and Turkey are eyeing new deals on
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afp.com 07.01.2020.

 * 

Quelle:
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VORTRAG/820: Unna - Wilhelm Hochgräber, Die Kirchen im 3. Reich, 13.01.2020


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Die Kirchen im 3. Reich



Stadt Unna. In seinem Vortrag am Montag, 13. Januar 2020, zwischen 18
und 19.30 Uhr in der VHS in Unna (Zentrum für Information und Bildung)
beschäftigt sich Wilhelm Hochgräber mit der ambivalenten Haltung der
großen Kirchen zum Nationalsozialismus ab 1933 sowie mit der
Entwicklung von Kritik und Widerstand von Teilen ihrer Mitglieder.

Die Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.01.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KALENDERGESCHICHTEN/109: 01-2020   Spuk und Tränen - und was nun Gespenst ... ? (SB)





[image: Die Familie sitzt am Essenstisch, Vater zeigt nach oben und die Tochter sieht die fliegende Teekanne neben dem Tisch - Buntstiftzeichnung: © 2020 by Schattenblick]

Rumtrums Laune war unerträglich für ihn selbst, aber auch für
seinesgleichen. Fluchend und um sich spukend trampelte er mit seinen
Stiefelchen so feste auf den Boden, dass ihn ein Ruck bis hinauf in
seinen Kopf heftig aufbrüllen ließ: "Verflucht, verdammt, ich platze
gleich, ich langweile mich, niemand, den ich ärgern kann, niemand ist
hier, der vor mir erzittert oder schreiend davonläuft!" Rumtrum war
überzeugt, dass es seine Aufgabe als böser Hausgeist sei, die Bewohner
desselben zu piesacken oder gar so in Angst und Schrecken zu
versetzen, dass sie fluchtartig ihr Heim verließen. Doch die Zeiten
hatten sich geändert. Die wenigen Hausgeister, die es noch gab, waren
müde geworden und taten eigentlich gar nichts mehr, außer unheimliche
Geschichten ihrer niederträchtigen und furchterregenden Vorfahren zu
erzählen. Rumtrum war stets ganz ergriffen und fühlte sich den alten
Geistern sehr verbunden. Oft war er so aufgewühlt und voller
Tatendrang, dass er es kaum aushalten konnte. Leider war er an dieses
Haus gebunden. Hausgeister können sich nicht einfach in ein anderes
begeben, sie sind so etwas Ähnliches wie die Seele des Gebäudes und
zwar für alle Zeiten - und so wartete er schon seit langer, viel zu
langer Zeit darauf, dass neue Mieter hier Einzug hielten.

Tatsächlich fand sein quälendes Warten ein Ende, als eine Familie
eines verregneten, kalten Tages sich wirklich niederließ. Innerhalb einer
Woche war es Vater, Mutter, Großmutter und zwei Kindern gelungen, sich
häuslich und sehr gemütlich in ihrem neuen Heim einzurichten. Was die
Kinder anbelangte, richtete sich der Neunjährige in einem Zimmer im
Dachgeschoss ein, seine kleine Schwester, die gerade mal sieben Jahre
zählte, zog es hingegen vor, den kleinen Raum neben dem der Großmutter
zu beziehen.

Rumtrum war hocherfreut, was ergaben sich hier für vielfältige
Möglichkeiten Schabernack zu treiben. Kinder sind besonders gut
geeignete Wesen für Schrecknisse. Sie schrien, weinten oder rannten,
suchten ein Versteck unter der Bettdecke oder Schutz bei ihren Eltern.
Ja, das war so ganz nach Rumtrums Geschmack. Doch er war auch ein
Genießer und wollte nicht sogleich mit dem Unfug beginnen, vielmehr
genoss er die Zeit und malte sich die allerschönsten Gemeinheiten aus.

Zunächst wollte er die Familie beobachten, damit er noch ein paar
Ideen zum Erschrecken sammeln konnte. Eines Abends hatten es sich die
beiden Kinder am Kamin neben der Großmutter gemütlich gemacht.
"Bitte Großmutter, erzähl uns eine Geschichte", bettelte das Mädchen.
"Ja, aber ein schön unheimliche", forderte der Junge.

Da begann die alte Frau mit ruhiger Stimme zu sprechen und die anfangs
noch recht harmlose Geschichte wurde immer abenteuerlicher. Gebannt
lauschten die Kinder - und nicht nur sie, auch Rumtrum hörte
aufmerksam zu. Aber was erzählte die Alte denn da? Rumtrum war
erschrocken, was wirklich nur selten oder eigentlich noch nie
geschehen war.

Sie wusste über all die Schandtaten der Hausgeister zu berichten, über
die fliegenden Teller und Tassen, die hüpfenden Betten, die
schlagenden Türen und Fenster, die schwebenden Möbel, das laute
Kreischen und Quietschen, das Poltern und das Erscheinen von
Lichtgestalten, die sich durch Wände und Türen schlichen. Wie konnte
das sein? Hatte sie gelauscht, wenn die alten Hausgeister ihm von
vergangenen Zeiten erzählten? Nein, das wohl nicht. Ratlos kehrte er
auf den Dachboden zurück und befragte seinesgleichen.

"Wir haben es dir doch schon gesagt, die Zeiten haben sich geändert.
Die Menschen benutzen einen Fernseher und darin werden Filme gezeigt,
in denen wir mitspielen - natürlich nicht wir selbst, aber aus all den
unheimlichen und schrecklichen Erlebnissen, die wir verursacht haben
und die vielen Menschen so große Angst eingejagt haben, dass sie
beinahe den Verstand verloren haben, wurden Filme gedreht. Viele
konnten einfach nicht anders, als all das was ihnen widerfahren war,
anderen zu berichten. Manche glaubten ihnen, andere belächelten sie
und hielten sie für abergläubisch oder etwas verrückt. Aber als Stoff
für Bücher und Filme, die bei den Lesern und Zuschauern schauriges
Gruseln bewirken sollen, waren unsere Schandtaten bestens geeignet."

"Das heißt, es fürchtet sich niemand mehr vor mir, weil man glaubt, es
gibt mich gar nicht wirklich?", bestürzt sah Rumtrum die Alten an.
"Oh, nein, so ist es auch nicht. Kinder und Ängstliche kannst du wohl
erschrecken, doch werden sie alsbald von jenen damit getröstet, dass
es in Wirklichkeit keine Hausgeister gibt", erklärte einer und fügte
hinzu, "ganz gleich was du auch für Poltern und Rumpeln anstellst, es
wird sofort nach einer natürlichen Erklärung gesucht, damit alles
wieder seine Ordnung hat. Probiere es ruhig einmal aus."

Rumtrum wartete bis die Familie am Abendbrottisch versammelt war und
begann ein fürchterliches Gepolter auf dem Dachboden. Sofort sah der
Vater seinen Sohn an, was denn bei ihm im Zimmer umgefallen sei, dass
es so laut poltere? "Nichts, Papa, es liegt alles auf dem Fußboden,
da kann nichts fallen", behauptete der Junge.

"Das kann nicht sein, geh hoch und sieh nach! Oder willst du mir
weismachen, es sei ein Gespenst im Haus," lachte der Vater laut.
Rumtrum war erbost, versuchte es aber gleich noch einmal. Diesmal ließ
er die Teekanne vom Tisch fallen. Das musste nun aber doch wirken.
Aber nein, die Mutter schimpfte ihre Tochter, sie solle doch besser
aufpassen, so eine Kanne koste viel Geld. Das Mädchen verteidigte
sich, doch es half nichts.

"Die Kanne fällt doch nicht von allein vom Tisch! Sag lieber die
Wahrheit, dann ist alles nicht so schlimm und ich bin auch nicht mehr
böse", versuchte die Mutter sie zu ermuntern. Doch sooft das Mädchen
auch erklärte, dass sie die Kanne nicht vom Tisch geworfen habe, ihr
wurde nicht geglaubt. Als Rumtrum noch einige andere Gemeinheiten
ausprobierte, musste er immer wieder hören, dass eine Erklärung für
seine Taten gefunden wurde, stets mit der letzten, sicheren
Begründung, dass Geister und Gespenster nur in Büchern und Filmen
vorkämen. "Es fühlt sich irgendwie komisch an, wenn es einen nicht
gibt", dachte Rumtrum.



Weitere Abenteuer mit Rumtrum folgen ...




8. Januar 2020
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INFOPOOL / KINDERBLICK / LESEN UND LERNEN





BÜCHER/0478: Opa und die Nacht der Wölfe (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Bücher und mehr

Opa und die Nacht der Wölfe

von Laura Mey, DAlzG



Nora Alexander erzählt in ihrem Buch die Geschichte von Olli und
seinem demenzerkrankten Opa. Als die Eltern eines Abends beide nicht
zu Hause sind, geschieht etwas Fantastisches: Olli entdeckt Opas
Geheimnis. Es ist Vollmond und Opa verwandelt sich in einen Wolf! Das
ist natürlich unglaublich und Olli fürchtet sich zunächst sehr - bis
er versteht, dass der Wolf wirklich sein Opa ist und ihm nichts tun
wird. In dieser Nacht erlebt Olli seinen Opa als starken und schlauen
Anführer einer Wolfsbande. Und Opa-Wolf hält zu ihm und verteidigt
ihn vor den skeptischen Blicken von Schnee, Wolke, Blitz und
Lüftchen, den anderen Wölfen aus dem Rudel. Eine aufregende Nacht
beginnt!

Locker und wertfrei erzählt die Autorin davon, was im Alltag
mit einem demenzerkrankten Familienmitglied passieren kann: Es gibt
lustige und komische Momente, bei denen man lachen kann, aber auch
traurige Momente, in denen Olli einen Kloß im Hals spürt. Ebenso
erlebt Olli fordernde Situationen, in denen er Verantwortung für
seinen Opa übernehmen muss, obwohl er doch viel jünger ist. "Opa und
die Nacht der Wölfe" ist eine liebevolle Abenteuergeschichte in zwölf
Kapiteln für Kinder ab 8 Jahren.


Nora Alexander: Opa und die Nacht der Wölfe.

Verlag Friedrich Oetinger, Hamburg 2019, 208 Seiten, 14 EUR

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/19, S. 26

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1459: Hamburg - "Gelb und Rosa" von Julia Hart, 24.-26.1.2020


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Gelb und Rosa (ab 8 J.)

Gastpremiere von Julia Hart

Regie/Konzept: Julia Hart

Ausstattung/Video: Iris Holstein

Schauspiel: Eva Loska, Madeleine Lauw, Johannes Nehlsen, Florian
Weigel

Produktionsleitung: Kaja Jakstat, Zwei Eulen

Musik: Daniel Huss

Assistenz: Ellen Stein

Kinderphilosophin: Yasmin Calvert

Licht: Sönke Herm

Premiere: Freitag, 24. Januar 2020 / 18 Uhr

Weitere Vorstellungen: Samstag, 25. Januar + Sonntag, 26. Januar,
jeweils 16 Uhr



"Gelb und Rosa? verwandelt eine der großen philosophischen
Streitfragen in eine theatrale Debatte, die Kinder und Eltern
gleichermaßen einlädt, mitzudenken und live mit einer singenden Kuh
und einem kreischenden Huhn zu untersuchen: Woher kommen wir?

Nach "Der Hamburger Kodex" und "Hasenherz" u.a. ist "Gelb und Rosa"
bereits das fünfte dokumentarische Projekt für Kinder von Julia Hart
und ihrem Team.

Zwei Holzkerle, der eine rosa, der andere gelb, erwachen auf einer
Wiese und schauen sich erstaunt an. Sie fragen sich: Wer sind wir
eigentlich? Wie sind wir hierhergekommen? Sie betrachten sich. Sie
spekulieren über ihre Herkunft. Sie wundern sich, wie etwas so
Perfektes wie sie überhaupt zustande kommen konnte. Rosa sagt: "Jemand
muss uns gemacht haben." Gelb denkt: "Wir sind der pure Zufall." So
entsteht ein Streit, in dem die Erklärungsversuche sich
verselbstständigen.

Gefördert durch die Behörde für Kultur und Medien der Freien und
Hansestadt Hamburg und die Hamburgische Kulturstiftung

"In dem Kindertheaterprojekt Gelb und Rosa wird eine der großen
 philosophischen Streitfragen nachgespielt und zusammen mit den
 jungen Zuschauer*innen und ihren Eltern live untersucht: Woher
 kommen wir? Wir werden die Geschichte "Gelb und Rosa? von William
 Steig in eine theatrale Debatte verwandeln, die Kinder und Eltern
 gleichermaßen einlädt, mit zu denken und mit zu streiten."
 (Julia Hart) 



 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





TREFFEN/210: Unna - Bilderbuchkino mit Willma startet ins neue Jahr, 15.01.2020


Kreisstadt Unna

Bilderbuchkino mit Willma startet in das neue Jahr




Stadt Unna. Die Leseschnecke Willma, das Maskottchen der
Kinderbibliothek im zib, hat sich auch für das erste Bilderbuchkino im
neuen Jahr auf die Suche nach lustigen und spannenden Geschichten
gemacht. Dabei hat sie zwei tolle Bilderbücher gefunden, die sie
Kindern ab 4 Jahren am Mittwoch, 15. Januar 2020, vorlesen möchte.

"Dr. Brumm auf Hula Hula" von Daniel Napp und
"Ein Haufen Freunde - ganz schön stark!" von Kerstin Schoene.

Beginn des Bilderbuchkinos ist um 16 Uhr.

Das Angebot ist kostenlos, eine Voranmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.01.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9760: Düsseldorf - Studierende + Absolventen der Kunsthochschule für Medien Köln, 14.2.-17.5.2020


Kunsthochschule für Medien Köln - 8.1.2020

degree_show - out of KHM

Ausstellung von Studierenden + Absolventen im KIT - Kunst im Tunnel,
Düsseldorf

Ausstellungseröffnung: Freitag, 14. Februar 2020, 19 Uhr, KIT - Kunst
im Tunnel (bis 17. Mai 2020)

Mannesmannufer 1b, 40213 Düsseldorf

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



Ist es in einer Zeit, in der die audiovisuellen Medien fest in unserem
Bewusstsein verankert sind, noch möglich, eine kritische Haltung
einzunehmen zu der uns umgebenden Fülle an Nachrichten, Meinungen,
Unterhaltung und pausenloser Selbstdarstellung?

Die Schau vereint hierfür zeit- und medienbasierte
(Abschluss-)Arbeiten von Student*innen und Absolvent*innen der
Kunsthochschule für Medien Köln.

Mit Céline Berger, András Blazsek, Viktor Brim, Anna Ehrenstein,
Kerstin Ergenzinger, Denzel Russel, S¢ren Siebel presents Bas
Grossfeldt.

Die Ausstellung ist bereits das dritte Projekt, das im Rahmen einer
Kooperation mit der KHM realisiert wird. Eine Zusammenarbeit, die
aufzeigt, wie vielfältig der Kunstbildungsstandort NRW ist. Kuratiert
von Mischa Kuball und Gertrud Peters. Die Ausstellung wird gefördert
durch die Kunst- und Kulturstiftung der Stadtsparkasse Düsseldorf und
der Sparkassen-Kulturstiftung Rheinland.

www.khm.de

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





ARBEITERSTIMME/385: Kapitalistischer Internationalismus - Die Europäische Union


Arbeiterstimme Nr. 204 - Sommer 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Kapitalistischer Internationalismus - Die Europäische Union



In der jüngeren Vergangenheit hat die ARSTI sich relativ wenig mit der
EU und den damit zusammenhängenden Fragen befasst, dies gilt es
nachzuholen. Ein Beitrag in diesem Heft bringt eine Darstellung der
Entstehung und eine Analyse der wichtigsten Charakteristika der EU.
Der zweite Beitrag diskutiert die von linker Seite vorgeschlagenen
Strategien für den Umgang mit der EU und legt zu dieser Frage eigene
Eckpunkte vor.

Das Thema EU ist sehr vielschichtig. In den zwei Artikeln können nicht
alle damit zusammenhängenden Aspekte ausführlich dargestellt werden.
Einige wichtige Punkte werden nur sehr kurz angesprochen. Im Text wird
jeweils auf solche Lücken in der Darstellung hingewiesen.


Vorgeschichte, frühe utopische Konzepte und Ideen

Wenn man so will, hat die EU eine lange Vorgeschichte. Erste
Vorschläge für ein vereintes Europa gehen bis auf das 17. Jahrhundert
zurück. Verschiedene Autoren haben dazu meist vage Ideen vorgelegt.
Das Hauptmotiv dieser Autoren war der Wunsch einen dauerhaften Frieden
in Europa zu sichern.

Auch in der Arbeiterbewegung wurde bereits vor dem 1. Weltkrieg über
ein vereintes Europa diskutiert. Während des Krieges, auf der
Zimmerwalder Konferenz von 1915, lag ein von Trotzki mitverfasstes
Manifest vor, das die Notwendigkeit der "Vereinigten Staaten von
Europa" begründete. (Lenin und Luxemburg äußerten sich übrigens
kritisch zu solchen Vorstellungen.)

Nach dem 1. Weltkrieg wurde die Konzepte dann etwas konkreter. Graf
von Coudenhove-Kalergi, ein Adeliger aus Österreich, veröffentlichte
1924 das "paneuropäische Manifest" und gründete die
Paneuropa Union. Diese Paneuropa Union gibt es auch
heute noch. Sie ist jetzt ziemlich weit rechts verortet, damals, also
1924, wurde sie aber vom eher fortschrittlichen Bürgertum, von
Liberalen und auch von einigen Linken unterstützt. Ein Unterstützer
war auch Aristide Briand, der mehrmaligen französische
Ministerpräsident und Außenminister, der selbst 1930 eine Denkschrift
"Über die Errichtung einer Europäischen Union", wie der
übersetzte Titel lautet, veröffentlichte.

In ihrem Heidelberger Programm von 1925 schrieb die SPD:
"Sie", also die SPD, "tritt ein für die aus wirtschaftlichen
Ursachen zwingend gewordene Schaffung der europäischen
Wirtschaftseinheit, für die Bildung der Vereinigten Staaten von
Europa, um damit zur Interessensolidarität der Völker aller Kontinente
zu gelangen." Dieser Satz, ohne weitere Ausführungen und
Erklärungen, findet sich im Abschnitt "Internationale Politik",
neben 6 weiteren Forderungen z.B. zur Abrüstung, gegen koloniale
Ausbeutung und Demokratisierung des Völkerbunds.

Zusammenfassend kann man feststellen. Es existierten diverse Ideen
über einen Zusammenschluss in Europa. Solche Vorstellungen speisten
sich aus mehren Quellen und fanden in verschiedenen
Gesellschaftsschichten und bei verschiedenen politischen Richtungen
eine gewisse Anerkennung und Zustimmung. Realpolitik war es aber
nicht.


Entwicklung nach dem 2. Weltkrieg

Das änderte sich nach dem 2. Weltkrieg. Bereits kurz nach Beendigung
des Krieges gab es entsprechende Aktivitäten. Am bekanntesten davon
ist vielleicht die Rede von Winston Churchill (er war damals nicht
Ministerpräsident sondern Oppositionsführer) am 19. September 1946 an
der Universität in Zürich, in der er von den "United States of
Europe" sprach, die anzustreben seien. Es wurden mehrere
Vereinigungen gegründet die sich diesem Ziel widmeten z.B. die
"Union der Europäischen Föderalisten" 1946, oder die
"Europäisches Bewegung International", 1948. Eine weitere,
wichtige Organisation war das "American Committee for a United
Europe" (Amerikanisches Komitee für ein vereintes Europa, ACUE).
Es wurde 1948 gegründet und war bis in die 60ger Jahre aktiv. Bei der
Gründung wirkte Coudenhove-Kalergi als Ratgeber mit. Geschäftsführer
des ACUE war William J. Donovan, ein ehemaliger Geheimdienstler und
sein Stellvertreter kein geringere als der damalige CIA Chef Allen
Welsh Dulles (der Bruder des US Außenminister John Foster Dulles). Die
ACUE wurde aus US-Haushaltsmitteln finanziert, daneben auch vom
amerikanischen Kapital (z.B. Rockefeller Stiftung). Man muss keiner
Verschwörungstheorie anhängen, um dieser Organisation einen
erheblichen Einfluss als Anreger, Koordinator und besonders als Quelle
von finanziellen Mitteln zuzusprechen. Finanziell unterstützt (und
beraten) wurde zum Beispiel die "Union Europäischer Föderalisten"
an der auch Robert Schuman und Paul-Henri Spaak führend beteiligt
waren. 1948 fand in Den Haag die erste "European Conference on
Federation" unter dem Vorsitz Winston Churchills statt. An der
Konferenz nahmen Parlamentarier aus den 16 Staaten teil, die Empfänger
des Marshallplans waren. Von der Konferenz ging die Gründung des
Europarat (1949) aus und man arbeitet bereits am Entwurf einer
Verfassung für die "Vereinigten Staaten von Europa".

In der Realität ging es dann doch nicht ganz so schnell mit den
Vereinigten Staaten von Europa, aber es kam bald zu konkreten
Schritten mit der Gründung der Montanunion und dann der EWG (für
Details siehe Kasten).

Anfang Texteinschub


Europäische Zusammenarbeit

die frühe Phase, die Formierung des westlichen Blocks


- 3.4.1948: Verabschiedung des Marshallplan im US Kongress,
Laufzeit bis Juni 1952


- 5. Mai 1949: Gründung des Europarates.

Gründungsmitglieder: Belgien, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien,
Luxemburg, Niederlande, Schweden und das Vereinigte Königreich,

Beitritte: 1949 Griechenland, Türkei, 1950 BRD, 1956
Österreich, 1963 Schweiz, 1976 Portugal, 1977 Spanien; inzwischen sind
praktisch alle Staaten Europas Mitglieder.


- 1949 Gründung der NATO - Gründungsmitglieder: Belgien,
Dänemark, Frankreich, Island, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande,
Norwegen, Portugal, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten.

Beitritte: 1952 Griechenland, Türkei, 1955 BRD, 21.9.82 Spanien


- Mai 1950: Präsentation des Schuman-Plans, Vorschlag für eine
Montanunion


- 24.10.1950 Pleven Plan - Vorschlag für eine Europäische
Verteidigungsgemeinschaft (EVG)


- April 1951: Unterzeichnung des Vertrags zur Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS, Montanunion), durch
Frankreich, Belgien, Luxemburg, Niederlande, BRD und Italien.


- 27.5.1952 Unterzeichnung des EVG Vertrags, geplant war eine
gemeinsame Armee der beteiligten Staaten (Frankreich, Belgien,
Luxemburg, Niederlande, Italien, BRD), alle militärischen Kräfte der
BRD sollten in der gemeinsamen Armee integriert sein, die anderen
Staaten können auch nicht-integrierte nationale Kontingente
unterhalten.


- Juli 1952: Inkrafttreten des Vertrags zur Montanunion


- 30.8.1954 Ablehnung der Ratifikation des EVG Vertrags durch das
französisches Parlament, Scheitern der EVG 


- 23.10.1954 Pariser Verträge, zwischen Frankreich,
Großbritannien, USA und BRD, Teilsouveränität für die BRD, Beschluss
zur Wiederbewaffnung der BRD und Aufnahme in die NATO


- 9.5.1955 bundesdeutsche Ratifizierung der Pariser Verträge,
Vollzug des NATO Beitritts der BRD


- 25. März 1957: Unterzeichnung der Römischen Verträge zur Gründung
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen
Atomgemeinschaft (EURATOM)

Ende Texteinschub


Damit war die Situation eine völlig andere als die vor dem
Krieg. Vor dem Krieg fanden die Befürworter einer europäischen
Einigung keinen Zugang zur praktischen Politik. Jetzt wurde dieses
Thema ein Teil der Realpolitik. Das bedarf einer Erklärung. Die
weltpolitischen Situation hatte sich fundamental geändert. Mit der
sich immer deutlicher und im Zeitverlauf immer schneller
herausbildende Konfrontation zwischen den USA und der Sowjetunion
formierten sich neue Bündnisse und Blöcke. Die USA, als neue
Führungsmacht, formulierten ihre Ziele für den unter ihren Einfluss
stehenden Teil Europas: Wiederaufbau nach den Zerstörungen des Krieges
und Stabilisierung der Verhältnisse im Sinne der westlichen,
antikommunistischen Blockbildung. Zur Förderung des Wiederaufbau
diente der Marshallplan. Die Gelder des Marshallplan waren mit der
Forderung nach Ausbau einer europäischen Kooperation und der Förderung
des freien Handel verbunden. Bald spielte in diesen Plänen die
Einbeziehung Deutschlands eine wichtige Rolle. Einbeziehung war dabei
auch unlösbar mit dem Ziel der Kontrolle durch Einbindung verknüpft.

Von Anfang war die Frage der wirtschaftlichen Kooperation eng mit der
militärischen Zusammenarbeit verbunden. Nach dem Scheitern der EVG und
der dann folgenden Wiederbewaffnung der BRD im Rahmen ihrer Aufnahme
in die NATO, hat sich die bis heute im wesentlichen erhaltene
Arbeitsteilung in EWG, EG, EU als hauptsächlich wirtschaftliche und
zivile Veranstaltung und NATO, zuständig fürs militärische,
herausgebildet.

Obwohl ständig von den "Vereinigten Staaten von Europa", von
europäischer Zusammenarbeit und ähnlichem die Rede war, führte
die zunehmende Konfrontation im Kalten Krieg in der Realität zu einer
Teilung Europas. Dazu gehörte auch die Entscheidung der BRD für die
klare "Westorientierung" und das Nichteingehen auf ein eventuell
vereintes, aber neutrales und vielleicht auch nicht eindeutig
kapitalistisches Deutschland. Die Einbeziehung der BRD in und die
Nutzung ihrer Ressourcen für die westlichen wirtschaftlichen und
militärischen Bündnisse ist ein ganz wesentliches Moment der
Nachkriegsordnung.

Die Propaganda für die europäischen Zusammenarbeit, für ein vereintes
Europa war ein Teil des ideologischen Überbaus und diente zur
Verfestigung des westlichen, antikommunistischen Blocks. Dabei wurde
bewusst an die utopischen Vorstellungen der Vorkriegszeit angeknüpft
und auf ein nicht kompromittiertes Ziel hin orientiert. Das Vereinte
Europa war die freundlich und fortschrittlich klingende Vision, der
gemeinsame Markt sollte die Basis für die weitere kapitalistische
Entwicklung sein.

Praktisch alle führenden Politiker haben relativ schnell diese Linie
akzeptiert. Ein Konsens der länderübergreifend und auch
parteienübergreifend war (bei den westlich, bürgerlichen,
antikommunistischen Parteien). Bei allen Unterschieden, die bei
sonstigen Themen bestanden und natürlich auch zu Einzelheiten in der
Europa-Frage, bestand Einigkeit über das Ziel einer Öffnung der Märkte
und darüber hinaus einer engen staatlichen Zusammenarbeit. Dieser
Konsens wurde von der eindeutig dominierenden Führungsmacht USA
angeregt, unterstützt und orchestriert. Europa, als eventuell
konkurrierender Block zu den USA, stand damals überhaupt nicht zur
Debatte und wäre auch völlig unrealistisch gewesen.

Als entscheidend für die weitere Entwicklung der Nachkriegszeit muss
man den starken wirtschaftlichen Aufschwung, der spätestens mit den
50er Jahren einsetzte, betrachten. Die Prosperität des Kapitalismus im
Zuge des Nachkriegsbooms ermöglichte eine weite Verbreitung von
Massenwohlstand und damit eine Stabilisierung des Nachkriegssystem.
Die allmähliche Etablierung eines gemeinsamen Marktes hat sicher die
kapitalistische Prosperität unterstützt. Aber die wichtigste Ursache
dafür liegt nicht in der europäischen Zusammenarbeit und deren
Institutionen. Es gab ja nicht nur das deutsche
"Wirtschaftswunder", sondern auch ein österreichisches (war
damals nicht in der EWG) und z.B. auch ein spanisches "Milagro
Espanol" (spanisches Wunder, damals auch nicht in der EWG) und
mehr oder weniger vergleichbare Entwicklungen außerhalb Europas wie
z.B. in Japan oder auch in den USA selbst.

Trotz dieses günstigen wirtschaftlichen Umfelds hat sich die
Realisierung der europäischen Projekts als schwierig und kompliziert
herausgestellt. Die EVG ist gescheitert, weil die Bereitschaft
Souveränität aufzugeben, nicht so ausgeprägt war, um gerade beim
sensiblen Thema Militärwesen damit zu beginnen. Auch die Entwicklung
der EWG erfolgte oft sehr zäh. Als Stichpunkte dazu sollen das Veto De
Gaulles gegen die Neuaufnahme von Großbritannien 1961, und seine
zeitweise praktizierte Politik des leeren Stuhl bei den europäischen
Institutionen (1965 bis 66) genannt werden. Oder man denke an die
Mühen mit der gemeinsamen Agrarpolitik (Mitte der 70er Jahre wurden
fast 90% der EWG Mittel dafür aufgewendet, obwohl die reale Bedeutung
der Landwirtschaft gemessen als Anteil der dort Tätigen oder am Anteil
des BIP ständig im Sinken war).

Aber, die EWG erwies sich als Erfolgsmodell. Sie hat neue Mitglieder
aufgenommen, die Integration vertieft und neue Politikfelder in die
gemeinschaftliche Zuständigkeit überführt. Alternativorganisationen,
wie etwa die EFTA, konnten sich nicht wirklich behaupten. Die
Besonderheit der EWG/EG bestand im Gegensatz etwa zur EFTA von Anfang
an darin, dass sie eigene supranationale Institutionen aufbaute und
diese im Laufe der Zeit stärkte. Damit verbunden war jeweils eine
Souveränitätsübertragung von den Mitgliedsstaaten auf die
Gemeinschaft. Dies ist bemerkenswert, weil über die langfristige
Zielsetzung des Einigungsprozess (die sogenannte Finalitätsfrage, z.B.
Bundesstaat oder Staatenbund) nie eine verbindliche Übereinkunft
getroffen wurde, ja nicht einmal ein informeller Grundkonsens aller
Beteiligten hergestellt werden konnte.

Das europäische Projekt wurde unter Anleitung und (sanften) Druck der
USA gestartet, zuerst um die europäischen Verbündeten zu
stabilisieren. Durch den Nachkriegsboom dehnte sich das
Wirtschaftsvolumen insgesamt aus, so dass für fast alle der Kuchen
größer wurde. Deshalb führte der sich herausbildende gemeinsame
Wirtschaftsraum zuerst einmal nicht zu einer starken Verschärfung der
Konkurrenz. Das ursprüngliche Ziel Wiederaufbau wurde abgelöst durch
neue Ziele, die deutlich über das Niveau der Vorkriegszeit
hinausgingen. Im Laufe der Entwicklung konnten sich die europäischen
Kapitale entfalten. Die Abhängigkeit von den USA wurde ökonomisch und
politisch allmählich reduziert. Selbstverständlich gab es auch
außerhalb Europas erhebliche politische und wirtschaftliche
Veränderungen, die hier nicht alle dargestellt werden können.
Beispielhaft soll nur der Zusammenbruch des Währungssystem
von Bretton Woods genannt werden.


Die EU nach 1989

Die Auflösung des "Ostblock" und der Sowjetunion ab November
1989 bedeutete für die EG einen erheblichen Einschnitt. Es stellten
sich neue Fragen, für die eine Antwort gefunden werden musste. Ähnlich
wie der beginnende Kalte Krieg das Projekt "Europäische Einigung"
stark beeinflusst hat, hat auch das Ende des Kalten Krieges
erheblichen Wirkung entfaltet. Das politische Umfeld der EG/EU hat
sich wesentlich geändert. Zur Debatte stand, eventuell, eine
"Neuerfindung" der EU.

In diesen Zusammenhang wurden folgende grundsätzliche Entscheidungen
getroffen:

Die EG bleibt in ihrer Grundstruktur erhalten, unternimmt aber weitere
Schritte in Richtung einer Vertiefung der Zusammenarbeit. Der
bedeutendste Schritt ist dabei die Einführung einer gemeinsamen
Währung. Nach Außen wird diese Entwicklung in der Umbenennung von EG
zu EU zum Ausdruck gebracht.

In diese EU werden viele neue Mitglieder aufgenommen.

Weitgehend, wenn auch nicht vollständig, parallel dazu erfolgt die
Aufnahme der gleichen Länder in die NATO.

Die "Neuerfindung" lief also auf ein einen weiter so, aber mit
vertiefter Zusammenarbeit, hinaus. Alle beitretenden Länder mussten
die bestehende EU mit ihren Strukturen akzeptieren. Eine Anpassung an
die vielen neuen Mitglieder fand praktisch nur in Bezug auf den Ausbau
von Mehrheitsentscheidungen statt.

Die Absicht zur Vertiefung führte konkret zum Vertrag von
Maastricht (1992) in dem die Ausdehnung der
Gemeinschaftszuständigkeit auf Umweltpolitik, Einwanderung und
Asylrecht, Gesundheit und Drogenbekämpfung festgelegt wurde und die
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) gestartet wurde. Mit
Maastricht eng verknüpft ist das Vorantreiben der Einführung des Euro
(zum 1.1.1999 als Buchgeld, 2002 auch als Bargeld). Diese Schritte
wurden vor allem von Kohl und Mitterand vorangetrieben. Dem Vernehmen
nach, war diese Vertiefung und die Einführung einer gemeinsamen
Währung mehr oder weniger die Bedingung von Mitterand für die
Zustimmung zur deutschen Vereinigung. Es ging also auch hier wieder,
wie bereits ganz zu Beginn, um eine Einhegung von Deutschland im
europäischen Verbund.

Anfang Texteinschub

Chronik der Beitritte


- März 1957: Unterzeichnung der Römischen Verträge zur Gründung
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen
Atomgemeinschaft (EURATOM); Gründungsmitglieder: Frankreich, Belgien,
BRD, Italien, Luxemburg, Niederlande


- 1961 erstes Aufnahmegesuch von Großbritannien und Dänemark,
Veto De Gaulles


- 1967 zweites Beitrittsgesuch - Widerstand De Gaulles. Nach
Rücktritt De Gaulles (1969) Initiative der EG zur Erweiterung und
daraufhin


- Januar 1973: EG-Betritt von Großbritannien, Irland und
Dänemark, Norwegen tritt wegen eines negativen Referendums nicht wie
geplant bei, Grönland als autonomer Teil Dänemarks tritt 1985 wieder
aus


- Januar 1981: Beitritt Griechenlands


- Januar 1986: Beitritt Spaniens und Portugals


- 3. Oktober 1990: Deutsche Vereinigung und damit Beitritt der
neuen Bundesländer und Ost-Berlins zur EG


- 1. Januar 1995: Beitritt von Schweden, Finnland und
Österreich (in Norwegen 1994 wieder ein ablehnendes Ergebnis im
Referendum)


- Januar 2004: große EU-Osterweiterung, Beitritt von Polen,
Tschechien, Slowakei, Ungarn, Slowenien, Lettland, Litauen, Estland,
Malta und Zypern


- Januar 2007: Beitritt von Rumänien und Bulgarien


- Juli 2013: Beitritt von Kroatien


- Juni 2016: Referendum über den Austritt aus der Europäischen
Union in Großbritannien mit dem Ergebnis pro Austritt (51,89%,
Beteiligung 72,2%)


- ? Austritt Großbritanniens aus EU


- Offizielle Beitrittskandidaten sind zur Zeit:

Türkei, seit 1999 Kandidat, seit 2005 Verhandlungen, deren
Abschluss allerdings fraglich sind 

Montenegro (seit 2010)

Serbien (2012)

Albanien (2014)

Nordmazedonien (seit 2005, Verhandlungen waren wegen des
Namensstreit mit Griechenland blockiert, nach der Umbenennung in
Nordmazedonien sind Verhandlungen noch nicht wieder aufgenommen)

Ende Texteinschub


Dann war noch geplant die Europäischen Union durch eine
Europäische Verfassung zu krönen. Dazu wurde ein Vorschlag vom
europäischen Konvent erarbeitet, dieser wurde 2004 von allen
Mitgliedern unterzeichnet und sollte 2006 in Kraft treten. Aber in
Frankreich und den Niederlanden wurde die Ratifizierung 2005 durch
Volksabstimmungen abgelehnt. Als Ausweg aus dieser Sackgasse wurde
stattdessen 2007 der Vertrag von Lissabon abgeschlossen.
(Formaljuristisch ändert dieser die bestehenden Verträge, aber ersetzt
sie nicht wie die Verfassung das getan hätte. Durch diese
formalistische Argumentation konnten weitere Volksabstimmungen
umgangen werden. Inhaltlich bleiben die Vorschläge der Verfassung aber
weitgehend erhalten.) Dieser Vertrag ist das heute maßgebende Dokument
für die EU.


Die EU heute, Charakteristika und Probleme

Durch die Erweiterungen hat sich die Heterogenität in der EU stark
vergrößert. Das betrifft sowohl die materielle Basis, also die
ökonomische Situation der einzelnen Mitglieder, als auch die
politischen Verhältnisse und Traditionen. Die Interessen sind
vielseitiger geworden, auch die Art wie sie sich organisieren und in
der politischen Sphäre zum Ausdruck gebracht werden.

Es gibt heute mindesten drei "Gruppen", der "Nordwesten" (hier
konzentrieren sich die EU-weit und international konkurrenzfähigen
Kapitale, man legt Wert auf geringe Staatsdefizite), der "Süden"
(schwächere Wirtschaftskraft, weniger konkurrenzfähig, Neigung zu
größeren Staatsdefiziten) und der "Osten" mit ganz eigenen Interessen
und Politikstilen. Eine Besonderheit der osteuropäischen Länder liegt
darin, dass sie nach Ende des Realsozialismus keine etablierte
Kapitalistenklasse aufweisen konnten. In der Folge wurden sehr viele
Bereiche (Industrie, Banken, Handel) von ausländischen Kapital
übernommen. Damit ist eine große Zone mit abhängigen Kapitalismus in
der EU entstanden. Zusätzlich gibt es innerhalb dieser Länder starke
Unterschiede im ökonomischen Entwicklungsstand, etwa zwischen
Tschechien einerseits und Rumänien/Bulgarien andererseits. (Auf eine
ausführlichere Untersuchung der östlichen Mitglieder und ihrer
Bedeutung für die EU muss hier verzichtet werden, genauso wie auf die
Darstellung des Verhältnis der EU zur Ukraine und zu Russland.)


Scheitern der gemeinsamen Asylpolitik

Die Blockade der EU in der Migrations- und Flüchtlingspolitik ist ein
Beispiel für die spezielle Positionierung der osteuropäischen Länder.
Durch ihre strikte Weigerung Migranten aufzunehmen, wird die angeblich
gemeinschaftliche Asylpolitik untergraben. Der Anspruch der EU als
Problemlöser aufzutreten, wird als Unfähigkeit bloßgestellt.


Die Folgen der Euro Einführung

Die Einführung des Euro verlief technisch reibungslos und die neue
Währung konnte sich einen respektablen Platz unter den
kapitalistischen Währungen erobern und behaupten. Der Euro hat das
Währungsrisiko unter den beteiligten Ländern ausgeschaltet und gewiss
auch die Schwankungen zu den anderen Währungen, insbesondere den
Dollar, wegen seines viel größeren Gewichts limitiert. Aus dieser
Sicht kann man den Euro durchaus als Erfolg werten. Allerdings gibt es
auch eine Problemseite. Die Einführung des Euro war als eine
Vertiefung der Integration gedacht (oder wurde zumindest so
angekündigt). Aber die Einheitswährung löste keine (quasi
automatische) Angleichung der Verhältnisse über den Markt aus. In der
Realität wurde durch die gemeinsame Währung die unterschiedliche
ökonomische Stärke der Länder weiter verstärkt anstatt abgebaut. Ein
deutliches Zeichen dafür sind die Ungleichgewichte in den
Leistungsbilanzen, großen Exportüberschüssen, besonders von
Deutschland, stehen logischerweise Leistungsbilanzdefizite bei anderen
Ländern gegenüber. Eine gemeinsame Währung für einen disparaten
Wirtschaftsraum ist aber ein Problem. Sie lässt nur eine gemeinsame
Geld- und Zinspolitik zu, obwohl für einzelne Mitglieder der
Währungsunion eine Differenzierung sinnvoll und notwendig wäre. Von
dem vollzogenen Schritt, der Einführung des Euro, geht deshalb ein
gewisser Druck aus, weitere Vereinheitlichungen des betroffenen
Wirtschaftsraum folgen zu lassen. Finanztechnisch ist das durch die
sogenannte "Europäische Bankenunion" von 2014, die die EZB als
zentrale Bankenaufsicht einsetzt und einen einheitlichen
Bankenabwicklungsmechanismus festlegt, teilweise schon geschehen.
Erforderlich wäre aber neben der rechtlich, formalen Seite auch eine
größere materielle Gleichheit, das heißt entweder eine reale
Angleichung der Ökonomien der Euro-Länder und/oder ein finanzieller
Transfer von den starken in die schwachen Länder, gewissermaßen analog
zum Finanzausgleich zwischen den deutschen Bundesländern. Es gibt
Anzeichen dafür, dass auch einflussreiche Regierungen in der EU diese
Problematik erkannt haben und zu einem gewissen Gegensteuern bereit
sind (z.B. kann man die Vorschläge von Macron so sehen, eine genauere
Analyse dieser Vorschläge kann hier leider nicht erfolgen). Allerdings
ist unklar, was davon umgesetzt wird und es gibt starke Widerstände
gegen eine solche Politik. Die Alternative zu einer Angleichung ist
ein bewusstes Hinnehmen der Unterschiede zwischen armen und reichen
Regionen und deren weiteres Anwachsen. Auf Dauer wäre das ökonomischer
und politischer Sprengstoff und Basis für neue Krisen. Klar ist, dass
sich der Euro nur technisch, durch sein Vorhandensein und der
Schwierigkeit und der Risiken einer Rückabwicklung als Klammer für die
Zusammenhalt der EU erwiesen hat. Ökonomisch und sozial ist er bis
jetzt ein Spaltpilz.


Die Stellung Deutschlands: Führungsmacht, Hegemon oder?

Es wurde schon mehrmals darauf hingewiesen, dass die Einhegung
Deutschlands ein wesentliches Motiv bei der Schaffung der
gemeinschaftlichen Strukturen war. Sogar bei der Einführung des Euro
soll dies noch eine Rolle gespielt haben. Letztlich ist aber
Deutschland die stärkste Kraft in der EU geworden. Gegen einen
deutschen Widerspruch geht praktisch nichts. Allerdings ist die
Vormachtstellung nicht so stark, dass Deutschland die EU allein
dominieren könnte. Es braucht dazu Verbündete. Diese Aussage bezieht
sich nicht nur auf die formale Seite, also auf Abstimmungen im EU-Rat,
bei denen jeweils eine Mehrheit organisiert werden muss. Deutschland
kann nur dann als Führungsmacht auftreten, wenn es auch die
allgemeinen Interessen aufgreift und vertritt. Hegemonie bedeutet,
normalerweise, nicht extrem einseitiges Agieren, sondern das Finden
einer Balance. Im Allgemeinen war sich die deutsche Politik dessen
bewusst und pflegte einen vorsichtigen Politikstil. In jüngerer Zeit
gibt es aber Anzeichen, dass versucht wird die eigenen Interessen
härter durchzusetzen. Insbesondere wenn es, aus deutscher Sicht, um
Kerninteressen geht, wie etwa bei der Verteidigung der starken
Exportposition (innerhalb und außerhalb der EU), die Durchsetzung von
ausgeglichenen Staatshaushalten bzw. strikte Austeritätspolitik bei
Krisen und die Ablehnung von weiteren Transfers innerhalb der EU.


Demokratiedefizit

Die Kompetenzen des EU Parlament wurden mehrmals erweitert. Aber sie
haben immer noch nicht das erreicht, was bei Parlamenten in
demokratischen Staaten üblich ist.

Das beginnt das mit dem Wahlmodus, zur Zeit zählt nicht jede Stimme
gleich. Die kleinen Länder sind überproportional vertreten. Die Zahl
der Sitze ist letztlich ausgehandelt. Es gibt keine Formel die die
Zahl der Sitze z.B. nach Bevölkerungsgröße errechnet.

Und dem Parlament fehlen wichtige Rechte, insbesondere das Budgetrecht
und das Recht die Exekutive, also die EU-Kommission, wirklich zu
bestimmen.

Durch die Art der Entscheidungsfindung in der EU wird die politische
Substanz der zu entscheidenden Fragen eher verschleiert als
offengelegt. Generell ist der Rat, das heißt die Staats- und
Regierungschefs oder die Fachminister, das bestimmenden Gremium. Die
eigentliche Arbeit bei der Vorbereitung von Verordnungen (= Gesetzen)
findet in etwa 150 Arbeitsgruppen statt. In diesen Arbeitsgruppen
beraten Beamte aus den Fachministerien der Mitgliedsländer über die
Vorschläge der Europäischen Kommission, die allein das formale Recht
der Gesetzesinitiative hat.

Zuerst muss sich jede Regierung der Mitgliedstaaten intern auf eine
Position einigen, was je nach Konstellation und gegebener Koalition
schon sehr schwierig sein kann. Dann wird diese Position mit den
anderen Regierungen verhandelt, mit entsprechenden Zugeständnissen und
Gegengeschäften, die natürlich auch Thema übergreifend sein können.
Die Arbeitsgruppen und auch der Rat der Minister bzw. Regierungschefs,
die dann letztlich die Beschlüsse fassen, tagen grundsätzlich geheim.
Es gibt keine öffentlich einsehbaren Protokolle oder ähnliches.
Offiziell veröffentlicht werden nur die Beschlüsse, nicht aber die
Argumentation, die Taktik der Verhandlung, begleitende Absprachen etc.
Dieses etwas undurchsichtige Verfahren bietet den zahlreich
vorhandenen Lobbygruppen günstige Möglichkeiten auf den Gang der Dinge
einzuwirken. Der, oft mühsam, im Rat gefundene Kompromiss muss zwar,
in vielen aber nicht allen Fällen, noch vom EU Parlament behandelt und
gebilligt werden. Meistens ist das Parlament aber nicht in der Lage
das im Rat verhandelte Paket noch einmal aufzuschnüren. In der
Öffentlichkeit werden Entscheidungen oft nach dem Muster wahrgenommen:
Deutschland (oder Frankreich oder die Südländer etc.) hat/haben sich
durchgesetzt oder nachgegeben. Die Entscheidungsfindung wird also (mit
einen gewissen Recht) als Konkurrenz zwischen Staaten und nicht als
Konkurrenz von politischen Richtungen wahrgenommen.

Die Art wie in der EU Entscheidungen getroffen werden ist für viele
nicht mehr durchschaubar. Dementsprechend entsteht der Eindruck von
übermächtiger Bürokratie und von Einmischung von Anderen/Fremden in
die eigenen Angelegenheiten und von einer diffusen Abhängigkeit von
"Brüssel". Richtig ist auch, dass Politiker verschiedener Couleur (oft
die deklarierten EU-Freunde) sich aus durchsichtigen opportunistischen
Gründen hinter der EU verstecken. Regelungen, an denen ihre Partei und
ihre Regierung aktiv mitgewirkt hat, werden als Vorgabe von "Brüssel"
dargestellt. Es wird verschwiegen, wer diese Regelung betrieben hat
und warum er dies gemacht hat.


Festschreibung Neoliberaler Hegemonie

Seit dem Vertrag von Maastricht und spätestens seit dem Lissabonner
Vertrag, der ja sozusagen die Verfassung der EU darstellt, ist ein
klares neoliberales Wirtschaftsmodell die Handlungsgrundlage der EU.

Die Basis bilden die vier, bereits in den Römischen Verträgen als
Ziele deklarierten vier Grundfreiheiten. Das sind die

• Kapitalverkehrsfreiheit

• Warenverkehrsfreiheit

• Dienstleistungsfreiheit

• Personenverkehrsfreiheit.

Relevant ist dabei besonders, wie diese Freiheiten inzwischen vom
Europäischen Gerichtshof interpretiert werden, nämlich nicht mehr als
Ziele, sondern als Grundrechte, die von einzelnen einklagbar sind.

Weitere neoliberale Festschreibungen im EU Recht sind

• das Beihilfeverbot (sprich das Verbot von Subventionen, der Rat
kann aber Ausnahmen genehmigen)

• Strikte Vorgaben für öffentliche Ausschreibungen

• die Vorgabe, dass bei der Eisenbahn, der Post, den
Telekommunikations- und Energienetzen Wettbewerb vorhanden sein muss
(und damit ein einziger öffentlicher Anbieter ausgeschlossen ist).

Zentral ist der Vertrag von Maastricht (1992) und der sogenannten
Stabilitätspakt (1997), die die Grundlage für die Einführung der Euro
bilden. Hier sind die Verschuldungsgrenzen 3% und 60% definiert. Die
Unabhängigkeit der EZB (von den Regierungen aber auch von jeder
demokratischen Kontrolle) und die Verpflichtung der EZB allein auf das
Ziel der Preisstabilität, und nicht auch auf Vollbeschäftigung, das
Verbot der Staatsfinanzierung durch die Notenbank.

Wesentlich bei den oben genannten Festlegungen ist ihre Verankerung im
EU Primärrecht. Das heißt sie sind Bestandteil des Lissabonner
Vertrags. Und dieser kann nur einstimmig geändert werden und die
Änderung muss dann von allen Mitgliedsländern ratifiziert werden.
Somit würde bereits ein Land genügen, um eine Änderung zu blockieren.

Eine Weiterentwicklung stellt der sogenannte Fiskalpakt von
2012 dar. Dieser Pakt ist nicht im europäischen Primärrecht verankert,
sondern als zusätzlicher Völkerrechtlicher Vertrag zwischen den
Regierungen abgeschlossen (ohne GB, Tschechien und Kroatien). Die
Überführung in das EU Vertragsrecht war/ist für später geplant, die im
Pakt genannte Frist von fünf Jahren ist aber bereits überschritten.

Der Fiskalpakt bezieht sich auf die Bestimmungen des Stabilitätspakt
und des Maastrichter Vertrags, konkretisiert und verschärft sie.

Im einzelnen verpflichten sich die Länder:

• Auf einen ausgeglichenen Haushalt (dabei gilt ein Defizit von
0,5% des BIP als ausgeglichen) und einen Abbau der Staatsverschuldung
auf unter 60% des BIP.

• Auf die Aufnahme von Regeln, die im Prinzip der deutschen
Schuldenbremse entsprechen, in ihre Verfassung oder eine Kodifizierung
auf vergleichbaren Niveau.

Allerdings sieht der Fiskalpakt mehrere Ausnahmemöglichkeiten vor, die
durch Sondersituationen oder konkreten Bedingungen eines Landes
bedingt sein können.

Die EU Kommission hat die Aufgabe den Fiskalpakt zu überwachen. Die
Länder müssen regelmäßig über ihre Bemühungen die Regeln einzuhalten
berichten. Die jüngsten Diskussionen zwischen der EU-Kommission und
der italienischen Regierung über den italienischen Haushalt beruhen
auf diesen Fiskalpakt.

Seinen bisher deutlichsten Ausdruck hat die Neoliberalisierung bisher
in der Behandlung der Krisen um Griechenland gefunden.


Europa als Friedensgarant?

Richtig ist, dass es nach 1945 in Europa weitgehend friedlich
geblieben ist. Ein Krieg etwa zwischen Frankreich und Deutschland ist
heute geradezu unvorstellbar geworden. Richtig ist aber auch, dass das
nur innerhalb der EU und im Bezug zu anderen europäischen
"Kernländern" gilt. Die Auflösungskriege um Jugoslawien haben gezeigt,
auch in Europa sind Kriege noch möglich und die EU bzw. ihre führenden
Mitglieder waren dabei keineswegs nur Friedensstifter. Bei nüchterner
Betrachtung muss man auch zum Ergebnis kommen, dass der entscheidende
Faktor für die friedliche Entwicklung zwischen den europäischen
Ländern nicht in erster Linie die EU ist, sondern der Zusammenhalt der
kapitalistischen Länder gegen die Sowjetunion unter der Hegemonie der
USA. Verändert sich diese Konstellation, gerät auch der Friede in
Europa in Gefahr. Auch das haben die Kriege in Jugoslawien gezeigt.

Vergessen darf man auch nicht, dass EWG/EU Mitglieder von Anfang an an
diversen Kriegen beteiligt waren, etwa Frankreich in Indochina,
Algerien, bei der Suez-Krise und bei vielen weiteren Einsätze in
Afrika, Großbritannien bei der Suez Krise, im Falkland- und Irakkreig,
auch Deutschland ist mit etlichen Auslandseinsätzen vertreten.

Die Vorstellung von der "Friedensmacht EU" wird durch einige
Äußerlichkeiten (scheinbar) unterstützt, z.B. durch die Arbeitsteilung
zwischen EU und NATO. Für militärisches ist eben die NATO zuständig
und nicht die EU. Die Schwierigkeit der 28 Mitglieder gelegentlich
eine gemeinsame Linie zu finden, führt dann dazu, dass sich die EU als
ganzes nur zurückhaltend positionieren kann. Man kann das als
vorsichtige Politik missverstehen. Viele Kommentatoren bejammern es
wortreich als Schwäche und mangelnde Handlungsfähigkeit Europas. Real
bedeutet das aber nur, die EU kann (noch?) nicht effizient genug als
imperialistischer Akteur auftreten.


Militarisierung

Neuere Entwicklungen strafen das Gerede vom Friedensprojekt EU sowieso
Lügen, besonders das Projekt PESCO (Permanent Structured
Cooperation). Hier geht es um die Zusammenarbeit auf militärischen
Gebiet. 2017 wurde diese Kooperation gestartet 25 Länder beteiligen
sich daran (ohne GB (Brexit), Dänemark und Malta).

Die teilnehmenden Staaten verpflichten sich ihre
"Verteidigungsausgaben stetig weiterzuentwickeln"  (es wird
aber nicht festgelegt was das genau bedeutet z.B. im Sinne von
Prozentsätzen oder Zeiträumen) und zur Teilnahme an europäischen
Ausrüstungsprogrammen, wobei die Teilnahme an den einzelnen
Rüstungsprojekten separat entschieden wird. PESCO bringt zwar eine
gewisse Ausformung des Gemeinschaftsrechts bei militärischen Fragen,
die Souveränität der Länder ist aber ausdrücklich nicht aufgehoben.

Es gibt starke Kräfte in der EU, die PESCO nur als Anfang betrachten
und darauf hinwirken, die militärische Zusammenarbeit weiter
auszubauen.


Ausblick

30 Jahre nach der Auflösung der Sowjetunion sind weitere
einschneidende Veränderungen der weltpolitischen Situation erkennbar.
Das soll hier nur stichpunktartig festgehalten werden.

Der Aufstieg Chinas - insgesamt eine Verschiebung des ökonomischen
Schwerpunkts nach Asien, darin eingeschlossen ist ein relativer
Bedeutungsverlust Europas.

Das Verhältnis USA-Europa steht ernsthaft zur Debatte. (Und das
vermutlich auch ohne den speziellen Politikstil von Trump.) Bisher war
es immer noch ein Verhältnis von Hegemon zu abhängigen Verbündeten.

Auch bezüglich der näheren und weiteren Umgebung von Europa (Russland,
Türkei, Naher Osten, Afrika) gibt es mehr Fragezeichen als
Gewissheiten.

Die Einschätzung der EU fällt in dieser Hinsicht zwiespältig aus.
Einerseits ist die EU als großer Verbund wesentlich besser gerüstet
mit anderen Mächten harte Verhandlungen und Kämpfe auszufechten als es
die vielen europäischen Nationalstaaten einzeln wären. Andererseits
stellt sich die Frage, ob die Vereinheitlichung der EU wirklich schon
so weit fortgeschritten ist, um in allen diesen, zum Teil sehr
fundamentalen Fragen eine gemeinsame Position vertreten zu können.
Eventuell sind die materiellen Unterschiede einfach zu groß, so dass
einzelne Länder bessere Wege ohne EU für sich erkennen, oder glauben
erkennen zu können.

Es ist offensichtlich, dass eine gemeinsame Linie schon jetzt sehr
schwierig zu erreichen ist. Die weitere Abgabe von Souveränität in
zentralen Themen wie Außenpolitik und Militärwesen an eine
Zentralinstanz, wäre für viele Staaten und ihren herrschenden Klassen
mit Risiken und Einflussverlust verbunden. Es ist aber denkbar, dass
ein Schub für mehr Zentralität dann erfolgt, wenn die Umstände
(Konkurrenz zu USA und/oder China) eine stärkeren Zusammenschluss der
europäischen Kräfte nahelegen oder erzwingen.

Nicht unwahrscheinlich ist ein weiteres Auffächern in eine EU der
verschiedenen Geschwindigkeiten und der verschiedenen
Integrationsstufen, die es in der Praxis schon seit einiger Zeit gibt.

Trotz jahrzehntelangen Aufbau eines gemeinsamen Marktes und
gemeinsamer Institutionen ist die Entwicklung noch nicht unumkehrbar.
Der Ausgang ist offen. Alle denkbaren Pfade (von weiterer Integration
hin zu einem Bundesstaat bis zu einem Auseinanderbrechen) sind
möglich. Potentielle, auch die Substanz erschütternde Krisen, sind am
(durchaus nahen) Horizont erkennbar, wie etwa eine große
kapitalistische Überproduktion/Schuldenkrise oder die Klimaänderung
mit ihren direkten und indirekten Folgen. Aber hier und heute lässt
sich der reale Verlauf mit seinen politischen Implikationen nicht
prognostizieren.

Anfang Texteinschub

Vertiefung der Zusammenarbeit, Entwicklung der Verträge


Die EU ist staatsrechtlich ein ziemlich kompliziertes Gebilde. Die
Zuständigkeit (Kompetenz) für einzelne Aufgaben wird der EU per
Vertrag von den Mitgliedsstaaten übertragen. Dies ist in der
Geschichte der EU mehrmals geschehen. Die einschlägigen Bestimmungen
wurden zuletzt im Vertrag von Lissabon zusammengefasst. Das Kernstück
des Lissabonner Vertrags ist der "Vertrag über die Arbeitsweise der
Europäischen Union" (AEUV). Hier wird festgelegt wie die Institutionen
der EU funktionieren, welche Kompetenzen sie haben, ihre
Zusammensetzung, ihre Wahl und Abwahl, bei welchen Entscheidungen das
EU-Parlament zustimmen muss etc. Nur dort wo die Zuständigkeit
ausdrücklich auf die EU übertragen worden ist, kann diese
gesetzgeberisch durch Verordnungen und Richtlinien tätig werden. In
ausschließlicher EU Zuständigkeit sind z.B. Handelsverträge. Praktisch
keine Kompetenzen hat die EU beim Steuerrecht.


Im EU-Recht gibt es aber auch Bereiche für gemeinsames Handeln ohne
Souveränitätsübertragung. Eine Beispiel dafür ist die "Gemeinsame
Außen und Sicherheitspolitik" GASP. Diese findet sozusagen außerhalb
bzw. neben der EU-Kommission statt. Deshalb gibt es auch keinen
EU-Kommissar für Außenpolitik, sondern eine "hohe Vertreterin für
Außen und Sicherheitspolitik". Das EU-Parlament hat hier keine
Zustimmungsrechte. Entscheidungen im EU-Rat zur Außenpolitik müssen
grundsätzlich einstimmig getroffen werden.


Neben dem Lissabonner Vertrag, dem alle Mitglieder zugestimmt haben
und der für alle verbindlich ist, gibt es noch weitere
völkerrechtliche Verträge zwischen den Mitgliedsstaaten mit Regelungen
für bestimmte Politikbereiche, wie etwa den Fiskalpakt. Diesen
zusätzlichen Verträgen sind nicht alle Mitglieder beigetreten, sie
sind deshalb auch nicht für die gesamte EU gültig. Der Weg mit
zusätzlichen Verträgen wurde beschritten, weil starke Interessen
bestanden die Regelungen durchzusetzen, aber keine Zustimmung aller
Mitglieder erreicht werden konnte.


- 18. April 1951: Unterzeichnung des Vertrags zur Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS, Montanunion), durch
Frankreich, Belgien, Luxemburg, Niederlande, BRD und Italien


- 24. Juli 1952: Inkrafttreten des Vertrags zur Montanunion


- März 1957: Unterzeichnung der Römischen Verträge zur Gründung
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft EWG) und der Europäischen
Atomgemeinschaft (EURATOM) 1.1.1958 Inkrafttreten


Die wichtigsten Ziele:

• Aufheben der Import-Export Kontingente, Abbau der Zölle - 1968
wurde Zollunion erreicht

• Freien Austausch für Waren, Dienstleistungen, Personen und
Kapital 

• gemeinsame Handelspolitik gegenüber Drittstaaten, gemeinsame
Landwirtschafts- und Verkehrspolitik 

• Schaffung europäischer Institutionen

• "beständige Wirtschaftsausweitung", "ausgewogener
Handelsverkehr", "redlicher Wettbewerb"

• Angleichung innerstaatlicher Rechtsvorschriften


- 1965 Politik des leeren Stuhles durch De Gaulle. Beendet
durch den Kompromiss von Luxemburg 1966. Es ging um Abstimmungsregeln
im Ministerrat. Durch bereits in den Römischen Verträgen vereinbarte
Ausdehnung von Mehrheitsentscheidungen, hätten die großen Länder
(Frankreich, BRD, Italien) ihr faktisches Vetorecht verloren. Im
Kompromiss von Luxemburg erklärten die Mitglieder informell und nicht
rechtsverbindlich auf Mehrheitsentscheidungen verzichten zu wollen,
wenn ein Land den verhandelten Gegenstand für wesentlich erklärt.


- 1967 Zusammenlegung der Exekutivorgane der europäischen
Institutionen EGKS, EWG und EURATOM zu den Europäischen Gemeinschaften
EG (Fusionsvertrag)


- 1979 Einführung des Europäisches Währungssystem (EWS),
beschränkte die Schwankungen der teilnehmenden Währungen innerhalb
einer Bandbreite (normalerweise +/- 2,25%)


- 1984 Thatcher erreicht "Briten Rabatt"


- 1985 Schengen, Beginn der schrittweise Abschaffung der
Grenzkontrollen, mehrmals modifiziertes Abkommen genannt Schengen I
bis Schengen III, ohne Großbritannien und Irland aber mit Schweiz,
Liechtenstein, Norwegen und Island


- 1987 Einheitliche Europäische Akte (EEA), EU-Parlament wird
direkt gewählt, Stärkung des Mehrheitsprinzips im Rat, die
Realisierung des Europäischen Binnenmarkt soll bis 1992 abgeschlossen
sein


- Februar 1992: Unterzeichnung des Vertrages von Maastricht
(offiziell "Vertrag über die europäische Union") Zusammenführung von
EG, EURATOM und EGKS zur Europäischen Union (EU)

• Ausdehnung der Gemeinschaftszuständigkeit auf Umweltpolitik,
Einwanderung und Asylrecht, Gesundheit und Drogenbekämpfung

• Start der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), als
intergouvernementaler Bereich mit Sonderstellung

• Eine Volksabstimmung zur Ratifizierung in Dänemark lehnt den
Vertrag ab. Nach Einfügung von Spezialklauseln zur Nicht-Teilnahme am
Euro findet eine zweite Abstimmung Zustimmung.


- November 1993: Inkrafttreten des Vertrages von Maastricht und
Gründung der EU


- 1997 Vertrag von Amsterdam (1999 Inkrafttreten), Ausbau und
Regelung von Mehrheitsentscheidungen, mehr Rechte für das europäische
Parlament, Zusammenarbeit in polizeilichen und justiziellen Fragen.
Darin enthalten auch der Stabilitäts- und Wachstumspakt (kurz
Euro-Stabilitätspakt), Definition der Obergrenzen der Verschuldung von
3% bzw. 60%, Regelung von möglichen Sanktionen


- 1997 Inkrafttreten des Dubliner Übereinkommen, Regelung zur
Durchführung von Asylverfahren


Januar 1999: Einführung des Euros als Buchgeld


Januar 2002: Einführung des Euros als Bargeld in Belgien,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien,
Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien, 2007 Slowenien,
2008 Malta, Zypern, 2009 Slowakei, 2011 Estland, 2014 Lettland, 2015
Litauen


- 2001 Vertrag von Nizza, 2003 Inkrafttreten, Neuregelung von
Mehrheitsentscheidungen im europäischen Rat, Zustimmung in Irland erst
in der zweiten Volksabstimmung, geplanter Verfassungsvertrag Konvent
erarbeitet den Vertrag bis 2003, Unterzeichnung am 29.10.2004,
geplantes Inkrafttreten 2006, Ablehnung durch Volksabstimmungen in
Frankreich (55% Nein Stimmen bei 69% Beteiligung) und den Niederlanden
(61% Nein-Stimmen bei 63% Beteiligung)


- 2007 Vertrag von Lissabon (2009 Inkrafttreten), die
Regelungen der geplanten Verfassung werden im wesentlichen übernommen,
Volksabstimmungen nicht notwendig, da nur Vertragsänderung und keine
Vertragsersetzung.


- 2011 Sixpack, 6 EU-Verordnungen und Richtlinien, die
gleichzeitig beschlossen wurden, die bisherigen Regelungen des
Maastrichter Vertrags und des Stabilitätspakt werden im neoliberalen
Geist konkretisiert und verschärft plus (eher technische) Vorgaben für
Datenerhebung und Berichtspflicht.


- 2011 Euro-Plus-Pakt, Maßnahmenpaket zur "Erhöhung der
Wettbewerbsfähigkeit" der teilnehmenden Länder, nicht
rechtsverbindlich (ohne GB, Schweden, Tschechien und Ungarn)


- 2011 Europäisches Semester, Verfahren zur Überprüfung der
nationalen Haushaltsentwürfe.


- 2012 Fiskalpakt (zusätzlicher Völkerrechtlicher Vertrag
zwischen den Regierungen, ohne Großbritannien, Tschechien und
Kroatien), unterschiedliche Bestimmungen für Euro-Länder und nicht
Euro-Länder, Verpflichtung zu ausgeglichenen Haushalt (Defizit von
0,5% des BIP gilt als ausgeglichen), Abbau der Staatsschulden unter
60%, nationale Verankerung einer Schuldenbremse.


- 2014 Europäische Bankenunion, EZB wird zentrale
Bankenaufsicht, einheitlicher Bankenabwicklungsmechanismus


- 2017 PESCO, (Permanent Structured Cooperation), "Permanente
Strukturierte Zusammenarbeit" auf militärischen Gebiet, ohne
Großbritannien, Dänemark und Malta, Verpflichtung die
Verteidigungsausgaben regelmäßig zu erhöhen, Zusammenarbeit bei
Rüstungsprojekten, keine Übertragung der Souveränität in militärischen
Fragen auf die EU.

Ende Texteinschub
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Iran attackiert US-Basen im Irak, Pentagon entsendet B-52-Bomber

Von Bill Van Auken

8. Januar 2020



Iranische Medien berichteten Dienstag Nacht, dass die Iranische
Revolutionsgarde mehrere amerikanische Stützpunkte im Irak als Vergeltung
für das kriminelle US-Drohnen-Attentat auf General Qassem Soleimani
angegriffen haben. Der ehemalige Kommandeur der al-Quds-Brigaden, einer
zentralen Einheit der Revolutionsgarde, galt als die zweitmächtigste Figur
des Landes.

Die Hauptziele der Raketenangriffe waren laut Pentagon der Stützpunkt Ain
al-Assad in der westirakischen Provinz Anbar und ein weiterer Stützpunkt in
der Nähe von Erbil in der Autonomen Region Kurdistan im Nordosten des
Iraks. Die Ain al-Assad-Basis, ein wichtiges Zentrum für 
US-Militäroperationen sowohl im Irak als auch in Syrien, wurde im Dezember
letzten Jahres von Trump und im November letzten Jahres von Vizepräsident
Mike Pence besucht.

Die mit der Ermordung Soleimanis eingeleitete Kriegskrise am Persischen
Golf hatte unmittelbare Auswirkungen auf die Weltmärkte: Der Ölpreis stieg
um mehr als vier Prozent und die Dow Futures fielen am Dienstagabend um
rund 350 Punkte. Das Weltfinanzkapital geht davon aus, dass eine Vergeltung
der USA gegen den Iran durchaus zu iranischen Angriffen auf saudische und
andere Öleinrichtungen der Golfstaaten oder zu einer Schließung der
strategisch wichtigen Straße von Hormus führen kann, durch die etwa 20
Prozent des weltweit gehandelten Öls fließt.

In offensichtlicher Vorbereitung auf einen Krieg im großen Stil hat das
Pentagon eine Bomber-Einsatztruppe, bestehend aus sechs schweren 
B-52-Bombern, zur US-Militärbasis auf der Insel Diego Garcia im Indischen Ozean
geschickt, einem britischen Kolonialbesitz, der sich in Schlagdistanz zum
Iran befindet, aber außerhalb der Reichweite der iranischen
Langstreckenraketen.

Inmitten der ständig eskalierenden Spannungen nach der Ermordung von
Soleimani stellt die Entsendung der nuklearen Bomber eine direkte
militärische Bedrohung gegen das 82 Millionen Einwohner zählende Land dar.

Die Verlegung der B-52 nach Diego Garcia folgt der Entsendung von 4.000
Soldaten der 82. Airborne Division, die in Fort Bragg, North Carolina,
stationiert ist, in den Nahen Osten, und der der Entsendung von 2.000
Marines an Bord des amphibischen Angriffsschiffes USS Bataan in den
Persischen Golf.

Der Aufmarsch des US-Militärs in der Region folgt auf eine Reihe
aggressiver Drohungen Washingtons mit neuen Kriegsverbrechen als Reaktion
auf jegliche iranische Vergeltung für die Ermordung von General Soleimani,
der am 3. Januar zusammen mit vier weiteren Iranern und fünf Irakern bei
einem US-Drohnen-Angriff auf den internationalen Flughafen von Bagdad
getötet worden war.

In seinem Statement am Dienstag im Weißen Haus erklärte Trump: "Wenn der
Iran etwas tut, was er nicht tun sollte, wird er die Konsequenzen tragen,
und zwar sehr stark." Zuvor behauptete der US-Präsident, er habe 52 Ziele
im Iran ausgewählt, eines für jede der Geiseln, die bei der Erstürmung der
US-Botschaft in Teheran am 4. November 1979 genommen wurden, und dass diese
auch kulturelle Stätten umfassen würden - ein Kriegsverbrechen.

US-Außenminister Mike Pompeo, US-Verteidigungsminister Mark Esper, Joint
Chiefs of Staff Chairman General Mark Milley und Vizepräsident Mike Pence
versammelten sich am Dienstagabend nach dem Bericht über die iranischen
Raketenangriffe mit Trump im Weißen Haus.

Mehrere iranische Beamte hatten deutlich gemacht, dass Vergeltungsmaßnahmen
für die Ermordung des iranischen Führers unvermeidlich waren, insbesondere
angesichts der massenhaften Trauer und Wut in den Städten des Landes. Die
größten Proteste im Iran seit dem Begräbnis des Gründers der Islamischen
Republik, Ayatollah Khomeini, im Jahr 1989, nahmen am Dienstag eine
tragische Wendung. Eine riesige Menschenmenge, die versuchte, Soleimanis
Sarg zu einem Friedhof in seiner Heimatstadt Kerman zu begleiten, blieb in
den engen Straßen stecken, was zu einer Massenpanik führte, bei der
Berichten zufolge 56 Menschen getötet und über 200 weitere verletzt wurden.

Der iranische Außenminister Dschawad Sarif, der als "gemäßigt" innerhalb
des iranischen Herrschaftsapparates gilt, sagte über die Ermordung
Soleimanis: "Dies ist ein Akt der Aggression gegen den Iran, und es läuft
auf einen bewaffneten Angriff gegen den Iran hinaus, und wir werden darauf
reagieren. Aber wir werden proportional, nicht unverhältnismäßig
reagieren... Wir sind nicht gesetzlos wie Präsident Trump."

Washington verweigerte Sarif ein Visum zur Teilnahme an einer geplanten
Sitzung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Dort hätte er
Washington wegen eines Kriegsverbrechens bei der Durchführung des
kaltblütigen Mordes an einem iranischen Regierungsbeamten, der einen
Staatsbesuch im Irak durchführte, angeklagt. Der nationale
Sicherheitsberater Robert O'Brien rechtfertigte die Verweigerung des Visums
mit der Erklärung: "Wann immer er nach New York kommt, verbreitet er
Propaganda".

In einer Pressekonferenz am Dienstagmorgen verspottete Außenminister Mike
Pompeo die Aussage von Sarif, Soleimani sei in diplomatischer Mission nach
Bagdad gereist. "Gibt es irgendeine Geschichte, die darauf hinweist, dass
es auch nur im entferntesten möglich war, dass dieser freundliche Herr,
dieser Diplomat von großer Ordnung, Qassem Soleimani, nach Bagdad reiste,
um eine Friedensmission durchzuführen", fragte er.

Pompeo verschwieg die Tatsache, dass der irakische Premierminister Adel
Abdul Mahdi selbst gesagt hat, er sei am Morgen des Mordes mit Soleimani
verabredet gewesen, um die Situation im Irak und Bagdads Bemühungen zu
besprechen, im Konflikt zwischen Iran und Saudi-Arabien zu vermitteln.

Die Behauptungen der Trump-Administration, sie habe auf eine "unmittelbare
Bedrohung" durch einen Angriff Soleimanis reagiert, haben sich zunehmend
als fadenscheinig erwiesen. Verteidigungsminister Esper behauptete, bevor
er die sogenannte "Gang of Eight", die demokratischen und republikanischen
Führer beider Häuser des Kongresses und ihrer beiden
Geheimdienstausschüsse, informierte, dass die Informationen des 
US-Geheimdiensts über die angebliche Bedrohung "exquisit" seien. Auf die
Fragen der Reporter antwortete er jedoch, dass "bevorstehend" entweder Tage
oder Wochen hätte bedeuten können.

Beamte des Pentagon, die inoffiziell sprechen, erklärten, dass es keine
Informationen über einen bevorstehenden Angriff gab. Und selbst wenn es
diese gegeben haben sollte, wäre sie durch die Ermordung Soleimanis, einem
hochrangigen iranischen Regierungsbeamten, der offene Gespräche mit der
irakischen Regierung führte, kaum zu verhindern gewesen.

Die Position der USA im Irak ist nach dem Attentat zunehmend unhaltbar
geworden. In Washington herrschte weiterhin Verwirrung über einen Brief von
General William Seely, einem US-Kommandeur im Irak. Laut diesem würden sich
die US-Truppen auf einen Rückzug aus dem Land vorbereiten, nachdem das
irakische Parlament am Sonntag einstimmig ihre Ausweisung gefordert hatte.

Esper, Pomepo und andere in der Verwaltung bestanden darauf, dass der Brief
lediglich ein nicht unterschriebener Entwurf sei und dass Washington nicht
die Absicht habe, sich zurückzuziehen, egal was das irakische Parlament
oder die Bevölkerung wollen. Esper ging so weit zu behaupten, dass die
irakischen Abgeordneten einstimmig für die Zwangsverlegung der US-Truppen
gestimmt hätten, weil "sie bedroht wurden". Und bei dem Brief handele es
sich lediglich um eine schlecht formulierte Mitteilung, dass die US-Truppen
innerhalb des Irak verlegt werden würden, da die USA und ihre 
NATO-Verbündeten die Grüne Zone Bagdads aus Angst vor einem Angriff evakuierten.

Der irakische Premierminister Adel Abdul Mahdi bestand jedoch darauf, dass
ihm eine unterschriebene Kopie des Briefes in arabischer Sprache nicht nur
einmal, sondern sogar zweimal - nach einer Übersetzungskorrektur -
zugestellt worden sei.

In einer Fernsehansprache wiederholte er die Forderung nach einem Ende der
US-Militärpräsenz. "Wir haben keinen anderen Ausweg als diesen, sonst rasen
wir auf die Konfrontation zu", sagte er und fügte hinzu, dass der Irak eine
"historische Entscheidung" treffen müsse, um die US-Truppen auszuweisen.
"Sonst werden wir nicht ernst genommen."

Die Empörung im Irak über den Drohnenangriff war fast so stark wie im Iran.
In Bagdad, Basra, Najaf und anderen Städten strömten riesige Menschenmengen
auf die Straßen, um die Ermordung von Soleimani und Abu Mahdi al-Muhandis
zu verurteilen. Letzterer hatte das zweite Kommando über die mächtigen
Volksmobilmachungskräfte (al-Haschd asch-Schabi) inner, eine Koalition
schiitischer Milizen, die als Teil der irakischen Streitkräfte gilt. Wenn
sich die USA den irakischen Forderungen nach einem Truppenabzug
widersetzen, könnte es gut sein, dass der Irakkrieg wieder aufgenommen wird
und amerikanische Soldaten gegen diese Milizen in den Krieg ziehen.

Es wird davon ausgegangen, dass die iranische Vergeltung für das 
Soleimani-Attentat die Überlegungen über eine zahnlose "War Powers Resolution" der
Hausdemokraten zurückdrängt, die das militärische Vorgehen der USA gegen
den Iran auf 30 Tage ohne formelle Genehmigung des Kongresses für die
Anwendung militärischer Gewalt begrenzen würde.

Bis Dienstagnacht gab es keine Berichte über US-Opfer der iranischen
Raketenangriffe. Trump verkündete in einem Tweet, dass eine "Bewertung der
Unfälle und Schäden jetzt stattfindet. So weit, so gut!" Er fügte hinzu,
dass er am Mittwochmorgen eine Erklärung abgeben werde.

Wie auch immer die Reaktion Washingtons ausfallen mag, die
Rücksichtslosigkeit und Kriminalität, die die US-Politik gegenüber dem Iran
kennzeichnen, sind kein Zeichen von Stärke, sondern vielmehr ein Zeichen
der tiefgreifenden Krise des US-Imperialismus, der nach Jahrzehnten des
Krieges im Mittleren Osten keines seiner strategischen Ziele erreicht hat
und der mit zunehmenden sozialen Konflikten und einer beispiellosen
politischen Krise im eigenen Land konfrontiert ist.
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GRASWURZELREVOLUTION/1926: Algerien - Generation ohne Angst


graswurzelrevolution Nr. 444, Dezember 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Generation ohne Angst

"Hirak", die lang dauernde Massenbewegung in Algerien

von Leïla-Anne Ouitis



Im Februar 2019 entstand eine beeindruckende Massenbewegung in
Algerien, der dort sogenannte Hirak. Das ist auf Arabisch der Begriff
für "Bewegung". Der algerische Hirak konnte bereits die autoritäre
Regierung Bouteflika und seinen Clan stürzen und befindet sich
gegenwärtig mitten in der Auseinandersetzung mit dem algerischen
Militär um die künftige Gesellschaftsstruktur des Landes. Im Hirak
spielt die Gewaltfreiheit bis jetzt eine bedeutende Rolle. Wir
veröffentlichen hier eine zweiteilige Analyse der Bewegung. Der zweite
Teil erscheint im Januar in der GWR 445 und wird die Rolle der Frauen
in der Massenbewegung Algeriens noch näher behandeln. (GWR-Red.)


Werfen wir einen Blick auf die Massenbewegung großer
Bevölkerungsschichten, die seit dem 22. Februar 2019 in Algerien auf
die Straßen gehen und den Rücktritt von Präsident Bouteflika sowie
seiner Verbündeten in den höchsten Rängen der Macht forderten. Wie
haben sich die Menschen organisiert? Wie bestimmen ihre spezifischen
Gruppierungen die Demonstrationen?

Wer sind die Demonstrant*innen? Kommen sie aus unterschiedlichen
politischen, sozialen oder ökonomischen Milieus? Können wir
spezifische Gemeinsamkeiten für die Mehrheit der Demonstrant*innen
ausmachen? Könnten wir gar von einer "Bewegung der unteren
Bevölkerungsschichten" in dem Sinne sprechen, dass sich diese
Bevölkerungsschichten ein gemeinsames Programm geben, das über das
Ende des Regimes Bouteflika hinausweist?


Keine führende Organisation innerhalb der Bewegung

Im Gegensatz zum gegenwärtigen Aufstand im Sudan, bei dem es eine
relativ homogene politische Führung gibt, erscheint in Algerien
gegenwärtig weder eine führende Organisation noch eine führende
Persönlichkeit. Dies fördert eher die Massenmobilisierung: Auf dem
Höhepunkt der Bewegung versammelten sich bei den
Freitagsdemonstrationen - selbst nach Angaben der Sicherheitsorgane
- rund 10 Millionen Menschen, das heißt fast ein Viertel der
Gesamtbevölkerung Algeriens. Die demokratische und pazifistische
Ausrichtung ist bemerkenswert, wenn man die Formen des Riot aus den
letzten Jahrzehnten in Betracht zieht. Zu den wichtigsten Slogans
gehören "silmiya, silmiya" (friedlich, friedlich) und "handeriyya"
(zivilisiert). Diese Demonstrationen werden von Freiwilligen
begleitet, die als Ordner*innen fungieren und sie kehren nach der Demo
sogar die Straßen sauber. Man demonstriert mit der ganzen Familie, mit
Kindern und Kinderwägen, was auch die Teilnahme älterer Menschen
ermöglicht.

Es werden Wasserflaschen und Bonbons untereinander verteilt. Bis zum
gegenwärtigen Zeitpunkt war die neu gewonnene Meinungsfreiheit mit
Händen zu greifen. Ab Mitte Juni 2019 haben die Mächtigen die
Repression verschärft, besonders bei ihren (gescheiterten) Versuchen,
die Frage der kabylischen Minderheit zu instrumentalisieren, um die
Bewegung zu spalten, indem deren Flagge auf den Demos verboten wurde.

Doch die Meinungsfreiheit wurde auf den Straßen weiter praktiziert:
Kleine öffentliche Agoren(1) fanden weiter jeden Freitag vor den Demos
statt, besonders in den großen Städten. So gibt es zum Beispiel in
Oran [zweitgrößte Stadt Algeriens; Red.] auf der "Place d'Arme" weiter
regelmäßig freie und öffentliche Debatten. Dort hatten die staatlichen
Behörden während des Fastenmonats Ramadan [vom 3. Mai bis 5. Juni
2019; Red.] absichtlich einen Gewerbemarkt aufgebaut, aber gleich nach
dem Ramadan sind die Protestierenden in Massen aufgetaucht und haben
die Buden schnell wieder abgebaut.


Die politische Klasse ist diskreditiert

Die Diskreditierung der politischen Klasse ist umgekehrt proportional
zur Nähe von Politiker*innen zum Zentrum der Macht.

Manche Personen, die als zu sehr mit dem Regime verbunden eingeschätzt
wurden, wie etwa der berberische Sozialdemokrat Saïd Sadi (Gründer der
politischen Partei RCD) [Vereinigung für Kultur und Demokratie, 1989
gegründet, hat seither verschiedene Minister der Regierung gestellt;
Red.] oder auch Louisa Hanoune (Generalsekretärin der PT)
[Arbeiterpartei, 1990 gegründet, trotzkistisch; 2004 war Hanoune
Präsidentschaftskandidatin; Red.] wurden aus den Demonstrationsreihen
ausgeschlossen. Die Bewegung reagiert auffallend allergisch auf zu
sehr ideologisierte Parolen, und zwar aus welcher politischen Richtung
auch immer.

Die Bewegung hat ihre eigenen Vorbilder gewählt, wie die Kämpferin
Djamila Bouhired [wurde im Unabhängigkeitskrieg gefoltert; Red.] oder
Ramzi Yettou, einen 23-jährigen jungen Mann, der am Freitag, dem 19.
April 2019, infolge seiner Festnahme in der Haft dermaßen verprügelt
worden ist, dass er starb. Ende Mai 2019 fand Kamel-Eddine Fekhar
infolge eines Hungerstreiks im Gefängnis den Tod.

Er verurteilte die segregationistische Verfolgung der Minderheit der
"Mozabiten" (Angehörige der ibaditischen Minderheiten im Süden
Algeriens) und lenkte dadurch die Aufmerksamkeit auf diejenigen
politischen Gefangenen, die aufgrund ihrer freien Meinungsäußerung ins
Gefängnis kamen und in der Regel weniger im Blickpunkt stehen als der
engere Aktivist*innenzirkel in Algier.


Alle Bestandteile der algerischen Gesellschaft Schulter an
Schulter

Es mag sein, dass die Bewegung kleine organisatorische Kerne in
bestimmten Betriebsbranchen oder Interessengruppen hat, aber im
Allgemeinen demonstrieren hier Seite an Seite, ob als Individuum oder
mit gesamter Familie, ganz unterschiedliche Gesellschaftsgruppen:
Feminist*innen; Armeeleute im Ruhestand; Familienangehörige der Opfer
aus dem Bürgerkrieg sowie damals sogenannte "Patrioten", d.h.
Volksmilizen, die in den Neunzigerjahren bewaffnete islamistische
Gruppen bekämpften und sich nun marginalisiert fühlen. Ganz allgemein
kann man von allen Bestandteilen der algerischen Gesellschaft
sprechen, die an den Freitagen demonstrieren. Sie verbindet die
weithin geteilte Zielsetzung des "dégage!": "Sie sollen gehen, sie
sollen alle abhauen!"

Tatsächlich entwickelte sich die algerische Gesellschaft seit mehreren
Jahrzehnten hin zu einer zunehmenden Polarisierung zwischen einer
sozialen Minderheit einerseits, die mit dem Staat verbunden ist,
Zugang zu dessen vom Ölexport bestimmten Pfründen hat (Rentier-Staat
oder Rentenökonomie) und sich permanent bereichert, weil sie stark in
die weltweite Kapitalverwertung integriert ist, und einer großen
Mehrheit andererseits, die kontinuierlich, jedoch auf unterschiedliche
Weise pauperisiert wird.

Der Charakter einer - nicht-produktiven - Rentenökonomie bedingt, dass
sich alle sozialen Forderungen sofort auf politischer Ebene äußern. In
diesem Rahmen ist die politische Forderung "dégage!" ("Haut ab!")
ebenso radikal wie schwammig, aber bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt
ausreichend, um alle sozialen Schichten in einer klassenübergreifenden
Bewegung zusammenzufassen. Von den jungen Frauen und Männern des
informellen Proletariats bis zu den Mittelklassen und der Bourgeoisie
findet vorläufig jede Klasse durch die Bewegung ihre Interessen
vertreten und verurteilt den Druck sowie das dazugehörige System der
Korruption, dem sie ausgesetzt ist.


Die massive Präsenz der Frauen

Ganz zu Anfang waren Frauen noch wenig zahlreich, doch wurde ihre
Beteiligung ab dem 22. Februar massiv - und noch mehr seit dem 8. März
2019, dem Internationalen Frauentag. Frauen sind in der Bewegung sehr
sichtbar, sie kommen aus allen Altersstufen und allen Klassen.

Gleichwohl sind sie mehrheitlich jung, urban und hochqualifiziert.
Auch wenn sie eine überdurchschnittliche Ausbildung absolviert haben,
finden sie sich danach in der Arbeitslosigkeit wieder - mehr noch als
die Männer, denen es aber im Prinzip genauso ergeht. Jeden Freitag
demonstrieren die Frauen, Schulter an Schulter, mit oder ohne
Schleier, in einer Atmosphäre großer gegenseitiger Hilfe. Allein ihre
massive Präsenz im öffentlichen Raum hat eine Veränderung des
Charakters der Bewegung bewirkt. Und wenn die Frauen inhaltliche
Slogans rufen, werden sie von den Männern innerhalb der Bewegung oft
übernommen. Die Frauen haben keine Angst mehr, von der Polizei
verhaftet zu werden. Seit den ersten Wochen der Bewegung organisieren
feministische Kollektive eigene Versammlungen in den großen Städten
des Landes. Dort wird über das taktische Vorgehen diskutiert, und zwar
in Französisch, Arabisch oder in "Dardja", das ist der regionale
arabische Dialekt. Einige Aktivistinnen sind verschleiert, andere
interpretieren die religiösen Texte selbstbestimmt und überschreiten
die religiöse Norm, um mehr Gleichheit einzufordern.

Um eine Vorstellung vom algerischen Islamo-Feminismus zu bekommen,
kann man das Werk von Feriel Bouatta, "Islamo-Féminisme" (Koukou
Éditions, Algier 2018), zu Rate ziehen. Die Mehrheit der Frauen
verlangt die Abschaffung des sexistischen Familiengesetzes (Code de la
famille), aber es gibt unterschiedliche Ansichten über die Methoden,
das zu erreichen, denn die Feministinnen wissen, dass sie mehr als
alle anderen Gefahr laufen, einer Spaltung der Bewegung beschuldigt zu
werden.

Am 16. März 2019 hatte das Kollektiv "Femmes algériennes pour un
changement vers l'égalité" (Algerische Frauen für eine Veränderung hin
zur Gleichheit) die Entscheidung getroffen, direkt vor dem Eingang der
Zentral-Universität in Algier ein permanent tagendes feministisches
Diskussions-Quadrat (carré feministe) einzurichten.

Die Journalistin D. Dridi schrieb darüber auf Facebook: "Niemand hat
mich vorher nach meiner Meinung zum feministischen Quadrat gefragt;
ich hätte das wohl nicht befürwortet, wenn ich an den
Vorabdiskussionen beteiligt gewesen wäre - aber jetzt, wo das
feministische Quadrat existiert, bin ich damit völlig solidarisch."

Das feministische Quadrat wurde am 29. März bereits von einigen
Männern angegriffen; die aufgebauten Transparente wurden zerrissen.
Einige Aktivistinnen wurden übel beschimpft, aber sie hielten allem
stand. Am 3. April 2019 postete ein in England lebender Algerier im
Internet ein Video, auf dem er drohte, diese Frauen, die ihr Recht
einfordern, mit Säure zu bespritzen. Die Person, die das Video
veröffentlichte, wurde schnell identifiziert, die Aktivistinnen
zeigten ihn an. Er hat daraufhin sogar ein weiteres Video produziert,
in welchem er sich öffentlich für seine Ausfälle entschuldigte.


Leïla-Anne Ouitis ist Philosophin und arbeitete in der
 Banlieue 93 in Paris, kommt aus der algerischen Immigration und
 verortet sich in einer feministisch-marxistischen Theorietradition.
 Der in dieser und der nächsten GWR veröffentlichte, übersetzte Text
 bildet den zweiten Teil eines insgesamt dreiteiligen Essays der
 Autorin über den "Hirak".

 Übersetzung: Lou Marin




ANMERKUNG:

(1) Die Agora war im antiken Griechenland der zentrale
Versammlungsplatz einer Stadt. Die Agoren waren bedeutend bei der
Entwicklung der antiken Demokratie.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2452: Streikbewegung gegen die Rentenreform - Gespräch mit Bernard Schmid


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Streikbewegung gegen die Rentenreform


Gespräch der SoZ mit Bernard Schmid über die Lage in Frankreich vor dem 5. Dezember



Das gesetzliche Renteneintrittsalter liegt in Frankreich bei
62 Jahren - allerdings nur, wenn man vorher 41,5 Jahre in die
Rentenkasse eingezahlt hat. Das ist die Anzahl der Beitragsjahre, die
für eine volle Rente erforderlich sind. Die Regelung gilt für Männer
und Frauen gleichermaßen. Hat jemand nicht den gesamten Zeitraum in
die Rentenkasse eingezahlt, kann er mit vollen Bezügen erst ab 67 in
Rente gehen. Diese Regelung gilt ab 2023.

Neben dieser allgemeinen Regelung gibt es nach wie vor
Sonderregelungen für rund 100 Berufsgruppen. So können etwa Lokführer,
Beschäftigte des staatlichen Stromriesen EDF und andere staatliche
Bedienstete vielfach schon ab 55 Jahren in Rente gehen. 42
verschiedene staatliche Pflichtversicherungen will Macron nun in einer
einzigen Rentenkasse "bündeln", d.h. die Sonderregelungen
abschaffen.

Eisenbahner, Pilotinnen, Ärzte, Krankenpflegerinnen und Anwälte haben
gegen dieses Vorhaben bereits gestreikt. Für den 5.12. haben vier
Gewerkschaftsverbände zu einem landesweiten Streik im öffentlichen
Dienst aufgerufen. Die Regierung will die "Reform" im Sommer 2020,
nach den Kommunalwahlen im März, beschließen.

Der Streik am 5.12. hat das Potenzial, die verschiedenen sozialen
Bewegungen in Frankreich zu bündeln. Die SoZ sprach darüber mit
Bernard Schmid.


SoZ: Von außen betrachtet bietet Frankreich ein Bild, als
sei da mächtig Druck im Kessel. Es gab einen Eisenbahnerstreik, bei
Protesten gegen ein Staudammprojekt kam ein Student zu Tode, es gab
ein rechtsextremes Attentat auf eine Moschee, die Gelbwesten haben
ihren 1. Jahrestag gefeiert und am 5. Dezember wollen vier
Gewerkschaftsverbände den öffentlichen Dienst lahmlegen. Wie siehst du
die Situation?

Bernard Schmid: Du hast bereits prägnant einige wichtige
Ereignisse oder Weichenstellungen der letzten Monate benannt. Zu
nennen wäre noch der Tod von Rémi Fraisse, einem 21 Jahre jungen
Demonstrant, der gegen das im November dieses Jahres aufgegebene
Staudammprojekt in Sivens demonstriert hatte. Er starb in der Nacht
vom 25. zum 26. Oktober durch eine Polizeigranate, die ihn in den
Rücken traf. Er war der erste Demonstrationstote in Frankreich seit
dem berühmt gewordenen Todesfall von Malik Oussekine im Dezember 1986
in Paris.

Allerdings ist der Tod von Rémi Fraisse in der öffentlichen Meinung
derzeit nicht sehr präsent, da man bei Polizeigewalt eher an jüngere
Ereignisse denkt, vor allem an die massive polizeiliche Repression,
die monatelang die Proteste der - politisch heterogenen
- Gelbwestenbewegung begleitete. 1.000 Verletzte, darunter 25 durch
Gummigeschosse verlorene Augen, 3.000 Verurteilungen (mit 1.000
Haftstrafen), eine Tote durch polizeiliches Handeln - am 1. Dezember
2018 wurde die 81jährige Anwohnerin Zineb Redouane in Marseille durch
zwei Tränengasgranaten tödlich verletzt... Die Liste ist lang.

Der Jahrestag des Beginns der Gelbwestenproteste, den diese Bewegung
am Wochenende des 16./17. November dieses Jahres beging, war jedoch
kein wirklicher Mobilisierungserfolg, rund 30.000 Demonstrierende
folgten in ganz Frankreich dem Aufruf. Es war ein Geburtstag, jedoch
keine Wiedergeburt. Es stellt sich daher die Frage, ob sich die damals
neuartige Dynamik inzwischen erschöpft hat.

Eine Delegiertenversammlung, die vor allem die progressiven Teile der
uneinheitlich zusammengesetzten Protestbewegung repräsentiert,
beschloss Anfang November in Montpellier, den gewerkschaftlichen
Streik- und Aktionstag am 5. Dezember zu unterstützen. Dem widersetzen
sich zwar manche Protagonisten innerhalb der

Gelbwestenbewegung wie Faouzi Melliou, die im Namen der Autonomie
ihrer Bewegung auf einem deutlichen Abstand zu den Gewerkschaften
beharrt. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass viele Protestierende in
gelben Westen zu den Demonstrationen am 5. Dezember erscheinen werden.
Bei diesen Demonstrationen geht es um die Rentenreform, also die xte
rückschrittliche Reform des Rentensystems seit der Reform Balladur
(1993), dem gescheiterten "Plan Juppé" (1995), sowie der Reformen von
2010 und 2014. Alle diese sog. Reformen, mit Ausnahme des durch
massive Streiks im öffentlichen Dienst verhinderten "Plans Juppé",
haben jeweils die Lebensarbeitszeit verlängert.


SoZ: Hat Macron noch eine Mehrheit hinter sich?

Bernard Schmid: Emmanuel Macron hatte noch nie eine Mehrheit
hinter sich! Gewählt wurde er ja dank der Tatsache, dass er am 7. Mai
2017 als einziger Gegenkandidat zur Neofaschistin Marine Le Pen in die
Stichwahl kam. Rund 60 Prozent seiner WählerInnen in der Stichwahl
stimmten keineswegs für ihn, sondern hauptsächlich oder ausschließlich
gegen Le Pen.

Das Macron-Lager würde im übrigen diese Situation gar zu gerne
fortschreiben, und den Verweis auf die rechtsextreme Bedrohung - die
natürlich real existiert - permanent als eigene politische
Lebensversicherung einsetzen. Warum sonst facht Macron seit September
dieses Jahres erneut die "Einwanderungsdebatte" an, lässt am
7. Oktober in der Nationalversammlung und am 9. Oktober im Senat
eigens eine Aussprache zu diesem Thema organisieren, bevor seine
Regierung dann am 6. November neue Restriktionen im Ausländer- und
Asylrecht verkündet?

Die wichtigste innenpolitische Polarisierungslinie soll permanent aufs
neue zwischen dem Regierungslager und der extremen Rechten platziert
werden. Vor dem Hintergrund der jüngsten "Debatte" hat sicherlich auch
Claude Sinké, der 84jährige Attentäter gegen die Moschee in Bayonne
und frühere rechtsextreme Kandidat bei den Bezirksparlamentswahlen
2015, seinen Tatentschluss gefasst.

Ansonsten zeigen die Umfragen in den letzten Monaten permanent ein
Stimmungsbild mit etwa einem Drittel Zufriedenen und zwei Dritteln
Unzufriedenen mit Emmanuel Macrons Amtsführung. Diese Proportion ist
im wesentlichen seit Beginn seiner Präsidentschaft stabil geblieben
- mit Ausnahme einiger weniger Wochen "Gnadenfrist" ganz zu Anfang
seiner Amtszeit.

Nur im Dezember 2018 war ein starker Ausschlag nach unten zu
verzeichnen, im Zuge der "Gelbwestenkrise" fiel die Quote der sich
"zufrieden" Äußernden auf nur noch rund 20 Prozent. Danach kletterte
ihr Anteil bis im Frühjahr 2019 wieder auf rund 30 Prozent.

Dabei saugt das Macron-Lager vor allem das Stimmenpotenzial der
konservativen Opposition auf, also der von den Mandaten in den beiden
Parlamentskammern her (wohl nicht mehr vom gesellschaftlichen Einfluss
her) stärksten Oppositionspartei Les Républicains (LR). 2017
hatte Macron noch von der Ablehnung der beiden herkömmlichen
Establishmentparteien, Sozialdemokratie und Konservative, profitiert.
Nunmehr hat ein bedeutender Teil des zuletzt genannten Lagers sich ihm
jedoch angeschlossen und mit der Macron-Mehrheit einen Block
geschmiedet - das ergibt eine parlamentarische, aber keine
gesellschaftliche Mehrheit.


SoZ: Seit Monaten gibt es Bemühungen, die Bewegung der
Gelbwesten und die Mobilisierungen der Gewerkschaften
zusammenzuführen. Welche Erfolge konnten hier erzielt werden?

Bernard Schmid: Wie erwähnt hat die "Versammlung der
Versammlungen" der Gelbwesten (eine Konferenz von Delegierten der
Basisgruppen, die vierte ihrer Art nach denen von Commercy im Januar,
in Saint-Nazaire Anfang April sowie in Montceau-les-Mines Ende Juni)
Anfang November in Montpellier beschlossen, den Streiktag am
5. Dezember zu untersützen. Schon früher hat es eine gemeinsame
Mobilisierung zu einem Streiktag am 5. Februar dieses Jahres gegeben,
zu dem die CGT die Initiative ergriffen hatten, um nach den Protesten
der Gelbwesten - auf die Macron am 10. Dezember 2018 mit einem
Milliardenpaket reagiert hatte - Lohnerhöhungen und ein gerechteres
Steuersystem für Lohnabhängige zu fordern. Tatsächlich waren die
Demonstrationszüge im Februar etwa in Paris gelb, orange (die Farbe
der gewerkschaftlichen Neonjacken) und rot - wie die Fahnen der CGT
- gesprenkelt.

Eine Minderheit der Gelbwesten lehnt die Gewerkschaften jedoch als
"Teil des Establishments" ab. Unter den Gelbwesten befinden sich
Lohnabhängige, Erwerbslose, RentnerInnen ebenso wie Kleinunternehmer
und zornige Mittelständler - es gibt also neben politischen auch
soziale Unterschiede in ihren Reihen.


SoZ: Zeichnen sich Ansätze zur Bildung von
Basisstrukturen ab, die nicht mehr nur Teilprobleme aufs Korn nehmen,
sondern Vorstellungen für eine gemeinsame zentrale politische
Mobilisierung entwickeln?

Bernard Schmid: Das wird vielerorts versucht, das ist die
Aufgabe von klassenkämpferischen Linken in allen sozialen Bewegungen!
1995 ist dies im Zusammenhang mit der damaligen Streikbewegung ganz
gut gelungen, und auch 2006 im Kampf um die Verteidigung des
Kündigungsschutzes. Seitdem erheblich weniger. Aber der Dezember 2019
könnte einen neuen Einschnitt mit sich bringen.


SoZ: Wie wird der 5.12. vorbereitet? Könnte er zum
Kristallisationspunkt für den Unmut in der Gesellschaft werden?

Bernard Schmid: Ja, das könnte er tatsächlich! Das
Regierungslager zeigt sich auch beunruhigt über die möglichen Folgen
des 5. Dezember. Derzeit läuft es auf rohen Eiern, was Ankündigungen
zur Rentenreform betrifft. Mal erklärt die Regierung, die Reform werde
ab 2020 für die abhängig Beschäftigten - mit den üblichen
Übergangsregelungen für die nächsten Jahre - in Kraft treten. Dann
wieder sagt Premierminister Edouard Philippe, man könne daran denken,
alle bis 1963 geborenen Jahrgänge aus der Reform auszuklammern. Dann
wiederum wird öffentlich angekündigt, es könnten nur Lohnabhängige
betroffen sein, die ab jetzt überhaupt in ein Arbeitsverhältnis treten
- die also in dreißig bis vierzig Jahren Rente beziehen.

Die Regierung will die Lage wohl beruhigen, um die Proteste zu
besänftigen, tatsächlich scheint sie jedoch reale Sorgen vor einer
Ausweitung der Proteste zu haben. Aufgerufen wird ja zu einem
unbefristeten Streik, mit Schwerpunkt in den Verkehrsbetrieben, über
dessen Fortführung die Streikenden an der Basis alle 24 Stunden in
Versammlungen entscheiden. Diese Form des Streiks (grève
reconductible) wird von den Regierenden am meisten gefürchtet.


SoZ: Welche Rolle spielt der Rassemblement National (RN)
in dieser Situation? Versucht er, auf die Bewegungen Einfluss zu
nehmen?

Bernard Schmid: Das versucht er tatsächlich immer. Obwohl die
neofaschistische Partei in ihrem Kern gewerkschaftsfeindlich ist, gibt
es mittlerweile einen demagogischen Aufruf von Marine Le Pen zur
Unterstützung der Proteste am 5. Dezember. Die CGT jedenfalls weist
ihn jedoch zurück.

Was die Gelbwesten betrifft, so hat sich die organisierte extreme
Rechte mittlerweile (außer auf örtlicher Ebene) eindeutig aus der
aktiven Protestbewegung zurückzogen. Aus ihrer Sicht wurde es zu
unübersichtlich, zu unordentlich, zu gewalttätig, zu viel mit Linken
durchmischt usw.

Überdies haben es die organisierten Rechten nicht geschafft, die
Gelbwesten als solch zu einer Antieinwanderungsbewegung umzuformen,
was sie vor allem vor dem Hintergrund der Debatten um den "Pakt für
Migrantenrechte" angestrebt hatten, den die meisten europäischen
Regierungen am 10. Dezember 2018 in Marrakesch unter der Ägide der UNO
unterzeichneten.

Nun stellt sich der RN außerhalb der verbliebenen Gelbwestenbewegung
- und stattdessen im wahlpolitischen Raum - auf, pappt sich aber das
Etikett der (vormaligen, angeblichen oder z.T. auch tatsächlichen)
Teilnahme seiner Mitglieder an dem heterogenen Protest an, um sich zum
"wahren Erben der Anliegen der ursprünglichen Protestierer"
aufzuschwingen. Die jetzt Protestierenden unterstützt er nicht.

 * 
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MELDUNG/2004: Deutschlandfunk - Musik im Museum, 10.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Beethoven-Jubiläumsjahr

Musik im Museum

Von Manuel Gogos

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 10. Januar 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Musikgeschichte ist Menschheitsgeschichte. Sie erzählt uns von
technischen Errungenschaften, Moden und Mentalitäten. Was aber
passiert, wenn uns der Rhythmus in die Beine fährt? Oder ein neuer Hit
nicht mehr aus dem Ohr geht? Und wie lässt sich dieses Phänomen
ausstellen? Auf einer interaktiven Ausstellung gehen wir in Beethovens
Geburtsstadt Bonn dieser Fragen nach. Von "Beethoven bis Beyoncé",
heißt es im Ankündigungstext, werden alle denkbaren Musikrichtungen
vertreten sein. Die Besucher sollen Musik interaktiv erleben, durch
Hör-Tests oder Karaoke-Singen, indem sie Tanzschritte üben oder selbst
Popsongs komponieren. Auch unser Reporter experimentiert mit seinen
Fähigkeiten als nicht professioneller Musiker und spricht mit den
Organisatorinnen und Besuchern darüber, wie sich Musik ausstellen
lässt und ob wirklich in allen Menschen Musiker, Tänzer und
Komponistinnen stecken.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3099: Deutschlandfunk Kultur - Leipzigs Notenspur, 10.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Leipzigs Notenspur

Ein Weg durch die Musikgeschichte der Stadt

Von Cornelia de Reese

Musikfeuilleton

Freitag, 10. Januar 2020, 22.30 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wer durch Leipzigs Innenstadt spaziert, wird auf silberfarbene,
geschwungene Bänder stoßen, die im Pflaster der Stadt eingelassen
sind. Das ist der Wegweiser der "Leipziger Notenspur". Mit passender
App erkundet man so die reiche Musikgeschichte der Stadt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MIKROBIOLOGIE/031: Wie der Krankheitskeim Pseudomonas aeruginosa gegenüber Antibiotika resistent wird (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2019

Antibiotika

Rasche Resistenz

von PM/RED



Ein Kieler Forschungsteam untersucht am Beispiel von
Mukoviszidose-Erkrankten, wie der Krankheitskeim Pseudomonas aeruginosa
resistent gegenüber Antibiotika wird.


Antibiotikaresistente Krankheitserreger stellen weltweit eine
der größten Gefahren für die Öffentliche Gesundheit dar. In naher
Zukunft könnten eigentlich harmlose Bakterieninfektionen nicht mehr
behandelbar sein und erneut zu den häufigsten nicht-natürlichen
Todesursachen werden. Gleichzeitig wird das zur Verfügung stehende
Repertoire an antibakteriellen Wirkstoffen durch die steigenden
Resistenzraten kleiner. Die prinzipiellen Mechanismen der
Resistenzevolution, also die Anpassungen eines Krankheitskeims an die
Wirkungsweise eines Medikaments, sind experimentell gut erforscht. Wie
sich eine solche Behandlungsunempfindlichkeit gegenüber bestimmten
Erregern bei einzelnen Patienten im Zuge einer
Standard-Antibiotikatherapie entwickelt, wurde bisher noch wenig
untersucht.

Ein Forschungsteam aus der Arbeitsgruppe Evolutionsökologie und
Genetik der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) hat die
Resistenzentwicklung des Erregers Pseudomonas aeruginosa am Beispiel
einer kleinen Gruppe von Mukoviszidose-Patienten im Detail untersucht.
Erstmals erforschten sie, in welchem Umfang die Resistenzbildung des
Keims bereits im Laufe eines einzelnen Anwendungszyklus der
Antibiotikatherapie abläuft. Tatsächlich bildeten sich bei rund einem
Drittel der Betroffenen rasch Unempfindlichkeiten des Erregers
gegenüber der Behandlung. Die Ergebnisse ihrer Arbeit sind im Rahmen
des Leibniz Wissenschafts-Campus "EvoLUNG" und des Exzellenzclusters
"Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen" (PMI)
entstanden und wurden kürzlich in der Fachzeitschrift Journal of
Antimicrobial Chemotherapy veröffentlicht.

Anfang Texteinschub

INFO


In künftigen Forschungsarbeiten im Rahmen des Exzellenzclusters PMI
wollen Wissenschaftler evolutionsbasierte Strategien gegen die
Resistenzbildung auch im klinischen Umfeld untersuchen, die sich in
Laborexperimenten als vielversprechend erwiesen haben. "Die Abläufe
der Resistenzevolution sind grundsätzlich vergleichbar, unabhängig
davon, ob es sich um ein Laborexperiment mit einem bestimmten
einzelnen Bakterium oder die Behandlung einer bakteriellen Infektion
bei Patienten handelt", sagte Prof. Hinrich Schulenburg, Leiter der
CAU-Arbeitsgruppe Evolutionsökologie und Genetik.

Ende Texteinschub

Das Forschungsteam konzentrierte sich in der Studie auf eine kleine
Gruppe von Mukoviszidose-Patienten. Die bislang unheilbare Krankheit,
auch als zystische Fibrose bekannt, beruht auf einem gestörten
zellulären Wassertransport und führt zu zähflüssigen Körpersekreten
und damit verbundenen Funktionsstörungen zahlreicher Organe. Sie
betrifft insbesondere Atemwege und Lunge und macht die Erkrankten
anfällig für Infektionen. Bei den meisten erwachsenen Betroffenen ist
für Lungeninfektionen der Erreger Pseudomonas aeruginosa
verantwortlich. Sie müssen in der Folge häufig oder permanent mit
Antibiotika behandelt werden.

Um zu beobachten, ob bereits im Zuge einer einzelnen antibiotischen
Standardbehandlung mit zwei oder mehreren parallel verabreichten
Wirkstoffen Resistenzen entstehen, untersuchten die Wissenschaftler
täglich das Bronchialsekret der Betroffenen und entnahmen daraus
Pseudomonas-Bakterien. So konnten sie den Verlauf der Anpassung des
Keims an die Therapie im Verlauf von 14 Tagen untersuchen. "Bei etwa
jedem dritten Erkrankten passte sich der Erreger überraschend schnell
an die Medikamentengabe an und es bildeten sich innerhalb von einem
bis drei Tagen Antibiotikaresistenzen", fasste Dr. Leif Tüffers,
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Arbeitsgruppe Evolutionsökologie
und Genetik, zusammen. "Die schnelle Resistenzentwicklung betraf vor
allem neu verabreichte Antibiotika aus der Wirkstoffklasse der
Betalactame", sagte Tüffers.

Diese erstmals in Echtzeit an Patienten im klinischen Alltag
gewonnenen Erkenntnisse decken sich mit den experimentellen
Beobachtungen aus vorangegangenen Laborexperimenten mit dem
Pseudomonas-Erreger. Zwar entwickeln sich Resistenzen im Labor
schneller, teilweise innerhalb weniger Stunden, allerdings wachsen die
Bakterien im Körper der Erkrankten deutlich langsamer. Worauf die
besonders schnelle Resistenzbildung gegenüber den
Betalactam-Antibiotika beruht, zu denen auch das Penicillin gehört,
ist noch nicht vollständig geklärt. "Möglicherweise geschieht diese
schnelle Anpassung an das Medikament infolge spontan entstehender,
neuer Mutationen bestimmter Resistenzgene des Krankheitskeims", sagte
Tüffers.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201912/h19124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, Dezember 2019, Seite 42

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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UROLOGIE/351: Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test - Nutzen wiegt den Schaden nicht auf (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 06.01.2020

Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test: Nutzen wiegt den Schaden nicht auf



Ein PSA-Screening erspart einigen Patienten die Belastungen einer
metastasierten Krebserkrankung, Schäden durch Überdiagnosen und
Übertherapie überwiegen jedoch.

Im Auftrag des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) untersucht das
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
derzeit, ob Männern ohne Verdacht auf Prostatakrebs innerhalb der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ein Prostatakarzinomscreening
mittels PSA-Test angeboten werden sollte. Nach Auswertung der Studienlage
kommt das Institut in seinem Vorbericht zu dem Ergebnis, dass der Nutzen
einer solchen Reihenuntersuchung den damit verbundenen Schaden nicht
aufwiegt: Zwar nutzt das Screening einigen Männern, indem es ihnen eine
Belastung durch eine metastasierte Krebserkrankung erspart oder verzögert.
Im Gegenzug müssen aber deutlich mehr Männer wegen Überdiagnosen und
Übertherapie mit dauerhafter Inkontinenz und dauerhafter Impotenz rechnen,
und das in relativ jungem Alter.

Stellungnahmen zum Vorbericht nimmt das IQWiG bis zum 3. Februar 2020 entgegen.

Die häufigste Tumorerkrankung des Mannes

Das Prostatakarzinom ist eine bösartige Veränderung der Prostata, die mit
Fortschreiten der Erkrankung das unmittelbar benachbarte Gewebe
(Samenblase, Harnblase, Dickdarm) infiltrieren und Fernmetastasen bilden
kann. Gemessen an der Neuerkrankungsrate ist das Prostatakarzinom in
Deutschland mit 23 Prozent aller Krebserkrankungen die häufigste
Tumorerkrankung des Mannes. Nach Schätzung des Robert Koch-Instituts
stellten Ärztinnen und Ärzte im Jahr 2014 bei 57 370 Männern erstmals die
Diagnose Prostatakrebs. Das durchschnittliche Erkrankungsalter liegt bei
etwa 72 Jahren, vor dem 45. bis 50. Lebensjahr tritt das Prostatakarzinom
kaum auf. Im Jahr 2017 starben in Deutschland knapp 14 000 Männer an den
Folgen eines Prostatakarzinoms. Das waren 3 Prozent aller in diesem Jahr
verstorbenen Männer (gesamt: 460 000).

Vom Screening des Prostatakarzinoms verspricht man sich die Entdeckung von
Prostatakarzinomen mit einem hohen Progressionsrisiko in einem heilbaren
Stadium, um die Morbidität (zum Beispiel Schmerzen wegen
Knochenmetastasen) und die Sterblichkeit zu reduzieren. Derzeit kommen in
Deutschland zwei Screening-Tests auf das Prostatakarzinom zum Einsatz: die
digital-rektale Untersuchung und der Test auf das prostataspezifische
Antigen (PSA). Die digital-rektale Untersuchung ist Teil des gesetzlichen
Früherkennungsangebots für Männer ab dem 45. Lebensjahr und wird somit von
den Krankenkassen erstattet - der PSA-Test hingegen nicht. Die
digital-rektale Untersuchung war nicht Gegenstand der aktuellen Nutzenbewertung.
Es gibt allerdings keinen Grund anzunehmen, dass diese besser in einer
Bewertung abschneiden würde als der PSA-Test.

Elf randomisierte kontrollierte Studien mit mehr 400 000 Teilnehmern ausgewertet

Die jetzt vorliegende IQWiG-Nutzenbewertung eines PSA-Screenings beruht
auf der Auswertung von elf randomisierten kontrollierten Studien mit mehr
als 400 000 eingeschlossenen Teilnehmern (in der Regel Männer zwischen 55
und 70 Jahren, Beobachtungszeitraum zwischen 13 und 20 Jahre). In allen
Studien verglichen die Studienautorinnen und -autoren ein
Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test mit keinem Screening auf ein
Prostatakarzinom.

Metastasierte Krebserkrankungen können verhindert werden

Nach Auswertung der Studienlage halten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des IQWiG fest, dass ein Screening mittels PSA-Wert
einigen Patienten nützt, indem es ihnen eine Belastung durch eine
metastasierte Krebserkrankung erspart oder verzögert. Hiervon profitieren
durchschnittlich etwa 3 von 1000 Patienten innerhalb von 12 Jahren. Unklar
bleibt, ob das Screening dabei zu einer nennenswerten Lebensverlängerung
von Patienten führt. Denn zwar bewahrt ein PSA-Screening statistisch
betrachtet 3 von 1000 Patienten innerhalb von 16 Jahren vor dem Tod durch
ein Prostatakarzinom, eine Änderung der Gesamtsterblichkeit ließ sich
dagegen in den Studien nicht zeigen. Wie kann das sein? Da der Anteil der
Prostatakarzinomtode an der Gesamtsterblichkeit gering ist, ist es
einerseits statistisch schwierig, mit den Studien einen Unterschied in der
Gesamtsterblichkeit zu zeigen. Andererseits ist es dadurch aber auch nicht
unwahrscheinlich, dass die in der Regel älteren Männer, die durch ein
PSA-Screening vor dem Tod durch Prostatakrebs bewahrt werden, ohnehin zu einem
vergleichbaren Zeitpunkt an einer anderen Ursache sterben.

Es drohen Überdiagnosen und falsch-positive Ergebnisse

Die ausgewerteten Studien zeigen aber auch, dass ein PSA-Screening bei
Männern ohne Verdacht auf Prostatakrebs häufig zu Überdiagnosen und
falsch-positiven Befunden führt.

Dabei stelle für die überdiagnostizierten Männer allein die Diagnose einer
potenziell tödlichen Erkrankung einen Schaden dar, schreiben die
IQWiG-Autorinnen und Autoren. Hinzu kommen Belastungen durch eine unnötige
Prostatabiopsie und eine eigentlich nicht erforderliche Therapie. Mögliche
Komplikationen der Therapie wie Impotenz und Inkontinenz sind zudem in
vielen Fällen nicht reversibel und wirken wegen des frühen
Therapiezeitpunkts lange nach. Eine dauerhafte Inkontinenz durch ein
PSA-Screening befürchten müssen nach einer Modellierung zusätzlich 3 von 1000
Männern, zusätzlich 25 von 1000 Männern droht eine dauerhafte Impotenz.

Auch Männer, denen der PSA-Test ein falsch-positives Ergebnis liefert,
profitieren nicht vom Screening. Sie erfahren ausschließlich einen Schaden
in Form eines besorgniserregenden Testergebnisses, das eine unnötige
Prostatabiopsie nach sich zieht. Der Anteil der Screeningteilnehmer, bei
denen im Studienverlauf trotz positivem PSA-Test letztlich kein
Prostatakarzinom bestätigt wurde, lag zwischen 22 und 26 Prozent. Nach
Prostatabiopsien traten in den Studien dabei bei etwa 2 Prozent der Männer
Komplikationen auf.

Nutzen kann den Schaden nicht aufwiegen

In der Abwägung zwischen Nutzen und Schaden kommt das IQWiG zu dem
Ergebnis, dass ein Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test wegen
Überdiagnosen deutlich mehr Männern schadet als nützt. Damit befindet sich
das Institut in guter Gesellschaft: Weltweit sprechen sich nahezu alle
nationalen Gesundheitsbehörden und auch Fachgesellschaften gegen ein
organisiertes populationsbasiertes PSA-Screening aus.

"Screeningmaßnahmen können erhebliche Schäden nach sich ziehen", erläutert
IQWiG-Leiter Jürgen Windeler. "Beim PSA-Screening kommt es insbesondere zu
einer beträchtlichen Zahl von Überdiagnosen, die an sich belastend sind,
vor allem aber Übertherapien nach sich ziehen und letztlich zu
schwerwiegenden und langanhaltenden Komplikationen wie Inkontinenz und
Impotenz führen können. Männern ohne Verdacht auf Prostatakrebs sollte
deshalb gegenwärtig innerhalb der GKV kein organisiertes
Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test angeboten werden." Inwieweit
ein risiko-adaptiertes Vorgehen, das aktuell diskutiert und auch in
Deutschland evaluiert wird, zu einer Änderung der Bewertung führen könne,
bleibe abzuwarten.

Zum Ablauf der Berichterstellung

Den Berichtsplan für das vom G-BA auf Antrag der Patientenvertretung in
Auftrag gegebene Projekt "Prostatascreening mittels PSA-Test" hatte das
IQWiG am 24. Mai 2019 vorgelegt und um Stellungnahmen gebeten. Die
eingereichten Stellungnahmen machten keine Überarbeitung des Berichtsplans
erforderlich. Stellungnahmen zu dem jetzt veröffentlichten Vorbericht
werden nach Ablauf der Frist am 3. Februar 2020 gesichtet. Sofern sie
Fragen offenlassen, werden die Stellungnehmenden zu einer mündlichen
Erörterung eingeladen. Im Anschluss erstellt das IQWiG den
Abschlussbericht.


Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s19-01-prostatakarzinom-screening-mittels-psa-test.11857.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2020/prostatakarzinomscreening-mittels-psa-test-nutzen-wiegt-den-schaden-nicht-auf.12747.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 06.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UROLOGIE/350: Nuklearmediziner "überlisten" Prostatakrebs mit eigentlich wirkungslosem Medikament (idw)


Universität des Saarlandes - 06.01.2020

Nuklearmediziner "überlisten" Prostatakrebs mit eigentlich wirkungslosem Medikament



Patienten mit fortgeschrittenem Prostatakrebs haben oft kaum noch
Behandlungsoptionen. Eine besteht darin, radioaktive Moleküle über eine
Andockstelle der Tumoroberfläche, PSMA, in die Zelle einzuschleusen, um
diese zu zerstören. Nuklearmediziner haben nun herausgefunden, dass viel
mehr PSMA-Moleküle auf der Tumoroberfläche entstehen, wenn sie ein
eigentlich schon wirkungslos gewordenes Medikament verabreichen. Auf diese
Weise gelangt deutlich mehr Radioaktivität in die Tumorzellen als bisher.

Wenn sich ein Nicht-Wissenschaftler einen Wissenschaftler vorstellt,
herrscht oft noch das Bild vom weltfremden Genius vor: Ein superschlauer
Forscher sitzt einsam im Kämmerlein und erfindet die tollsten Sachen, und
das ohne jeglichen Kontakt zur "normalen" Welt. Dabei ist Wissenschaft ein
Teil des Lebens wie jeder andere auch. Und wie im normalen Leben auch ist
es auch nicht weiter verwunderlich, dass bisweilen die Intuition eine
große Rolle bei wissenschaftlichen Fortschritten spielt.

Das haben auch der Nuklearmediziner Professor Samer Ezziddin und seine
Mitarbeiter erfahren, als sie Hinweisen nachgingen, die sie aufgrund ihrer
Spezialisierung in der Behandlung von fortgeschrittenem Prostatakrebs
gemacht haben. Im Mittelpunkt stehen dabei zwei Rezeptoren auf der
Tumoroberfläche: Zum ersten das "Prostataspezifische Membranantigen"
(PSMA), ein Eiweißmolekül, das sehr häufig auf der Oberfläche von
Prostatatumoren vorkommt. Über dieses Einfallstor gelingt es
Nuklearmedizinern, radioaktiv strahlende Substanzen in die Tumorzelle
einzuschmuggeln und so die bösartigen Zellen von innen zu zerstören. Je
mehr es davon gibt, desto mehr Radioaktivität können die Ärzte prinzipiell
in die Zellen einbringen, ohne die Gesamtdosis zu erhöhen.

Zum zweiten spielt eine Sorte Rezeptoren auf dem Tumor eine Rolle, an die
männliche Geschlechtshormone wie Testosteron andocken. "Prostatatumore
benötigen Testosteron wie ein Auto Benzin", erklärt Samer Ezziddin. Daher
zielt eine bestimmte Therapie darauf ab, diese Rezeptoren zu blockieren
und dem Krebs gleichsam den Treibstoff zu entziehen. "Das funktioniert mit
Medikamenten wie zum Beispiel Enzalutamid eine Zeitlang sehr gut, der
Tumor schrumpft dann in der Folge", weiß Samer Ezziddin. "Nach einer
gewissen Zeit - einige Monate, vielleicht zwei Jahre, wenn es gut läuft -
wirkt das Medikament aber nicht mehr, der Tumor wächst dann wieder." Das
teure Medikament wird dann meist abgesetzt. Wozu sollte man es auch weiter
einsetzen, wenn es nicht mehr wirkt?

Hier kommt nun die Intuition der Homburger Mediziner ins Spiel. Denn was
für die eine Therapie schlecht ist (ein wirkungsloses Medikament), kann
für die andere Form der Therapie vielleicht gut sein: "Wir hatten den
Verdacht und später eindeutige Hinweise, dass die PSMA-Dichte zunimmt,
wenn der Androgenrezeptor auf der Tumoroberfläche, an den das Testosteron
andockt, blockiert ist", erläutert er die Ausgangslage. Ihr Bauchgefühl
ließ die Nuklearmediziner aber anhand ihrer klinischen Beobachtungen noch
stark vermuten, dass das auch funktioniert, wenn das Medikament, das den
Rezeptor blockiert, den Tumor eigentlich nicht mehr erfolgreich bekämpfen
konnte und abgesetzt wurde.

Die Intuition der Ärzte erwies sich als goldrichtig: "Wir konnten
nachweisen, dass mit der Gabe von Enzalutamid die PSMA-Dichte auf der
Tumoroberfläche deutlich zugenommen hat, selbst wenn es eigentlich gar
keine Wirkung mehr in seinem ursprünglichen Sinn gezeigt hat und schon
abgesetzt wurde", erläutert Samer Ezziddin. Zwar umfasste ihre Studie nur
zehn Patienten. "Aber wir konnten nach der Gabe von Enzalutamid bei allen
einen deutlichen Anstieg der PSMA-Moleküle auf den Tumorzellen
feststellen", sagt der Nuklearmediziner. "Auf diese Weise ist es uns
möglich, viel mehr radioaktive Substanz in die Tumorzellen einzuschleusen
und diese gezielt bis auf Mikrometerebene hinab zu von innen zu
bestrahlen", erklärt Ezziddin. Damit lassen sich Prostatatumore künftig
viel effizienter und schonender mit der so genannten PSMA-gerichteten
Radioligandentherapie behandeln als dies bisher bereits der Fall war.
Sihe dazu auch folgende Information: 

https://idw-online.de/de/news727688)

"Diese Studienergebnisse müssen nun in größeren Studien weiter erforscht
und untermauert werden", erklärt Samer Ezziddin das weitere Vorgehen in
der Forschung. "Wir wollten unser Wissen jedoch so schnell wie möglich
verbreiten, da es vielen Patienten helfen kann. Daher haben wir uns für
diese 'short communication' entschieden. Denn ich gehe davon aus, dass
selbst diese kleine Studie zu einem drastischen 'Management change' in der
Behandlung des fortgeschrittenen Prostatakrebses führen wird", ist sich
der Spezialist Ezziddin sicher. Mutmaßlich wird ihn auch hier seine
Intuition nicht im Stich lassen.

Originalpublikation:

Samer Ezziddin et. al.: 

New insights in the paradigm of upregulation
of tumoral PSMA expression by androgen receptor blockade: Enzalutamide
induces PSMA upregulation in castration-resistant prostate cancer even
in patients having previously progressed on enzalutamide. European Journal
of Nuclear Medicine and Molecular Imaging

https://doi.org/10.1007/s00259-019-04674-0.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes - 06.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/4124: Projekt - Die Bauchspeicheldrüse Zelle für Zelle (idw)


Berlin Institute of Health (BIH) - 07.01.2020

Die Bauchspeicheldrüse Zelle für Zelle



Wissenschaftler vom Berlin Institute of Health (BIH) und von der Charité -
Universitätsmedizin Berlin koordinieren ein internationales Projekt zur
Einzelzellanalyse der menschlichen Bauchspeicheldrüse. Das Projekt ist
Teil des weltweiten Unterfangens, den menschlichen Körper Zelle für Zelle
zu beschreiben - des Human Cell Atlas. Ziel ist es, ein Grundverständnis
des gesunden Körpers zu schaffen, bisher unbekannte Details in gesundem
und krankem Gewebe zu entdecken und damit zu neuen präzisen Diagnose- und
Therapiemöglichkeiten beizutragen. Die Europäische Union fördert das
Horizon 2020 Projekt ESPACE mit insgesamt fünf Millionen Euro, davon geht
eine Million Euro nach Berlin.

Die Bauchspeicheldrüse, der Pankreas, erfüllt wichtige Aufgaben im
menschlichen Körper: Zum einen regelt sie den Zuckergehalt des Blutes,
indem sie Hormone wie Insulin oder Glucagon in ihren Inselzellen
produziert. Außerdem ermöglicht sie die Verdauung, indem sie in ihren
Drüsenzellen Enzyme herstellt und in den Dünndarm abgibt. Die Enzyme
zerlegen Eiweiße, Kohlenhydrate und Fette in ihre Einzelbausteine und
machen sie damit für den Körper erst verfügbar. So ist es kein Wunder,
dass Störungen der Bauchspeicheldrüse sofort schlimme Folgen haben:
funktioniert die Insulinproduktion nicht mehr, entsteht Diabetes, sind die
Drüsenzellen zu aktiv, kommt es zur Entzündung, zur Pankreatitis, oder im
schlimmsten Fall zu Bauchspeicheldrüsenkrebs.

"Aus diesem Grund waren wir schon lange an der detaillierten Untersuchung
dieses wichtigen menschlichen Organs interessiert", erklärt Professor
Roland Eils, BIH Chair und Gründungsdirektor des Digital Health Center am
BIH und an der Charité. "Es ist allerdings knifflig, die molekularen
Bausteine aus der Drüse zu isolieren, weil die Verdauungsenzyme sehr
schnell arbeiten und etwa die RNA, die Ribonucleinsäuren, sehr schnell
abbauen." In einem internationalen Pilotprojekt des Human Cell Atlas, das
von der Chan-Zuckerberg-Foundation gefördert wurde, hat Eils mit seinen
Kolleg*innen daher herausgetüftelt, wie die schonende Aufbereitung der
einzelnen Zellen aus der Bauchspeicheldrüse gelingt. "Diese Vorarbeiten
haben uns in die Lage versetzt, das Teilprojekt Pankreas in der weltweiten
Human Cell Atlas Initiative zu übernehmen", berichtet Roland Eils.

Analyse von drei Millionen Zellen

Im aktuellen Projekt planen die Wissenschaftler*innen, die bisher
bekannten rund 20 verschiedenen Zelltypen der Bauchspeicheldrüse
genauestens unter die Lupe zu nehmen - und dabei möglicherweise noch
weitere zu entdecken. Dazu untersuchen die insgesamt 10 Projektgruppen,
die sowohl aus Deutschland, als auch aus den Niederlanden, Spanien,
Schweden, Israel und Italien kommen, sowohl die Genaktivität, indem sie
die Boten-RNA aus dem Zellkern analysieren, als auch die Gesamtheit aller
Proteine, das so genannte Proteom der einzelnen Zellen. Das Material
stammt von herausoperierten Organen von Patient*innen, hirntoten
Spender*innen sowie abgestorbenen Foeten. So können kranke und gesunde
Gewebe miteinander verglichen und die Entwicklung der Bauchspeicheldrüse
verfolgt werden. Pro Organ werden etwa 100.000 Zellkerne aus verschiedenen
Regionen einzeln analysiert, insgesamt also von drei Millionen Zellen.

"Ein solches Mammutprojekt kann nur im Verbund mit vielen Partnern
gelingen, die überdies verschiedene Expertisen mitbringen", sagt Roland
Eils. "Hier arbeiten Expert*innen aus der Medizin, der Biologie, der
Mathematik, der Informatik, der Chemie und Physik zusammen." In Berlin
findet die eigentliche RNA-Zellkernanalyse sowie im Weiteren die räumliche
Kartierung statt: Mit speziellen Mikroskopen und molekularen
Färbetechniken kann die Gruppe um Dr. Christian Conrad aus dem Digital
Health Center genau bestimmen, woher welcher Zelltyp in der
Bauchspeicheldrüse stammt. Bei Jürgen Eils im Digital Health Center laufen
die Daten aus den internationalen Teilprojekten zusammen und werden
ausgewertet.

Teilprojekt der weltweiten Human Cell Atlas Initiative

Das Bauchspeicheldrüsenprojekt ist ein Teilprojekt der weltweiten Human
Cell Atlas Initiative. Hier haben sich Forscher*innen weltweit
zusammengetan, um jede einzelne Zelle des menschlichen Körpers zu
beschreiben. Ziel ist es, die Vorgänge im gesunden Körper zu verstehen, um
auf dieser Basis Krankheiten besser diagnostizieren, behandeln und
vorbeugen zu können. "Das Human Cell Atlas Projekt ist sicher eines der
zukunftsträchtigsten Projekte im Bereich der Lebenswissenschaften" ist
Roland Eils überzeugt. "Es ist vergleichbar mit dem Humangenomprojekt, bei
dem Wissenschaftler weltweit 30 Jahre lang gemeinsam daran gearbeitet
haben, das menschliche Erbgut komplett zu sequenzieren. Ähnlich wie zu
Beginn des Genomprojekts stehen wir auch beim Human Cell Atlas vor einer
Herkulesaufgabe, die mit den heutigen Methoden noch gar nicht zu
bewältigen ist. Doch unsere Vision ist es, hier einen entscheidenden
Beitrag für das Verständnis des menschlichen Lebens zu leisten."

Das Bauchspeicheldrüsenprojekt ist das einzige Projekt von insgesamt sechs
europäischen Human Cell Atlas Initiativen, das von Deutschland aus
koordiniert wird.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1860
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FORSCHUNG/310: Livestream aus dem Körperinneren - Magnet steuert Kamerapille bei der Magenspiegelung (idw)


Fraunhofer-Institut für Zuverlässigkeit und Mikrointegration IZM - 06.01.2020

Livestream aus dem Körperinneren: Magnet steuert Kamerapille bei der Magenspiegelung



Die Untersuchung des Magens verbinden viele Betroffene mit unangenehmen
Behandlungen mittels eines eingeführten Schlauchs über den Mund- und
Rachenraum bis in die obere Magenpartie und langen Wartezeiten aufgrund
fehlenden Fachpersonals. Zusammen mit zwei weiteren Partnern forscht das
Fraunhofer IZM nun in dem vom BMBF geförderten Projekt nuEndo an einer
vollkommen schlauchlosen Technologie für die diagnostische
Magenspiegelung, bestehend aus einer schluckbaren Kamerakapsel und einem
externen magnetischen Steuerungssystem.

Magenspiegelungen bergen verschiedene Risiken und müssen durch mehrjährig
geschultes und immer seltener werdendes Fachpersonal ausgeführt werden.
Durch den natürlichen Würgereflex beim Schlucken des Schlauchs kann es zu
Verletzungen der Schleimhäute in der Speiseröhre kommen. Nachfolgende
Blutungen und Keimeinschleppungen sind keine Seltenheit. Auch die oft
parallel durchgeführte Vollnarkose birgt unterschiedliche Risiken bis hin
zum Tod.

Um diese Gefahren zu verringern, arbeiten die Partner im Rahmen des
nuEndo-Projekts an einer Kapsel, mit der die diagnostische Magenspiegelung
mit flexiblen Endoskopen durch ein vollkommen kabelloses Verfahren ersetzt
werden soll. Die Endoskopiekapsel kann mithilfe eines externen
magnetischen Führungssystems intuitiv durch den Magen geführt werden und
sendet via eingebauter Sensorik ein Echtzeit-Bild des Mageninneren auf
einen Monitor.

Ein besonderer Zusatz der Untersuchungsmethode: Anders als die
schlauchgesteuerte Magenspiegelung kann die Kapselendoskopie vom
hausärztlichen Fachpersonal ohne Narkose durchgeführt werden. Nachdem
Betroffene die Kapsel geschluckt haben, dauert es circa 20 Sekunden, bis
sie im Magen ankommt und die Untersuchung starten kann. Für einige
Erkrankungen ist es nötig, anschließend dennoch eine schlauchendoskopische
Untersuchung durchzuführen, da diese höher aufgelöste Bilder liefert. Mit
der Kapselendoskopie können allerdings ohne lange Wartezeiten erste
Diagnosen gestellt werden. Aus dieser ersten Diagnose lässt sich dann die
Notwendigkeit für eine weiterführende Untersuchung ableiten.

Prof. Dr. Jörg Albert, Chefarzt am Robert-Bosch-Krankenhaus in Stuttgart
und assoziierter klinischer Partner des nuEndo-Projektes, erläutert:
"Durch dieses nichtinvasive und schmerzfreie Verfahren wird eine
diagnostische Magenspiegelung schon bei geringerem Leidensdruck für
Patienten akzeptabel, da diese nur eine kleine Kapsel schlucken müssen und
dann entspannt an der Untersuchung teilnehmen können. Somit bietet das
nuEndo-System die Möglichkeit, viele Erkrankungen früher als bisher zu
erkennen, Beschwerden effektiv zu behandeln und den Therapieverlauf besser
zu überwachen."

Als Experte für die Miniaturisierung von elektronischen Systemen ist das
Fraunhofer-Institut für Zuverlässigkeit und Mikrointegration IZM für die
Miniaturisierung der Kapsel zuständig. Verbundkoordinator des Projektes
ist die Ovesco Endoscopy AG. Weiterer Partner ist die SENSODRIVE GmbH -
eine Ausgründung aus dem Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt, die
für die externe magnetische Steuerung zuständig ist. Das Projekt ist mit
knapp 1,7 Millionen Euro als KMU-innovatives Forschungsprojekt durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert und läuft bis 2022.


Originalpublikation:

https://www.izm.fraunhofer.de/de/news_events/tech_news/magnet-steuert-kamerapille-bei-der-magenspiegelung-.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution767
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AKTION/1040: Remagen - Podiumsdiskussion "Datenethik in der Medizin", 22.01.2020


Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences - 06.01.2020

Podiumsdiskussion "Datenethik in der Medizin" am 22. Januar am RheinAhrCampus der Hochschule Koblenz in Remagen



Die am RheinAhrCampus Remagen stattfindende Podiumsdiskussion "Datenethik
in der Medizin" bildet am Mittwoch, 22. Januar 2020, den Abschluss der
Veranstaltungsreihe "Biomathematik - Mathe für's Leben" im Rahmen der
Kleine-Fächer-Wochen der Hochschule Koblenz. Von 17 bis 19 Uhr soll sie
vor allem ethische und gesellschaftliche Aspekte der Biomathematik und
ihrer Einsatzgebiete in der Medizin beleuchten. Dazu werden sich
renommierte Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und
Politik mit verschiedenen Facetten der Thematik auseinandersetzen. Die
Veranstaltung findet im AudiMax des RheinAhrCampus in der
Joseph-Rovan-Allee 2 in Remagen statt und ist für alle Interessierten frei.

Die Analyse patientenbezogener medizinischer Daten mit Methoden des
maschinellen Lernens und der künstlichen Intelligenz wird die Diagnose,
Therapie und Patientenversorgung in den kommenden Jahrzehnten drastisch
verändern. "Die Entwicklungen und Fortschritte auf diesem Gebiet haben
enormes Potential, die Gesundheit der Patientinnen und Patienten zu
verbessern. Es gehen mit dem Fortschreiten der technischen Möglichkeiten
aber auch zahlreiche ethische und datenschutzrechtliche Fragen einher, die
offen und kritisch diskutiert und bedacht werden müssen", so Prof. Dr.
Markus Neuhäuser, Dekan am Fachbereich Mathematik und Technik. Zu der
dafür organisierten Podiumsdiskussion konnte der Fachbereich zahlreiche
renommierte Gäste gewinnen, so den Parlamentarischen Staatssekretär im
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), Dr. Michael Meister,
PD Dr. Andreas Klein von der Universität Wien und Inhaber der Ethik
Consulting Klein GmbH, sowie Dr. Rupprecht Milojcic, Geschäftsführer der
DaMedic GmbH Köln, und Prof. Dr. Christof Schenkel-Häger, Arzt bei der
Marienhaus Kliniken GmbH und Professor am Fachbereich Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften der Hochschule Koblenz.

Nach einer Begrüßung durch Staatssekretär Meister und den Präsidenten der
Hochschule Koblenz, Prof. Dr. Kristian Bosselman-Cyran, wird PD Dr.
Andreas Klein den Eröffnungsvortrag zur Datenethik in der Medizin
sprechen. Prof. Dr. Maik Kschischo vom Fachbereich Mathematik und Technik
der Hochschule Koblenz stellt vor Beginn der Podiumsdiskussion zudem das
kleine Fach Biomathematik vor, das als eines von 17 Fächern bundesweit im
Rahmen der "Kleine Fächer-Wochen" von der Hochschulrektorenkonferenz (HRK)
und dem BMBF gefördert wurde. Absolventinnen und Absolventen der
Biomathematik werten Studien aus, suchen anhand mathematischer Modelle
nach Mustern und tragen dadurch beispielsweise zur Entwicklung
maßgeschneiderter Therapien und Medikamente oder zur Ursachenforschung im
Bereich Medizin, Biologie oder Biotechnologie, aber auch im Bereich der
Natur- und Umweltwissenschaften bei. Durch die solide Statistik- und
Informatikausbildung sind Biomathematikerinnen und -mathematiker auch für
die Bereiche Data Science und Big Data gerüstet.

Die Kleine-Fächer-Wochen sollen das Potenzial und die Stärken solch
kleiner, hoch spezialisierter Studiengänge hervorheben, deren Nachfrage in
Forschung und Industrie die Anzahl der Absolventinnen und Absolventen
meist weit übersteigt. Im Jahr 2007 von der HRK initiiert, wurden bislang
153 Kleine Fächer unter www.kleine-faecher-wochen.de kartiert. Im Rahmen
der diesjährigen Förderung konnte der RheinAhrCampus der Hochschule
Koblenz einen Informationstag für Schulen und eine Experten-Ringvorlesung
organisieren, um die Öffentlichkeit über das zukunftsweisende Fach
Biomathematik aufzuklären. Teil der Kampagne war auch ein Imagefilm, der
bei der Podiumsdiskussion seine Premiere feiern wird.

Die Veranstaltung ist für alle Interessierten frei. 

Moderiert wird sie
durch Prof. Dr. Geraldine Rauch, Direktorin des Instituts für Biometrie
und Klinische Epidemiologie an der Charité Universitätsmedizin Berlin.
Anschließend lädt die Hochschule Koblenz zu einem Empfang. Alle
Informationen unter 

www.hs-koblenz.de/biomathe

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-koblenz.de/biomathe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution324
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LABEL/5171: Warner Music Klassik News - 7. Januar 2020 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 7. Januar 2020



Fazil Says Gesamtaufnahme von Beethovens Klaviersonaten

"Ich wollte jede Sonate wie eine Sinfonie erleben, jede Note im
Geiste hören, als würde ich einem Orchester lauschen. Ich stellte mir
vor, mit diesem imaginären Orchester zu proben. Ich spielte die
Sonaten einem neben mir sitzenden 'imaginären Beethoven' vor, der vor
Energie und musikalischem Elan nur so sprudelte. Dieser
Fantasie-Beethoven zeigte mir seine Musik; manchmal beruhigte er mich
und manchmal kämpfte er mit meiner Unzufriedenheit im Geiste."
Dem Pianisten Fazil Say ist es auf beeindruckende Weise gelungen,
Beethovens Klaviersonaten aus einer einzigartigen Perspektive zu
betrachten - zum einen als Virtuose, aber auch als Komponist, dessen
etwa 80 Werke heute auf vielen Podien der Welt erklingen.

VÖ: 17. Januar 2020 - 9 CDs 0190295380243

auch digital erhältlich

Zusätzlich wird es auf 2 LPs eine Auswahl der Sonaten geben.

2 LPs 0190295380229


Wenn eine Stimme in das Morgen blickt: Elsa Dreisig singt
Lieder von Strauss, Duparc und Rachmaninoff

Elsa Dreisig gehört ohne Zweifel zu den spannendsten neuen Stimmen
unserer Zeit. Mit ihrem neuen Album Morgen stellt sie sich an der
Seite des Pianisten Jonathan Ware als ebenso vielseitige wie
einfühlsame Liedinterpretin vor.

"...Morgen - das meint den nächsten Tag", sagt die Sängerin, "aber
auch es meint auch das Morgen in einem poetischen Sinne, als Osten,
als Ort, in dem alles beginnt oder eben ganz neu entsteht". Natürlich
denkt man bei dem Titel sofort an Strauss' Lied "Morgen" aus den
Liedern Op. 27, das bei aller Abschiedsstimmung einen Neuanfang
setzt. Doch das Programm umfasst neben Strauss auch Werke von dessen
Zeitgenossen Sergei Rachmaninoff und Henri Duparc, woraus sich ein
großes Panorama des europäischen Liedes zu Beginn des 20.
Jahrhunderts ergibt.

Am 10. und 12. Januar ist Elsa Dreisig in Furrers Violetter Schnee in
der Staatsoper Berlin zu erleben.

Liederabende Morgen: 04.02. Köln, 10.02. Berlin, 29.04. Lugano

VÖ: 17. Januar 2020 - CD 0190295319489

auch digital erhältlich


Zum Anlass des 125-jährigen Orchesterjubiläums der Münchner
Philharmoniker

Live-Aufnahme von Mahlers "Symphonie der Tausend"

Kaum ein anderes Konzert in der Münchner Musikgeschichte schlug in
der Kulturwelt vergleichbar hohe Wellen der Begeisterung wie die
Uraufführung der 8. Symphonie von Gustav Mahler. Ein denkwürdiger
Triumph für den Komponisten, dessen Werke seit 1897 regelmäßig auf
den Münchner Konzertprogrammen zu finden waren. Mahler fühlte sich
hier künstlerisch verstanden.

Im Zuge der Festivitäten anlässlich der 2018/2019 Saison zum
125-jährigen Jubiläum der Münchner Philharmoniker wurde Mahlers 8.
Symphonie mehrmals zur Aufführung gebracht und eine Aufnahme
erscheint jetzt auf dem Label der Münchner Philharmoniker: ein
Live-Mitschnitt eines Konzerts in der Philharmonie de Paris aus dem
Februar 2019.

VÖ: 17. Januar 2020 - CD 0787099974268

auch digital erhältlich


Rachmaninoffs drittes Klavierkonzert aus Amsterdam

Mit achtzehn Jahren gewann er die "London International Piano
Competition", und es war nur einer von vielen Preisen, die die
Karriere des 1990 geborenen usbekischen Pianisten Behzod Abduraimov
fortan begleiteten. Inmitten seines großen Aufstiegs in den
Folgejahren machte er mit dem Dirigenten Valery Gergiev in Amsterdam
halt: Im Oktober 2017 entstand seine von packender Liveatmosphäre
geprägte Einspielung des dritten Rachmaninoff-Konzerts mit dem
Orchester des Concertgebouw. Die mitreißende Aufnahme dieses
Schlachtrosses unter den romantischen Klavierkonzerten erscheint nun
als Neuzugang im RCO-Katalog.

VÖ: 17. Januar 2020 - CD 0190296874277, LP 0190296871986

auch digital erhältlich


Das Morricone-Duell - Das gefährlichste Live-Konzert aller
Zeiten, jetzt auf CD

Der Wilde Westen trifft auf den beseelten Klang Italiens. Furchtlose
New Yorker Gangster treffen auf Cowboys aus der staubigen Prärie. Der
Pate trifft auf Taxi Driver. Die Magie des Kinos trifft auf den
vollen Klang eines erstklassigen Sinfonieorchesters. Diese exklusive
Livekonzert-Produktion präsentiert eine einzigartige Auswahl von
Filmklassikern - von Sergio Leones legendären Spaghetti-Western über
die modernen Meisterwerke von Francis Ford Coppola über die Mafia bis
hin zu den Kultfilmen von Tarantino. Die Aufführung Soundtracks der
Komponistenlegenden Ennio Morricone, Nino Rota, Sonny Bono und
Bernard Herrmann werden vom Dänischen Nationalen Sinfonieorchester
unter der Leitung von Sarah Hicks gespielt, unterstützt von
herausragenden Solisten. Ursprünglich auf Blu-ray erschienen.

VÖ: 31. Januar 2020 - CD 880242648877

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333
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MELDUNG/299: Das Bundesjugendorchester spielt Beethovens 5. Sinfonie in Bonn (Deutscher Musikrat)


Deutscher Musikrat - Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Das Bundesjugendorchester spielt Beethovens 5. Sinfonie in Bonn



Mit der 5. Sinfonie von Ludwig van Beethoven startet das
Bundesjugendorchester am 12. Januar 2020 in seiner Heimatstadt Bonn in das
große Jubiläumsjahr zum 250. Geburtstag des Komponisten. Unter der Leitung
von Lothar Zagrosek tourt das Orchester danach zudem in Koblenz,
Aschaffenburg, Lörrach sowie in Verona (Italien), Udine (Italien) und
Maribor (Slowenien). Neben der fünften Sinfonie des Bonner Komponisten
stehen dessen Fidelio-Ouvertüre, Klaus Hubers Orchesterwerk "Tenebrae"
sowie das im Auftrag des Deutschen Musikrats zu BTHVN2020 komponierte
"Rush" des Kölner Komponisten Sergej Maingardt.

Beethoven war ein politisch aktiver Komponist, der den Ruf der Revolution
aus dem Frankreich benachbarten Rheinland ins seinerzeit konservative und
feudal geprägte Wien trug. Dabei versprach er sich von der napoleonischen
Ära sowohl einen politischen Fortschritt als auch mehr Freiheiten. Am 12.
Januar stellt Dirigent Lothar Zagrosek zwei zentrale Werke Beethovens dem
Orchesterstück "Tenebrae" (1966/67) von Klaus Huber gegenüber, einem
Vertreter des sogenannten "kritischen Komponierens". Zudem feiert bei
dieser Tournee die Auftragskomposition "Rush" für großes Orchester,
verstärktes Ensemble und Elektronik des Kölner Komponisten Sergej Maingardt
seine Premiere. Ein weiteres Highlight: der Deutsche Musikverleger-Verband
(DMV) zeichnet das Bundesjugendorchester an diesem Abend mit dem
renommierten Branchenpreis "Bestes Konzertprogramm" für die Saison
2019/2020 aus. "Die Projekte der Spielzeit 2019/20 sind beispielhaft für
die programmatische Arbeit des Bundesjugendorchesters, das sein Repertoire
stets erweitert und in besondere Kontexte gebettet, die Kompositionen in
ihrer musik- und gesellschaftsgeschichtlichen Relevanz erfahrbar machen",
begründet Clemens Scheuch, DMV-Vize-Präsident und E-Ausschuss-Vorsitzender
die Entscheidung der Jury.

Das Bundesjugendorchester ist Deutschlands jüngstes Spitzenorchester für
Nachwuchsmusiker im Alter von 14 bis 19 Jahren und das Patenorchester der
Berliner Philharmoniker. Es wurde 1969 vom Deutschen Musikrat gegründet.
Dirigenten wie Gerd Albrecht, Gustavo Dudamel oder Kirill Petrenko standen
hier bereits am Pult. Seit 2018 ist Sir Simon Rattle Ehrendirigent. Die
jungen Musiker qualifizieren sich mit einem Probespiel für die
Mitgliedschaft im Bundesjugendorchester. Während der Arbeitsphasen
erarbeiten sie anspruchsvolle Kompositionen, darunter auch zeitgenössische
Werke und Uraufführungen. Tourneen führten das Orchester durch ganz Europa,
nach Nord- und Südamerika, Asien und Afrika. Im September 2017 begleitete
es die Gründung des nationalen ukrainischen Jugendorchesters in der
Ukraine, im Januar 2018 tourte es durch Indien, 2019 durch Südafrika.
Hauptförderer des Bundesjugendorchesters sind das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die DekaBank Deutsche Girozentrale,
die Daimler AG, die Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten,
die Stadt Bonn, die Deutschen Orchestervereinigung, die Stiftung
Bundesjugendorchester und viele private Förderer.

Die Aktivitäten des Orchesters zum Beethovenjahr 2020 werden gefördert
durch BTHVN2020 aus Mitteln der Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien, des Landes Nordrhein-Westfalen, der Stadt Bonn und des
Rhein-Sieg-Kreis. Für die Projekte zum Beethoven-Jubiläum haben sich die
Institutionen Dirigentenforum, Förderprojekte Zeitgenössische Musik und
Bundesjugendorchester des Deutschen Musikrats zusammengeschlossen.

Der Deutsche Musikrat (DMR) ist der Dachverband des Musiklebens in
Deutschland und Träger zahlreicher Förderprojekte. Die Organisation fügt
sich zusammen aus dem Deutscher Musikrat e.V. sowie der Deutscher Musikrat
gemeinnützige Projektgesellschaft mbH und vertritt die Interessen von rund
14 Millionen Musizierenden. Das Generalsekretariat des Vereins in Berlin
steht für das musikpolitische Wirken des Verbands mit seinen rund 100
Mitgliedorganisationen und 16 Landesmusikräten. Die Projektgesellschaft in
Bonn organisiert die zwölf langfristig angelegten Projekte: Bundesauswahl
Konzerte Junger Künstler, Bundesjazzorchester, Bundesjugendorchester,
Deutscher Chorwettbewerb, Deutscher Musikwettbewerb, Deutscher
Orchesterwettbewerb, Deutsches Musikinformationszentrum (MIZ),
Dirigentenforum, Förderprojekte Zeitgenössische Musik, Jugend jazzt, Jugend
musiziert und PopCamp. Der DMR wurde 1953 gegründet, hat sich als Mitglied
der UNESCO in seinem Handeln der Konvention zum Schutz und zur Förderung
der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen verpflichtet und steht unter der
Schirmherrschaft von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier.

Weitere Informationen unter bundesjugendorchester.de oder unter
musikrat.de.

Konzerte:

12. Jan. Bonn Aula der Universität

14. Jan. Koblenz Eichendorff-Gymnasium (SchoolSession)

16. Jan. Aschaffenburg Stadthalle am Schloss

17. Jan. Lörrach Veranstaltungszentrum Burghof

18. Jan. Verona (IT) Teatro Ristori

19. Jan. Udine (IT) Teatro Nuovo Giovanni

20. Jan. Udine (IT) Teatro Nuovo Giovanni (SchoolSession)

20. Jan. Maribor (SLO) Narodni dom / Kulturhaus

Dirigent:

Lothar Zagrosek

Programm:

Ludwig van Beethoven Fidelio-Ouvertüre E-Dur op. 72 (1814)

Klaus Huber Tenebrae für großes Orchester (1966-67)

Sergej Maingardt "Rush" für großes Orchester, verstärktes Ensemble und
Elektronik, Auftragswerk des Deutschen Musikrats (2020)

Ludwig van Beethoven Sinfonie Nr. 5 c-Moll op. 67 (1808)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Januar 2020

Deutscher Musikrat, Generalsekretariat

Schumannstraße 17, 10117 Berlin

Telfon: +4930 30881010, Fax +4930 30881011

E-Mail: generalsekretariat@musikrat.de

Internet: www.musikrat.de
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KLASSIK/10282: Kassel - "Musik im Museum" mit Studierenden der Musikakademie, 14.01.2020


documenta-Stadt Kassel

"Musik im Museum" mit Studierenden der Musikakademie



Werke von Johann Sebastian Bach, Camille Saint-Saens und anderen sowie
in diesem Jahr natürlich auch Ludwig van Beethoven stehen auf dem
Programm der "Musik im Museum" am Dienstag, 14. Januar, um 19 Uhr im
Spohr-Museum, Kulturbahnhof, Südflügel. Zu hören sind dabei
unterschiedliche Instrumente wie zum Beispiel Violine, Violoncello,
Gitarre und Klavier.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.01.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSLAND/9278: Aus aller Welt - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Putin besuchte Moschee und orthodoxe Kirche in Damaskus

Der russische Präsident Wladimir Putin war am Dienstag überraschend
in die syrische Hauptstadt Damaskus gereist, um sich dort mit seinem
syrischen Amtskollegen Baschar al-Assad zu treffen. Wie Kremlsprecher
Dimitri Peskow der Nachrichtenagentur Interfax mitteilte, fanden die
Gespräche der beiden Staatschefs auf einem Kommandoposten des
russischen Militärs statt. Ein Thema sei die Lage in verschiedenen
Regionen des Landes gewesen. Putin nutzte seine Reise nach Damaskus
auch für einen Besuch in der Umayyaden-Moschee und der orthodoxen
Kirche der Heiligen Jungfrau Maria.

8. Januar 2020
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JUSTIZ/9278: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Duisburger Polizei ermittelt gegen Räuberbande

Nach mehrmonatigen Ermittlungen in Zusammenhang mit Überfällen auf
Lottoannahmestellen und Trinkhallen hat die Duisburger Polizei am
Mittwochmorgen eine Großrazzia im Norden der Ruhrmetropole gestartet.
Insgesamt seien zwölf Wohnungen in den Stadtteilen Marxloh,
Vierlinden, Fahrn, Aldenrade und Overbruch durchsucht und zahlreiches
Beweismaterial sichergestellt worden, teilten die Behörden mit.
Bislang identifizierten die Ermittler 18 Tatverdächtige, von denen 15
noch minderjährig sein sollen.

8. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9275: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



NATO zieht Soldaten aus dem Irak ab

Angesichts der angespannten Situation im Irak will die NATO einen
Teil der 500 Soldaten, die dort Sicherheitskräfte ausbilden, aus dem
Land abziehen. Die Sicherheit der Militärausbilder sei von größter
Wichtigkeit, sagte ein Mitarbeiter des Bündnisses in Brüssel nach
Informationen des Spiegel-Magazins. Bereits in der Nacht zum Dienstag
zog die Bundeswehr einen Teil ihrer Soldaten aus Tadschi und Bagdad
ab. Insgesamt wurden 35 Bundeswehrangehörige nach Kuwait
beziehungsweise Jordanien verlegt.
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POLITIK/9277: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Regierungsbildung in Thüringen

Eine Koalition aus Linke und CDU käme im Thüringer Landtag zusammen
auf 50 von 90 Sitzen. Ministerpräsident Bodo Ramelow (Linke) als auch
CDU-Partei- und Fraktionschef Mike Mohring äußerten sich bereits
positiv zu dem Vorschlag des ehemaligen CDU-Ministerpräsidenten
Dieter Althaus, gemeinsam eine sogenannte Projektregierung zu bilden.
Die Bundes-CDU sowie die CSU lehnen eine Kooperation der Thüringer
CDU mit der Linken hingegen strikt ab. An der Haltung der CDU werde
sich nichts ändern, sagte ein Parteisprecher laut Angaben der
Deutschen Presse-Agentur am Mittwoch in Berlin. Der CDU-Sprecher und
CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt verwiesen auf den
Parteitagsbeschluß, wonach eine Koalition mit der Linken oder der AfD
ausgeschlossen ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9275: Tragisches und Kurioses - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Keine Überlebenden bei Flugzeugunglück im Iran

Beim Absturz eines ukrainischen Passagierflugzeugs im Iran sind alle
Insassen ums Leben gekommen. Das Unglück erreignete sich am
Mittwochmorgen kurz nach dem Start vom Imam-Chomeini-Flughafen in der
Hauptstadt Teheran. An Bord der Maschine befanden sich 176 Menschen.
Die iranische Luftfahrtbehörde führe den Absturz der Boeing 737 auf
einen technischen Defekt zurück, berichtete der iranische
Sender Chabar TV. Die ukrainische Botschaft im Iran äußerte
sich ähnlich. Die Tragödie wurde demnach durch einen
Triebwerksschaden verursacht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8360: Aus Forschung und Technik - 08.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Frachtraumschiff Dragon im Pazifischen Ozean gewassert

Das unbemannte Frachtraumschiff Dragon hat die Internationale
Raumstation ISS verlassen und ist nach einem fünfstündigen Rückflug am
Dienstag vor der kalifornischen Küste gewassert. Die Kapsel wurde von
einem Schiff aufgenommen, das dann einen Hafen nahe Los Angeles
ansteuerte. Die rund 1.600 Kilogramm schwere Rückfracht an Bord des
Raumschiffs bestand nach Informationen der US-Luft- und
Raumfahrtbehörde NASA unter anderem aus 54 abgeschlossenen
wissenschaftlichen Untersuchungen sowie Stationsmüll. Die 19.
Versorgungsmission des privaten US-Raumfahrtunternehmens SpaceX hatte
vor einem Monat 2.600 Kilogramm Lebensmittel und neue
wissenschaftliche Experimente zur Orbitalstation gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8374: Aus aller Welt - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung müßte iranischem Außenminister Visum ausstellen

Der iranische Außenminister Mohammad Dschawad Sarif kann am
Donnerstag nicht an einer Sitzung des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen in New York teilnehmen, weil die US-Regierung ihm kein Visum
für die Einreise in die USA ausstellt. Dabei ist sie dazu
verpflichtet, wie ein Uno-Sprecher in New York berichtete. Demnach
haben sich die Vereinigten Staaten 1947 gegenüber der Uno
verpflichtet, die Durchreise ausländischer Regierungsvertreter und
Diplomaten zum Bezirk des Hauptquartiers nicht zu behindern, und zwar
unabhängig von den Beziehungen zwischen der Regierung der
betreffenden Personen und der Regierung der Vereinigten Staaten. Das
entsprechende Visum ist kostenlos und so schnell wie möglich
auszustellen.

Gegenüber dem Uno-Generalsekretär Antonio Guterres hatte
US-Außenminister Mike Pompeo erklärt, für die Ausstellung eines
Visums an Sarif habe die Zeit gefehlt. Außerdem werde man ihm kein
Visum ausstellen, berichtete die iranische Nachrichtenagentur ISNA.
Die Sicherheitsratsitzung war anberaumt worden, bevor US-Präsident
Donald Trump den Befehl zur Ermordung des iranischen Generals Qasem
Soleimani am vergangenen Freitag im Irak gegeben hatte. Sarif hätte
dem Sicherheitsrat gegenüber dazu Stellung nehmen können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8329: Medizin und Gesundheitswesen - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Sachsen rechnet mit weiteren Anstieg der Pflegefälle

Sachsen muß sich ebenso wie die anderen Bundesländer in den kommenden
Jahren auf mehr Pflegebedürftige einstellen. Laut Deutschem
Ärzteblatt soll die Zahl der Pflegefälle auf 242.000 steigen. Dies
wäre eine Erhöhung von knapp 20 Prozent. Um dem gerecht zu werden,
bekennt sich der Freistaat nicht nur zum Flächentarifvertrag Pflege,
sondern will zudem ein weiteres Pflegepaket zur Verbesserung der
Situation schnüren. Dabei soll insbesondere die Zahl der Plätze in
der Kurzzeitpflege erhöht und die Einführung neuer Pflegemodelle
unterstützt werden. Außerdem will Sachsen mit einer gezielten
Kampagne bei Schulabgängern für den Pflegeberuf werben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8362: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Urteil zur Silvesternacht von Leipzig-Connewitz

In der Silvesternacht sind in Leipzig-Connewitz mehrere Polizisten
bei Auseinandersetzungen mit mutmaßlichen Angehörigen der linken
Szene dort verletzt worden. Gegen vier Personen wurden Haftbefehle
ausgestellt. In einem Fall geht die Staatsanwaltschaft von versuchtem
Mord aus. Das Amtsgericht in Leipzig verurteilte am Mittwoch im
ersten Verfahren einen 27jährigen Mann zu einer Bewährungsstrafe von
sechs Monaten und 60 Arbeitsstunden wegen tätlichen Angriffs auf
Vollstreckungsbeamte und vorsätzlicher Körperverletzung. Der
geständige und reumütige Täter hatte einem im schnellen Lauf
befindlichen Beamten ein Bein gestellt. Der Polizist ging zu Boden
und verletzte sich leicht an Arm und Bein. Im Verfahren konnte der
Angeklagte glaubhaft machen, daß er sich in dem Szeneviertel zum
erstenmal aufhielt und sich nicht hatte gegen Polizeipräsenz oder
Polizeigewalt wehren wollen. Die ihm selbst unverständliche Tat
führte er auf Alkoholgenuß und Dummheit zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8284: Sprache, Kunst und Medium - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Niederlande gehen mit gutem Beispiel voran

Die Niederlande geben während ihrer Kolonialzeit in Indonesien
geraubte Kulturgüter zurück. 2016 hatte der niederländische
Regierungschef Rutte einen Anfang gemacht und einen Dolch, der aus dem
Volk der Bugis stammte, Indonesiens Präsidenten Joko Widodo
überreicht. Jetzt wurden rund 1500 historische Artefakte an die
ehemalige Kolonie zurückgegeben.

Wie WDR1 berichtete, stammen die Stücke aus dem 2013 geschlossenen
Nusantara Museum in Delft, das möglicherweise über die einzige
Sammlung indonesischer Kulturgüter im Land verfügte und ausgestellt
hatte.

In den Niederlanden hoffen nun Restitutionsbefürworter, daß andere
europäische Länder dem Beispiel folgen werden.

Indonesien stand seit etwa 1600 unter der Herrschaft der Holländer.
Ende des Zweiten Weltkriegs rief der Inselstaat seine Unabhängigkeit
aus.
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MILITÄR/8351: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Rüstungsexportgenehmigungen 2019 auf Rekordniveau

Wie die Grünenfraktion im Bundestag auf Anfrage beim
Bundeswirtschaftsministerium erfuhr, hat die Bundesregierung im
abgelaufenen Jahr die Ausfuhr von Kriegsgerät und Waffen im Umfang
von über acht Milliarden Euro genehmigt. Ein Jahr zuvor hatte das
Exportvolumen noch 4,8 Milliarden Euro betragen. Bei den Angaben
handelt es sich um vorläufige Zahlen. Vom Wert her knapp ein Drittel
der Ausfuhrgenehmigungen 2019 erstreckte sich auf Kriegswaffen.
Drittländer, die weder zur Europäischen Union noch zur NATO gehörten,
bezogen 2019 für über 800 Millionen Euro Kriegsgerät aus Deutschland.
Gegenüber 2018 war das eine Verdopplung des Volumens. Angaben vom
Dezember zufolge gehörten Algerien, Ägypten, die Vereinigten
Arabischen Emirate, Katar und Indonesien zu den zehn größten
Rüstungskunden Deutschlands.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8365: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Grüner Bundesvorstand will der energieintensiven Industrie helfen

Der Bundesvorstand der Grünen hat zum Wochenbeginn eine zweitägige
Klausur in Hamburg abgehalten, um die Wirtschaftssenatorin Katharina
Fegebank im Wahlkampf zur Bürgerschaftswahl am 23. Februar zu
unterstützen. Der Zweiten Bürgermeisterin werden Chancen eingeräumt,
Erste Bürgermeisterin der Freien und Hansestadt Hamburg zu werden.
Unter anderem besprachen die Grünen auf ihrer Jahresauftaktklausur
Konzepte für eine klimafreundliche Industrieproduktion und eine
gerechtere Arbeitswelt. Demnach plädieren die Grünen dafür,
energieintensive Industrieunternehmen zu subventionieren, damit diese
in CO2-neutrale Prozesse investieren. Für die im EU-Rahmen fälligen
Treibhausgaszertifikate etwa der Stahl-, Alu- und Zementindustrie
abzüglich der Investitionen in klimafreundlichere
Produktionsverfahren soll die öffentliche Hand aufkommen. Die
Bundesvorsitzende Annalena Baerbock betonte, im neuen Jahrzehnt zeige
sich, ob Deutschland und Europa der zentrale Industriestandort
weltweit bleiben werde. Ohne eine entsprechende Gesetzgebung und neue
Technologien sei das nicht zu realisieren. Den Niedriglohnsektor
halten die Grünen für eine Armutsfalle. Deshalb schlagen sie eine
Sozialversicherungspflicht bei Minijobs, bessere
Zuverdienstmöglichkeiten von Hartz-IV-Berechtigten und die Erhöhung
des Mindeststundenlohns auf zwölf Euro vor.

8. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8334: Tragisches und Kurioses - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Unfreiwilliger Aufenthalt auf ostfriesischer Fähre

Kurz nach dem Auslaufen von der Insel Spiekeroog hatte sich am Montag
eine Fähre mit Ziel Neuharlingersiel auf dem Schlick festgefahren.
Laut NDR1 Welle Nord waren fast 140 Passagiere an Bord, die bei
ungemütlichem Wetter für etwa sieben Stunden festsaßen. Die Fahrgäste
seien während der Wartezeit aber mit Getränken und Essen versorgt
worden.

Erst mit der Flut erlangte das Schiff wieder genug Auftrieb, kam frei
und steuerte sein Ziel auf dem Festland an. Der sonstige Fährbetrieb
verlief ohne Einschränkungen, hieß es.
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SOZIALES/8363: Arbeit, Soziales und Familie - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Politik von Humanität und Ordnung der Migration meldet Erfolg

Bundesinnenminister Seehofer hat am Mittwoch den vom Bundeskabinett
gebilligten Migrationsbericht vorgestellt. Demnach ist die Zahl der
Menschen, die erstmals in Deutschland einen Asylantrag stellten, das
dritte Jahr in Folge gesunken. Gegenüber dem Vorjahr betrug der
Rückgang gut zwölf Prozent und aufgrund geänderter Bemessung 14,3
Prozent. Die rund 142.500 grenzüberschreitenden Asyl-Erstanträge im
abgelaufenen Jahr wurden hauptsächlich von Menschen aus Syrien, dem
Irak, der Türkei, dem Iran und Afghanistan gestellt. Seehofer wertete
den Rückgang der Erstanträge als Erfolg der "zahlreichen Maßnahmen
der letzten Jahre gegen ungesteuerte Zuwanderung". Der Minister will
deshalb seine "Politik von Humanität und Ordnung der Migration"
konsequent fortsetzen. Mehr als 60 Prozent der Asylanträge wurden
entweder vom Bundesamt für Flüchtlinge und Migration abgelehnt oder
wurden aus verschiedenen Gründen hinfällig. Nicht ganz einem Viertel
der Antragsteller wurde ein Flüchtlingsstatus nach der Genfer
Flüchtlingskonvention zuerkannt.

8. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8340: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Ministerin will Sondersteuer fürs Tierwohl einführen

Die Zeiten scheinen vorüber, in denen den Bundesbürgern nur 
Preis und Qualität von Fleischprodukten interessierte. Insbesondere 
das Tierwohl steht dabei im Fokus. Jetzt hat die niedersächsische
Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast (CDU) laut afp eine
Sondersteuer angeregt, mit der die Verbraucher an den Kosten einer
besseren Tierhaltung beteiligt werden. Eine solche würde im Gegensatz
zu einer Mehrwertsteuererhöhung sicherstellen, daß die Mehreinnahmen
auch beim Landwirt ankommen.

8. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8351: Märkte und Finanzen - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Testfeld für automatisiertes Fahren geht in Niedersachsen in Betrieb

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt hat in Braunschweig
zusammen mit den niedersächsischen Landesministern für Verkehr und
Wissenschaft, Bernd Althusmann und Björn Thümler, ein Testfeld zur
Erforschung und Entwicklung automatisierter und vernetzter Fahrzeuge
vorgestellt. Die in der angestrebten Form weltweit einmalige
Teststrecke hat eine Länge von 280 Kilometern und schließt Abschnitte
der A2, A7, A39 und A391 ein. Hinzu kommen Bundes- und Landstraßen.
Entlang der Fahrbahnen wurden Kameras aufgestellt, über die das
Verhalten der Fahrzeuge und der Verkehrsfluß erfaßt und in Echtzeit
automatisch analysiert werden. Die Daten werden an die
selbstfahrenden Autos übertragen. Aufnahmen von Personen oder
Kennzeichen werden nicht gespeichert. Die Kosten für das Testfeld in
Höhe von rund fünf Millionen Euro teilt sich das Land Niedersachsen
mit beteiligten Unternehmen wie VW, Siemens und Continental.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8363: Aus Forschung und Technik - 08.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Forscher entwickeln Sensorsystem für Tierlaute

Nachdem die Überwachungstechnologie immer mehr Möglichkeiten bietet,
war es nur eine Frage der Zeit, bis Abwandlungen von ihr in anderen
Bereichen eingesetzt werden. So arbeiten deutsche Forscher afp
zufolge an einem neuen Sensorsystem zur automatischen Erkennung von
Tierlauten. Das System soll die Rufe verschiedener Tierarten
identifizieren und dabei deren Häufigkeit aufzeichnen. Neben dem
Fraunhofer-Institut für Digitale Medientechnologie zeigt unter
anderem auch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt großes Interesse an
diesem Projekt, das sie mit 300.000 Euro mitfinanziert. Grund:
Das Gerät könnte unter anderem die Planung neuer Windparks oder
Naturschutzareale erleichtern, indem es eine Bestandsaufnahme der
Artenvielfalt ermöglicht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/312: Der Riese in der Milchstraße (idw)


Universität Wien - 07.01.2020

Der Riese in der Milchstraße

Radcliffe-Welle ist die größte jemals beobachtete gashaltige Struktur in
unserer Galaxie



Astronom*innen der Universitäten Wien um João Alves und der Harvard
University entdeckten eine riesige, zusammenhängende, gashaltige,
wellenförmige Struktur innerhalb der Milchstraße, in der Sterne entstehen
- die größte ihrer Art, die jemals in unserer Galaxie beobachtet wurde.
Diese als "Radcliffe-Welle" benannte Entdeckung erstreckt sich über
Billiarden Kilometer ober- und unterhalb der galaktischen Scheibe und
revolutioniert damit die seit 150 Jahren vorherrschende Vorstellung über
die Sonnenumgebung in der Milchstraße als ein sich ausdehnender Ring.




[image: Bild: © Alyssa Goodman/Harvard University]

Die Radcliffe-Welle ist eine riesige gashaltige Struktur innerhalb
der Milchstraße, in der Sterne entstehen.

Bild: © Alyssa Goodman/Harvard University



Die in Nature veröffentlichte Arbeit beruht auf einer neuerlichen Analyse
der von der Gaia-Raumsonde der ESA gelieferten Daten, die 2013 gestartet
wurde, um die Position, Entfernung und Bewegung von Sternen präzise zu
messen. Die Forscher*innen kombinierten die vom Gaia-Satelliten
gelieferten Daten mit anderen Messungen, um eine detaillierte 3D-Karte der
interstellaren Materie in der Milchstraße zu erstellen. Dabei stießen sie
unverhofft auf eine Struktur in dem Spiralarm, der der Erde am nächsten
liegt.

Innenansicht der Galaxie

Das Astronom*innen-Team entdeckte eine Struktur mit einer Länge von
ungefähr 9.000 Lichtjahren und einer Breite von nur 400 Lichtjahren. Diese
lange, dünne Struktur ist wellenartig ausgeprägt und erstreckt sich über
500 Lichtjahre oberhalb und unterhalb der Mittelebene der Scheibe unserer
Galaxie. Sie umfasst viele jener Sternenkinderstuben, die bisher dem
Gouldschen Gürtel zugeordnet waren. Dabei handelt es sich um eine
Ausdehnung von Sternentstehungsgebieten, bei denen man davon ausgegangen
war, dass sie um die Sonne als Ring angeordnet sind.

"Vor über 150 Jahren hatten sowohl Gould als auch Herschel einen Ring aus
hellen Sternen am Nachthimmel entdeckt. Deswegen haben Astrom*innen seit
langem versucht, den Ursprung dieses Rings auszumachen", erklärte
João Alves, Harvard-Radcliffe-Stipendiat 2018 bis 2019 und Professor
für Stellare Astrophysik an der Universität Wien, als Erstautor dieser
Studie. "Stattdessen haben wir die größte zusammenhängende bekannte
Gasstruktur in der Galaxie gefunden, die nicht als Ring, sondern als
gewaltiges, wellenförmiges, schmales und gerades Filament angeordnet ist.
Die Sonne ist nur 500 Lichtjahre von der Welle am nächst gelegenen Punkt
entfernt. Sie war die ganze Zeit direkt vor uns, aber wir konnten sie bisher
nicht sehen".

Ein Datenuniversum

Die neue 3D-Karte wirft ein frisches Licht auf unsere galaktische
Nachbarschaft. Sie ermöglicht Forscher*innen ihre Sicht auf die
Milchstraße zu revidieren und schafft damit die Grundlage für weitere
große Entdeckungen.

"Wir kennen die Ursache nicht, warum sie gerade diese Form hat. Sie könnte
aber wie eine Welle in einem Teich sein, so als ob etwas außerordentlich
Massereiches in unserer Galaxie gelandet ist", so Alves. "Wir wissen, dass
unsere Sonne mit dieser Struktur wechselwirkt. Sie ist an einer Ansammlung
von Supernovae vorübergezogen als sie Orion 13 Millionen Jahre zuvor
gekreuzt hatte und in 13 Millionen Jahren wird sie diese Struktur erneut
durchqueren; sie wird sprichwörtlich auf einer Welle reiten."

"Niemand hätte erwartet, dass wir in der Nähe einer riesigen,
wellenartigen Gasansammlung leben - oder, dass sie den Orionarm der
Milchstraße bildet", sagte Alyssa Goodman, Professorin für Angewandte
Astronomie und Leiterin des Science Program am Radcliffe Institute for
Advanced Study. "Wir waren geschockt als wir zum ersten Mal erkannt haben,
wie lange und gerade die Radcliffe-Welle von oben in einer 3D-Ansicht ist,
und wie sinusförmig sie von der Erde aus betrachtet im Vergleich wirkt.
Die Welle zwingt uns dazu, unser Verständnis von der 3D-Struktur der
Milchstraße zu überdenken."

Stefan Meingast, PostDoc an der Universität Wien und Mitautor des
Artikels, ergänzt: "Unsere neuen Erkenntnisse bedeuten das Ende für den
Gouldschen Gürtel, ein seit 150 Jahren eingesetztes Modell zur Erklärung
der Struktur unserer direkten Nachbarschaft in der Milchstraße. Dass diese
Struktur nur ein Projektionseffekt war, ist eine kleine Sensation.
Astronom*innen müssen wieder zurück ans Reißbrett und die nähere Umgebung
der Milchstraße neu überdenken."


Publikation in Nature:

A Galactic-scale gas wave in the Solar Neighborhood:

João Alves et al.

DOI 10.1038/s41586-019-1874-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1359: Maschinelles Lernen - Wie technische Systeme aus wenigen Beispielen lernen können (idw)


fortiss - Forschungsinstitut des Freistaats Bayern für softwareintensive
Systeme und Services - 08.01.2020

Maschinelles Lernen - Wie technische Systeme aus wenigen Beispielen
lernen können



Aktuelle Ansätze des Maschinellen Lernens (ML) benötigen unzählige
Beispiele, um Gesetzmäßigkeiten zu erkennen und daraus allgemeine Regeln
abzuleiten. Was aber, wenn es zu wenig Trainingsmaterial gibt? Ute Schmid,
Informatik-Professorin (Uni Bamberg) und Research Fellow bei fortiss,
entwickelt Methoden, mit denen auch aus wenigen Daten gelernt werden kann.
Ein Anwendungsfeld sind Programme wie Tabellenkalkulation. Damit könnten
Menschen ohne Programmierkenntnisse beispielsweise die volle
Funktionalität solch komplexer Anwenderprogramme nutzen. Sie müssten dem
System einfach Beispiele für das gewünschte Systemverhalten angeben,
erläutert die Grundlagenforscherin.

Induktive Programmierung heißt die Methode, mit der sich die Leiterin der
Forschungsgruppe Kognitive Systeme (Uni Bamberg) beschäftigt. Sie
erforscht, wie Programme aus Ein-/Ausgabe-Beispielen oder beobachteten
Eingabefolgen in einem System lernen. Die Methode ergänzt aktuelle
Blackbox-Ansätze des "Deep Learning", einem Teilgebiet des Maschinellen
Lernens, das künstliche neuronale Netze einsetzt und viele Trainingsdaten
benötigt. Außerdem ermöglicht sie, Hintergrund- und Expertenwissen zu
berücksichtigen.

Benötigt werden solche Verfahren beispielsweise bei medizinischen
Diagnosen oder in der industriellen Produktion, wo nur wenige Daten auf
einmal vorliegen, die sich zum Training eines Modells nutzen lassen. Ein
weiterer Anwendungsbereich ist das sogenannte Data Wrangling: Hier geht es
um Unterstützung bei der Bereinigung und Transformation komplexer
Datensätze.

Menschliche Hilfe benötigt

Die große Herausforderung für den Einsatz von ML liege darin, dass die
meisten Ansätze sehr viele korrekt vorklassifizierte Trainingsbeispiele
benötigen. Seien die Daten, mit denen gelernt wird, falsch
vorklassifiziert, werde dementsprechend auch das gelernte Programm
fehlerhaft sein.

In manchen Anwendungsbereichen, etwa der medizinischen Diagnose, gibt es
oft gar keine sogenannte ground truth - das heißt, auch ein Experte kann
nur nach bestem Wissen einschätzen, welche Diagnose korrekt wäre. "Ich
gehe davon aus, dass es für viele praktische Anwendungen notwendig wird,
interaktive Ansätze des Maschinellen Lernens zu nutzen oder zu entwickeln,
da es gar nicht möglich oder sehr teuer ist, Trainingsdaten ohne
menschliche Hilfe korrekt zu kennzeichnen", prognostiziert Schmid.

Forschungspartnerschaft mit fortiss

Prof. Ute Schmid lehrt Künstliche Intelligenz und Maschinelles Lernen an
der Universität Bamberg. Ihr Schwerpunkt liegt auf induktiver
Programmierung, interpretierbarem und menschenähnlichem (human-level)
maschinellem Lernen sowie der Generierung von Erklärungen für gelernte
Modelle (Klassifikatoren). Prof. Schmid wird bei fortiss in das
Leitprojekt Robuste KI und im IBM fortiss Center for AI eingebunden.


Über fortiss

fortiss ist das Forschungsinstitut des Freistaats Bayern für
softwareintensive Systeme und Services mit Sitz in München. Das Institut
beschäftigt derzeit rund 150 Mitarbeiter, die in Forschungs-,
Entwicklungs- und Transferprojekten mit Universitäten und
Technologie-Firmen in Bayern, Deutschland und Europa zusammenarbeiten.
Schwerpunkte sind die Erforschung modernster Methoden, Techniken und
Werkzeuge der Softwareentwicklung, des Systems- & Service-Engineering und
deren Anwendung auf kognitive cyber-physische Systeme wie das Internet of
Things (IoT). fortiss ist in der Rechtsform einer gemeinnützigen GmbH
organisiert. Gesellschafter sind der Freistaat Bayern
(Mehrheitsgesellschafter) und die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung
der angewandten Forschung e.V.

www.fortiss.org


Weitere Informationen unter:

https://www.fortiss.org/aktuelles/details/kuenstliche-intelligenz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2222

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

fortiss - Forschungsinstitut des Freistaats Bayern

für softwareintensive Systeme und Services, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3188: Migrationspolitik auf dem Irrweg - Migrationsbericht 2018 ist kein Erfolg für die Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Januar 2020

Migrationspolitik auf dem Irrweg - Migrationsbericht 2018 ist kein
Erfolg für die Bundesregierung



Zum Migrationsbericht 2018 der Bundesregierung erklärt Filiz Polat,
Sprecherin für Migrationspolitik:

Deutschland bleibt Einwanderungsland, doch die Zahlen des
Migrationsberichts offenbaren, dass die Migrationspolitik der
Bundesregierung auf dem Irrweg ist. Es ist ein gutes Zeichen, wenn immer
mehr Menschen zum Studieren nach Deutschland kommen und damit ein reger
Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern weltweit
gefördert wird. Um Deutschland als internationalen Wissenschaftsstandort zu
stärken und Fachkräfte an Deutschland zu binden, braucht es jedoch deutlich
mehr Anstrengungen. Weit unter 10 Prozent der Studierenden bekommen nach
Abschluss ihres Studiums eine Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur
Arbeitssuche. Attraktive Studienbedingungen alleine ändern allerdings
nichts daran, dass viele nach dem Studi um nicht bleiben wollen oder
können. Die Bundesregierung muss das Potenzial dieser wichtigen
Einwanderungsgruppe endlich durch erleichterte Aufenthaltsbedingungen
anerkennen.

Auch die Zahlen zu den innereuropäischen Einwanderungsbewegungen als
wesentlicher Motor für unser Einwanderungsland sind getrübt. Die
Bundesregierung ruht sich beim Arbeitskräftebedarf auf den hohen Zahlen
aus, verschweigt und ignoriert gleichzeitig die miserable Situation von
vielen osteuropäischen Einwandernden, die im Niedriglohnsektor verharren
oder in ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen in der Schlachtindustrie und
bei den Paketdiensten beschäftigt sind. Das ist absolut inakzeptabel und
muss endlich zur Chefsache erklärt werden.

Neben formalen Hürden und der notwendigen Gestaltung eines attraktiven
Migrations- und Staatsangehörigkeitsrechts spielt insbesondere das
gesellschaftliche Klima eine große Rolle. Von einer gelebten
Einwanderungsgesellschaft, in der für alle eine aktive, sichtbare und
gerechte Teilhabe möglich ist, ist diese Bundesregierung noch weit
entfernt. Das macht gerade die Rhetorik des zuständigen Ministers mehr als
deutlich. Wir brauchen von dieser Bundesregierung ein echtes Bekenntnis zu
unserem Einwanderungsland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/859: Seriöser Klimaschutz, der die Realität der Bürger mit im Blick hat


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Januar 2020

Seriöser Klimaschutz, der die Realität der Bürger mit im Blick
hat



Zur Stellungnahme aus der SPD-Bundestagsfraktion zu den Maßnahmen im
Klimabereich können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Pauschale Kritik rettet nicht das Klima, sondern ist lediglich
politisch heiße Luft ohne Substanz in der Sache. Die SPD hat in der
Koalition ein ambitioniertes Klimapaket mit erarbeitet und gerade
Ende des letzten Jahres beschlossen. Das heißt: Mehr Geld für die
Bahn, mehr öffentlicher Nahverkehr, eine ausgewogene CO2-Bepreisung
und dutzende weitere konkrete Maßnahmen, die jetzt umgesetzt werden.
So geht seriöser Klimaschutz, der die Realität der Bürger mit im
Blick hat."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/2037: Deeskalation ist das Gebot der Stunde


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Januar 2020

Deeskalation ist das Gebot der Stunde



"DIE LINKE verurteilt den Angriff Irans auf militärische Ziele im
Irak. Gewalt darf kein Mittel der internationalen Politik sein. Mit
diesem Angriff droht die Gewaltspirale im Nahen Osten weitergedreht zu
werden. Die Bundesregierung muss eine Sondersitzung des
UN-Sicherheitsrats einberufen, um zu prüfen, ob die Behauptung des
Iran, mit dem Recht auf Selbstverteidigung nach Artikel 51 der
UN-Charta gehandelt zu haben, haltbar ist", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Auswärtigen
Ausschusses. Dagdelen weiter:

"Es gilt jetzt, eine weitere Eskalation hin zu einem großen Krieg zu
verhindern. Die Bundesregierung muss klarmachen, dass sie sich an
möglichen US-Angriffen nicht beteiligen wird. Die Bundeswehr muss aus
der Region komplett abgezogen werden, nur so kann die Sicherheit der
deutschen Soldaten garantiert werden. Der Angriff auf einen Stützpunkt
in Erbil zeigt, dass auch der Norden des Irak nicht sicher ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/2036: Iran-USA-Krise - Eskalationsspirale beenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Iran-USA-Krise: Eskalationsspirale beenden



Zu den Raketenangriffen durch iranische Truppen auf amerikanische
Militärbasen im Irak in der vergangenen Nacht sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Mit den Angriffen auf amerikanische Militärbasen dreht der Iran in
unverantwortlicher Weise an der Eskalationsspirale. Die Drohung, im
Falle der zu erwartenden amerikanischen Reaktion auch Ziele in
weiteren Staaten anzugreifen, lässt für die Region das Schlimmste
befürchten. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass sich die bestehenden
Kriege und schwelenden Konflikte in der Region damit zu einem
Flächenbrand ausweiten. Die Angriffe des Irans auf US-Militärbasen
sind klar zu verurteilen.

Die vorangegangene Ermordung des iranischen Generals Qasem Soleimani
durch das US-Militär gehört natürlich zum Gesamtbild, rechtfertigt
aber nicht den aktuellen Angriff.

Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie gegenüber beiden
Konfliktparteien auf eine friedliche Beilegung des Konfliktes drängt
und sämtliche Bundeswehrangehörigen umgehend aus der Region abzieht.
Die angekündigten Teilabzüge sind nicht ausreichend und
unverantwortlich auch gegenüber den in der Krisenregion
zurückbleibenden Soldatinnen und Soldaten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9341: Heute im Bundestag Nr. 031 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 31

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.15 Uhr

1. Klimaschutzziele der Bundesregierung

2. Synthetische Kraftstoffe

3. Glyphosat-Genehmigung bis Ende 2020

4. Beratungsleistungen im BMU

5. Erkenntnisse zum Anschlag in Halle

6. Aufnahme aus Seenot geretteter Migranten



1. Klimaschutzziele der Bundesregierung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die CO2-Budget-Zahlen des Klimarats der Vereinten
Nationen (IPCC) sind aufgrund der Unsicherheiten als Leitfaden für
Klimaschutzziele nur bedingt geeignet. Daher werden auch die
Emissionspfade des IPCC herangezogen. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/16168) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/15497). Darin hatten sich die Abgeordneten nach dem
deutschen CO2-Budget erkundigt.

Der Regierung liegen keine gesicherten Angaben dazu vor, welchen
Anteil Deutschland am weltweiten CO2-Budget trage. Für die Errechnung
nationaler Emissionsbudgets müssten eine Reihe von Annahmen getroffen
werden, etwa zur Berücksichtigung historischer Emissionen,
Emissionskriterien oder der Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung,
schreibt die Bundesregierung. Im Klimaschutzgesetz sei
festgeschrieben, Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050 zu
verfolgen. "Dies wurde nicht aus dem Nettoenergieverbrauch
abgeleitet", schreibt die Regierung in der Antwort weiter.

 * 

2. Synthetische Kraftstoffe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Förderung des Einsatzes synthetischer
Kraftstoffe im Luftverkehr ist Gegenstand einer Antwort (19/15731) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15198).
Darin verweist sie unter anderem auf einen entsprechenden Titel
"Antriebstechnologien und moderne Kraftstoffe für die Luftfahrt" mit
200 Millionen Euro bis 2021 im Bundeshaushalt 2020, der im Rahmen der
parlamentarischen Beratungen aufgenommen worden sei. Zur globalen
Verwendung synthetischer Kraftstoffe liegen der Bundesregierung laut
Antwort keine detaillierten Daten vor. In Deutschland würden
synthetische Kraftstoffe aktuell fast nur als hydrierte Pflanzenöle
(HVO/XTL) aus Palmöl beziehungsweise als Gas-to-Liquid (GTL) aus
Erdgas in Verkehr gebracht, heißt es weiter.

 * 

3. Glyphosat-Genehmigung bis Ende 2020

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung geht nicht davon aus, dass es
auf EU-Ebene eine Mehrheit für eine Verlängerung der
Glyphosat-Genehmigung über den 15. Dezember 2022 hinaus gibt. Das
schreibt sie in einer Antwort (19/15899) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/15091).

 * 

4. Beratungsleistungen im BMU

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) nimmt einen Bericht des Bundesrechnungshofes
(BRH) zu externen Beratungsleistungen zum Anlass, seine Auslegung der
Definition externer Beratungsleistungen zu überprüfen. Dabei sollen
auch "die Praxis anderer Ressorts" sowie die Beratungen im
Rechnungsprüfungsausschusses berücksichtigt werden. Dies schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/15997) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15574). Die Fraktion hatte darin einen Bericht
des Rechnungshofes thematisiert. In diesem war kritisiert worden, dass
das Ministerium in Anspruch genommene Beratungsleistungen nicht als
solche ausgewiesen hatte. "Der Einschätzung des BRH, dass es sich bei
44 der von ihm untersuchten 76 Fälle um externe Beratungsleistungen
handelt, hat das BMU in seiner öffentlich zugänglichen Stellungnahme
zum Entwurf des BRH Berichts aus seiner Sicht begründet
widersprochen", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Erkenntnisse zum Anschlag in Halle

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der antisemitische und rechtsterroristische Anschlag
in Halle (Saale) vom 9. Oktober 2019 kann als Beispiel für eine
globalisierte Form des Antisemitismus, des Rechtsterrorismus und eines
digitalisierten internationalen Ideologietransfers angesehen werden.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16163) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15332). Es gebe
Parallelen zu den Anschlägen von Christchurch und El Paso. Weiter
heißt es in der Antwort, die Bundesregierung setze sich mit
verschiedensten repressiven, präventiven und gesetzgeberischen
Maßnahmen gegen Hass und Hetze im Internet ein. Konkreter gesetzlicher
Änderungsbedarf sei im Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität adressiert. Die
Bundesregierung setze auch auf den internationalen Austausch.

Aus den bisherigen Ermittlungen des Generalbundesanwalts gegen den
Täter von Halle hätten sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass
dieser Kontakte zu regionalen und überregionalen rechtsextremen
Kreisen oder Kontakte zu internationalen rechtsextremen Personen oder
Kreisen unterhielt, schreibt die Bundesregierung weiter. Die
bisherigen Ermittlungen hätten auch keine Hinweise auf ein mögliches
Telefonat des Täters während der Tat erbracht. Der Beschuldigte B.
habe nach den bisherigen Ermittlungen lediglich finanzielle und
sonstige materielle Unterstützung bei der allgemeinen Lebensführung
durch seine Eltern erhalten.

 * 

6. Aufnahme aus Seenot geretteter Migranten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Aufnahme aus Seenot geretteter Migranten geht
es in der Antwort der Bundesregierung (19/16207) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15601). Wie die Bundesregierung darin
darlegt, verständigten sich die Innenminister Deutschlands,
Frankreichs, Italiens und Maltas im Beisein der Europäischen
Kommission und der finnischen Ratspräsidentschaft im Rahmen der
gemeinsamen Absichtserklärung vom 23. September 2019 zur Etablierung
eines temporären kontrollierten Notfallmechanismus darauf, dass die
Übernahme der Zuständigkeit für die Durchführung der Asylverfahren
künftig innerhalb von vier Wochen erfolgen soll.

Ihrer Auffassung nach haben die in der gemeinsamen Absichtserklärung
über ein kontrolliertes Notfallverfahren getroffenen Vereinbarungen
bereits Gültigkeit, wie die Bundesregierung ferner ausführt. Die
bisherigen Erfahrungen und die Teilnahme verschiedener Mitgliedstaaten
an der Übernahme der Zuständigkeit für die Asylverfahren von aus
Seenot geretteten Personen würden von ihr positiv bewertet. Bei den
Treffen zur Weiterentwicklung der operativen Abläufe habe eine
"bedeutende Anzahl" an Mitgliedstaaten teilgenommen. "Die
Bundesregierung ist zuversichtlich, dass sich weitere Mitgliedstaaten
auf Grundlage der Absichtserklärung an solidarischen Maßnahmen
gegenüber den Anrainerstaaten an der zentralmediterranen Route
beteiligen werden", heißt es in der Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/9340: Heute im Bundestag Nr. 030 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 30

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.01 Uhr

1. Ausbau der Ortsumgehung Schirnding

2. Regierung verteidigt Luftverkehrsteuer

3. DB AG investiert in Lärmsanierung

4. Keine Aussagen zu Ausbau der B158

5. Projekte der Hafenhinterlandanbindung

6. BVWP-Projekte in Brandenburg



1. Ausbau der Ortsumgehung Schirnding

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Beim Teilprojekt "Zweibahniger Ausbau der
Ortsumgehung Schirnding" (Bayern) ist laut Bundesregierung ein erster
Teilabschnitt zwischen der Raithenbachtal- und der Röslautalbrücke im
Bau. Die Planungen für den zweiten Bauabschnitt würden nicht
weitergeführt, heißt es in der Antwort der Regierung (19/16009) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15600).

Die Planungen der Bayerischen Straßenbauverwaltung sähen die
Fertigstellung des ersten Bauabschnitts für 2021 vor, schreibt die
Regierung. Gefragt nach "außerplanmäßigen Verzögerungen" teilt sie
mit: Die Beratungen des Rechnungsprüfungsausschusses bezüglich neuer
Vergaben seien abgewartet worden. "Für den ersten Bauabschnitt
entstand dadurch eine Verzögerung von rund einem Jahr", heißt es in
der Antwort.

 * 

2. Regierung verteidigt Luftverkehrsteuer

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Luftverkehrsteuer verstößt aus Sicht der
Bundesregierung weder gegen die internationalen Vereinbarungen für die
gegenseitige marktwirtschaftliche Liberalisierung des zivilen
Luftfahrtsektors (Open-Skies-Abkommen) noch untergräbt sie das globale
marktbasierte Klimaschutzinstrument CORSIA. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/15966) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15537) hervor. Die Erhebung von Steuern zu fiskalischen und
anderen Zwecken sei ein staatliches Hoheitsrecht, schreibt die
Bundesregierung.

Weiter heißt es in der Antwort: Die Bundesregierung unterstütze CORSIA
und das damit verbundene Ziel des kohlenstoffneutralen Wachstums des
internationalen Luftverkehrs. Die Luftverkehrsteuer untergrabe CORSIA
nicht. Jeder Staat habe das Recht, Steuern zur Erreichung politischer
Ziele unter der Voraussetzung zu erheben, dass diese
diskriminierungsfrei zur Anwendung kommen, schreibt die Regierung.

CORSIA sei eine Maßnahme, um die Klimawirkung des Luftverkehrs zu
begrenzen, heißt es in der Vorlage. Die Bundesregierung sei der
Auffassung, dass zur Erreichung der Klimaziele von Paris auch andere
Maßnahmen ergriffen werden müssen. "Dazu gehören technische Maßnahmen
wie klimafreundliche Antriebe, aber auch operationelle Maßnahmen sowie
Maßnahmen zur Entwicklung und Markteinführung nachhaltiger
alternativer Treibstoffe."

 * 

3. DB AG investiert in Lärmsanierung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) wurden
seit 1999 in Berlin 11,8 Millionen Euro in die Lärmsanierung
investiert (Stand: 30. Juni 2019). Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/16016) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/15575) hervor. Es seien rund 5.400 Meter
Schallschutzwände fertiggestellt worden, heißt es in der Antwort.
Weitere 600 Meter befänden sich in Planung oder im Bau. Zusätzlich
seien in 1.208 Wohneinheiten passive Maßnahmen (Schallschutzfenster,
Dachsanierung, Schalldämmlüfter, Fassadendämmung, Rollladenkästen)
umgesetzt worden.

 * 

4. Keine Aussagen zu Ausbau der B158

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann keine belastbaren Aussagen
zur baulichen Realisierung und Fertigstellung von Bedarfsplanmaßnahmen
im Zuge der Bundesstraße 158 (B158) in den Ländern Berlin und
Brandenburg machen. "Die Umsetzung von Bundesfernstraßenprojekten
fällt in die Zuständigkeit der Länder", heißt es in der Antwort der
Regierung (19/16010) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/15599).

 * 

5. Projekte der Hafenhinterlandanbindung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/15996) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/15569) Projekte auf, die gemäß Ausbaugesetzen im Zuge des
Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP) die Funktion einer
Hafenhinterlandanbindung erfüllen. Beim Verkehrsträger Straße führten
die Vorhaben zu einer Verbesserung der Leistungsfähigkeit und
Verkehrssicherheit der jeweiligen Bundesfernstraßenabschnitte,
schreibt die Regierung. Die aufgeführten Schienenvorhaben führten zur
Engpassbeseitigung und damit zu Kapazitätssteigerungen auf den
jeweiligen Strecken im Seehafenhinterlandverkehr. Durch die
Engpassbeseitigungen könnten dort die prognostizierten
Kapazitätssteigerungen aus der BVWP-Prognose 2030 auf der Schiene
realisiert werden, heißt es in der Antwort. Die Nutzeneffekte der
Ausbaumaßnahmen an den Bundeswasserstraßen bemessen sich danach in
erster Linie in der Einsparung von Transportkosten, beispielsweise
durch eine bessere Auslastung von Fahrzeugen aufgrund größerer
Abladetiefen oder die Einsatzmöglichkeit größerer Fahrzeuge.

 * 

6. BVWP-Projekte in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Projekte des Bundesverkehrswegeplans 2030
(BVWP) in Brandenburg informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15750) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15395). Für
die Umsetzung der Projekte sind im Bereich Schiene für alle das Land
Brandenburg tangierenden Projekte der Antwort zufolge 3,3 Milliarden
Euro vorgesehen (Preisstand 2015). Für den Verkehrsträger Straße sind
2,04 Milliarden Euro vorgesehen (Preisstand 2014) und für die
Wasserstraßen 809 Millionen Euro (Preisstand 2014). "Die aufgeführten
Beträge beziehen sich jeweils auf die in den Bedarfsplänen enthaltenen
laufenden und fest disponierten Maßnahmen sowie auf die Maßnahmen im
Vordringlichen Bedarf", schreibt die Bundesregierung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9339: Heute im Bundestag Nr. 029 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 29

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.40 Uhr

1. Wirkung des Teilhabechancengesetzes

2. Hybride Erwerbsformen in Deutschland

3. Hartz-IV-Rückforderungen

4. Mindestlohn und Armutsbekämpfung

5. AfD fragt nach Teilhabechancengesetz

6. Details zur Grundrente



1. Wirkung des Teilhabechancengesetzes

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15994)
zur Erfolgskontrolle des Sozialen Arbeitsmarktes gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem, ob diese in regelmäßigen
Abständen die Wirksamkeit des Teilhabechancengesetzes überprüft.

 * 

2. Hybride Erwerbsformen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16288) zu hybriden Erwerbsformen in Deutschland gestellt. Sie
möchte von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Erwerbstätige in alleiniger und wie viele in hybrider Selbständigkeit
(Selbständigkeit plus abhängige Beschäftigung oder andere
Erwerbsformen) arbeiten.

 * 

3. Hartz-IV-Rückforderungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16260) zu Verwaltungskosten bei Hartz-IV-Rückforderungen gestellt.
Darin will sie von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie
groß die Summe der Rückforderungen im Jahr 2018 gewesen ist und zu
welchen Einnahmen diese tatsächlich geführt haben.

 * 

4. Mindestlohn und Armutsbekämpfung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16242) zur nötigen Höhe des gesetzlichen Mindestlohns zur
Armutsbekämpfung gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach den durchschnittlich anerkannten Kosten für Unterkunft
und Heizung im SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch).

 * 

5. AfD fragt nach Teilhabechancengesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/16087)
zu den Wirkungen des Teilhabechancengesetzes gestellt. Darin fragt sie
die Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der
"arbeitsmarktfremden Langzeitarbeitslosen".

 * 

6. Details zur Grundrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/16034)
zu Details der Grundrente gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, ob ein EU-Export der neuen Grundrente
beabsichtigt ist.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9338: Heute im Bundestag Nr. 028 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 28

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Zahlungen an Pensionäre

2. Anwerbung von Pflegefachkräften

3. Förderung der Pressezustellung

4. Ausgaben für Asylbewerber

5. Verzögerung bei Sustainable Finance

6. Ausgestaltung der Grundsteuer C



1. Zahlungen an Pensionäre

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/16032)
zu Zahlungen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales an
ehemalige Bedienstete und Pensionäre gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach der Höhe der individuellen
Zahlungen und der vorherigen beruflichen Funktion der ehemaligen
Bundesbediensteten.

 * 

2. Anwerbung von Pflegefachkräften

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16102) zur Anwerbung von Pflege- und Gesundheitsfachkräften
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie viele
Fachkräfte bereits im Rahmen des "Triple Win"-Programms von der GIZ
(Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit) aus den
Partnerländern angeworben wurden.

 * 

3. Förderung der Pressezustellung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16227) zur staatlichen Förderung der Pressezustellung gestellt.
Darin möchte sie von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
aufgrund welcher Erwägungen sich die Regierung entschieden hat, die
Vertriebsstrukturen in der Printbranche zu fördern.

 * 

4. Ausgaben für Asylbewerber

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/16210)
zu den Einnahmen und Ausgaben nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie
vielen Personen in den Jahren 2009 bis 2019 ein Ankunftsnachweis über
die Meldung als Asylsuchender ausgestellt wurden.

 * 

5. Verzögerung bei Sustainable Finance

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob es auf EU-Ebene zu einer Verzögerung der
verbindlichen Wirkung der Sustainable Finance-Nachhaltigkeitstaxonomie
gekommen ist, will die AfD Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15756) erfahren. Dabei geht es auch um die mögliche Einstufung der
Kernenergie als nachhaltig.

 * 

6. Ausgestaltung der Grundsteuer C

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Unter anderem um die Ausgestaltung der Grundsteuer C
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16189). Die Bundesregierung soll angeben, wie sich die Grundsteuer
C, die Gemeinden ab 2025 für baureife Grundstücke erheben können,
errechnen soll und warum die Grundsteuer C als wirksames Mittel gegen
Bodenspekulation angesehen werden könne.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9337: Heute im Bundestag Nr. 027 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 27

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.15 Uhr

1. Dumpingpreise für Flugtickets

2. 400 barrierefreie Bahnhöfe in Bayern

3. Streckenelektrifizierungen bei der Bahn

4. Finanzbedarf für Brückensanierungen

5. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

6. Unfallkosten im Straßenverkehr



1. Dumpingpreise für Flugtickets

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In den Eckpunkten für das Klimaschutzprogramm 2030
hat sich die Bundesregierung nach eigener Aussage dafür ausgesprochen,
"Dumpingpreise bei Flugtickets zu verhindern, indem diese nicht zu
einem Preis unterhalb der anwendbaren Steuern, Zuschläge, Entgelte und
Gebühren verkauft werden sollen". Die Beratungen hierzu seien noch
nicht abgeschlossen, heißt es in der Antwort der Regierung (19/15969)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/15576).

 * 

2. 400 barrierefreie Bahnhöfe in Bayern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Bahn-Tochter DB Station & Service
AG sind etwa 400 Verkehrsstationen in Bayern barrierefrei erschlossen.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/16017) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15518) hervor. Bis 2025 sei
geplant, weitere einhundert Verkehrsstationen barrierefrei auszubauen,
heißt es. Die Regierung teilt außerdem unter Bezugnahme auf Auskünfte
der DB Station & Service AG mit, dass für den Ausbau der bayerischen
Verkehrsstationen seit 2010 etwa 560 Millionen Euro Bundesmittel
eingesetzt worden seien. Ein wesentlicher Anteil sei für die
Herstellung der Barrierefreiheit aufgewendet worden.

 * 

3. Streckenelektrifizierungen bei der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Umsetzung aller im Bedarfsplan Schiene
enthaltenen Elektrifizierungsprojekte beziehungsweise der in der
Förderkonzeption des Bundes vorgesehenen Streckenelektrifizierungen
ergibt sich bei einer Betriebslänge von 33.298 km und einer
Elektrifizierung von 22.359 km ein Elektrifizierungsgrad von etwa 67
Prozent. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/16019) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14919)
hervor. Laut Regierung wird bis zum Jahr 2035 ein
Elektrifizierungsgrad von 70 Prozent angestrebt.

 * 

4. Finanzbedarf für Brückensanierungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die Ertüchtigung von Brücken an
Bundesfernstraßen ergibt sich nach Berechnungen der Bundesregierung
ein Finanzbedarf von rund 9,3 Milliarden Euro bis zum Jahr 2030. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/16074) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15455) hervor.

 * 

5. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Bahnhöfe in Baden-Württemberg als
barrierefrei gelten, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15984) wissen. Die Abgeordneten interessiert des Weiteren, wie
viele Bundesmittel in den barrierefreien Umbau von Bahnhöfen in
Baden-Württemberg geflossen sind. Welche Maßnahmen umgesetzt werden
müssen, "damit der Bahnhof Bretten als barrierefrei gelten kann", wird
ebenfalls gefragt.

 * 

6. Unfallkosten im Straßenverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Unfallkosten im Straßenverkehr und Übernahme durch
Versicherungen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/15920). Darin wird die Bundesregierung unter
anderem gefragt, wie viele Unfälle mit Personenschaden es im Straßen-,
Schienen-, Luft- und Binnenschiffsverkehr jeweils in den Jahren 2016,
2017 und 2018 in Deutschland gab. Wissen wollen die Abgeordneten auch,
welche Kosten jeweils in den Jahren 2016, 2017 und 2018 den
Krankenkassen, Unfall-, Renten- und Pflegeversicherungen,
Berufsgenossenschaften sowie Sozialversicherungen durch Unfälle im
Straßenverkehr entstanden sind.

 * 
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BUNDESTAG/9336: Heute im Bundestag Nr. 026 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 26

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Einreise- und Aufenthaltsverbote

2. Trinkwasserversorgung bei Stromausfällen

3. Politisch links motivierte Straftaten

4. Digitale Vernetzung von Rechtsextremisten

5. AfD thematisiert Gruppenvergewaltigungen

6. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland



1. Einreise- und Aufenthaltsverbote

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zum Stichtag 31. Oktober 2019 sind im
Ausländerzentralregister (AZR) laut Bundesregierung 125.334 Personen
erfasst gewesen, bei denen zwischen 2015 und 2019 befristete
Einreise- und Aufenthaltsverbote erteilt wurden. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16018) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15467) weiter ausführt, waren zudem im AZR zum
genannten Stichtag 5.936 Personen erfasst, bei denen zwischen 2015 und
2019 unbefristete Einreise- und Aufenthaltsverbote erteilt wurden.

Zugleich waren den Angaben zufolge im AZR insgesamt 9.415 Personen
gespeichert, die in den vergangenen fünf Jahren wieder eingereist
waren und zum Zeitpunkt der Einreise ein befristetes Einreise- und
Aufenthaltsverbot gespeichert hatten. Unbefristete Einreise- und
Aufenthaltsverbote wurden dabei laut Bundesregierung nicht
berücksichtigt, "da hier nicht unterschieden werden kann, ob es sich
um eine von der Ausländerbehörde genehmigte Einreise handelt".

 * 

2. Trinkwasserversorgung bei Stromausfällen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Sicherheit der Trinkwasserversorgung bei
großflächigen Stromausfällen" thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/16088). Darin erkundigt sie sich danach, wie die
Bundesregierung die Gefahr großflächiger, mehrtägiger Stromausfälle im
Bundesgebiet einschätzt. Auch will sie wissen, wie die Bundesregierung
die Folgen einschätzt, die solche Stromausfälle für die öffentliche
Trinkwasserversorgung hätten. Ferner fragt sie unter anderem, ob es
nach Kenntnis der Bundesregierung bei den Trägern der Wasserversorgung
ausreichende Vorkehrungen für den Fall großflächiger, mehrtägiger
Stromausfälle gibt.

 * 

3. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, wie viele Fälle
politisch links motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im dritten Quartal vergangenen Jahres in Deutschland
gegeben hat. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/16089) unter anderem danach, wie viele Tatverdächtige im
Zusammenhang mit diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 

4. Digitale Vernetzung von Rechtsextremisten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "digitale Vernetzung und Mobilisierung von
Rechtsextremisten" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/16105). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, wie hoch die Bundesregierung das Mobilisierungspotential des
Internets im Bereich Rechtsextremismus einschätzt. Auch will sie
wissen, welche Erkenntnisse die Bundesregierung zu virtuellen
Netzwerken im Bereich Rechtsextremismus hat. Ferner fragt sie unter
anderem, wie die Bundesregierung zahlenmäßig das Personenpotential
jener einschätzt, die sich im Bereich Rechtsextremismus im Internet
radikalisieren.

 * 

5. AfD thematisiert Gruppenvergewaltigungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Tatverdächtigen von
Gruppenvergewaltigungen in den Jahren 2014 bis einschließlich 2017
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16091).
Auch will sie wissen, "wie viele nichtdeutsche Tatverdächtige von
Gruppenvergewaltigung" es in diesen Jahren gab. Ferner fragt sie unter
anderem, gegen wie viele der nichtdeutschen Tatverdächtigen von
Gruppenvergewaltigungen in den Jahren von 2014 bis 2018
aufenthaltsbeendende Maßnahmen verhängt wurden.

 * 

6. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Polizei- und Zolleinsätze im Ausland" im dritten
Quartal vergangenen Jahres thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/16100). Unter anderem wollen die
Abgeordneten wissen, wie die Bundesregierung die politische und
militärische Gefährdungslage in den jeweiligen Einsatzgebieten
bewertet.

 * 
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BUNDESTAG/9335: Heute im Bundestag Nr. 025 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 25

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.15 Uhr

1. Finanzielle Hilfen für die Fischerei

2. Kormoranbestand ist konstant

3. Registrierte Homöopathika bei Nutztieren

4. Einsparen durch Präzisionslandwirtschaft

5. Pflanzenschutzmittel im Hopfenanbau

6. Lobbyisten-Treffen zum Thema Glyphosat



1. Finanzielle Hilfen für die Fischerei

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Angesichts der prekären Lage für die Fischer im Zuge
weiterer Senkungen von Fangquoten zum Schutz der Fischbestände hat der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zur Unterstützung der
betroffenen Betriebe im Haushaltsjahr 2020 zusätzliche Mittel in Höhe
von vier Millionen Euro beschlossen. Damit würden nun insgesamt 6,2
Millionen Euro für entsprechende Maßnahmen bereitstehen, teilt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/16208) auf eine Kleine Anfrage
(19/15588) der AfD-Fraktion mit. Zudem habe die Bundesregierung in den
letzten fünf Jahren jedes Jahr 2,2 Millionen Euro finanzielle Mittel
für Ausgleichszahlungen an die von Fangquotenbegrenzungen betroffenen
Betriebe der Dorsch- und Heringsfischerei bereitgestellt. Im Jahr 2017
seien die Hilfen einmalig auf 4,2 Millionen Euro erhöht worden.

 * 

2. Kormoranbestand ist konstant

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Brutbestandszahlen des Kormorans verharren in
den vergangenen zehn Jahren konstant bei etwa 24.000. Dies gehe aus
Erfassungen der Staatlichen Vogelschutzwarte hervor, heißt es in einer
Antwort (19/16205) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15573) der FDP-Fraktion. Der Kormoran sei eine in Deutschland
heimische Vogelart und damit Teil der Artenvielfalt. Die
Bundesregierung erkenne jedoch an, dass der Kormoran Schäden in der
Fischerei und Teichwirtschaft sowie bei Fischbeständen verursachen
könne. Gerade bei größeren Teichen seien die Möglichkeiten einer
effektiven Abwehr sehr begrenzt. Die Arbeitsgemeinschaft Kormoran (AG)
befasse sich unter anderem mit dieser Frage. Die Notwendigkeit von
Maßnahmen zur Regulierung des Kormorans müsse im Einzelfall im Rahmen
artenschutzrechtlicher Ausnahmeregelungen beurteilt werden.

 * 

3. Registrierte Homöopathika bei Nutztieren

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Staatlicherseits werden derzeit keine speziell auf
die Anwendung von Homöopathika bei Nutztieren ausgerichteten
Forschungsprojekte finanziert. In Deutschland seien derzeit 118
homöopathische Tierarzneimittel für lebensmittelliefernde Tiere
registriert, heißt es in einer Antwort (19/16219) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/15678) der FDP-Fraktion. Weiter heißt es,
dass die Mittel für die Tierarten Rind, Schwein, Pferd, Schaf, Ziege,
Taube, Pute, Huhn, Gans, Ente, Kaninchen und Wachtel sowie die
Kategorien Geflügel und Fisch registriert seien. Diese Registrierungen
seien nur für die jeweils festgelegten Zieltierarten gültig.

 * 

4. Einsparen durch Präzisionslandwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Einsparpotenziale von Düngemitteln bei der
Nutzung von Techniken der Präzisionslandwirtschaft hängen sehr stark
von den lokalen Gegebenheiten ab. Auf Standorten mit einer hohen
Variabilität seien höhere Einsparpotenziale zu erwarten als auf
homogenen Flächen, erklärt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/16229) auf eine Kleine Anfrage (19/15367) der Fraktion Die Linke.
Die Variabilität zeige sich in teilweise erheblichen Unterschieden zu
Einsparpotentialen in den wissenschaftlichen Veröffentlichungen, heißt
es dazu weiter. Das Präzisionsmanagement von Stickstoff in
Winterweizen habe Einsparpotenziale von zehn bis 80 Prozent in
weltweiten Untersuchungen aufgezeigt. Unter den deutschen
Verhältnissen seien nach aktuellem Kenntnisstand allerdings nun zehn
Prozent als realistisch zu betrachten. Die Einsparungsraten von
Pflanzenschutzmitteln könnten in den derzeit praktizierten
konventionellen Anbausystemen nach gegenwärtigem Kenntnisstand je nach
spezifischem Schaderregervorkommen bei etwa 30 bis 70 Prozent
gegenüber einer Ganzflächenapplikation liegen. Dabei sei zu beachten,
dass dies von der Kultur und der entsprechenden Kulturpflanze auf der
Fläche abhänge.

 * 

5. Pflanzenschutzmittel im Hopfenanbau

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln im Hopfenanbau
steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/16200) der
FDP-Fraktion. Die Liberalen wollen unter anderem von der
Bundesregierung wissen, welche Pflanzenschutzmittel zur Bekämpfung von
Krankheiten zugelassen sind und wann die Zulassungen ablaufen.

 * 

6. Lobbyisten-Treffen zum Thema Glyphosat

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich in einer
Kleinen Anfrage (19/16104) für Treffen von Regierungsvertretern mit
externen Dritten und Lobbyisten zum Thema Glyphosat. Die Abgeordneten
wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, welche
dienstlichen Kontakte seitens der Vertreter des für Pflanzenschutz
zuständigen Fachreferats des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) mit externen Dritten im Zuge der Wiederzulassung
von Glyphosat im Zeitraum vom 12. Dezember 2015 bis zum 12. Dezember
2017 vereinbart wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9334: Heute im Bundestag Nr. 024 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 24

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Inhaftierte Deutsche in der Türkei

2. Treffen mit syrischer Opposition

3. Internationale Museums-Agentur

4. Deutsche Beteiligung an EUBAM-Libyen

5. Dialogformate mit China

6. Sicherheitshinweise für Deutschland



1. Inhaftierte Deutsche in der Türkei

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung befinden sich mit
dem Stand von Ende November 2019 insgesamt 59 deutsche
Staatsangehörige wegen unterschiedlicher Tatvorwürfe in der Türkei in
Haft. Der jeweilige Tatvorwurf wird der Bundesregierung nicht in allen
Fällen angezeigt, heißt es in der Antwort (19/15960) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14895). Zudem lägen
nicht alle Informationen zum jeweiligen Strafverfahren vor. Eine
abschließende Einschätzung und damit eine juristische Einordnung zur
"Willkürlichkeit" von Festnahmen sei der Bundesregierung nicht
möglich. Unabhängig von den konkreten einzelnen Haftfällen warne die
Bundesregierung in ihren Reise- und Sicherheitshinweisen vor der
Gefahr willkürlicher Festnahmen in der Türkei und betone, dass auch
Äußerungen, die nach deutschem Rechtsverständnis von der
Meinungsfreiheit gedeckt sind, in der Türkei zu strafrechtlicher
Verfolgung führen könnten. Des Weiteren beziffert die Bundesregierung
in der Antwort - ohne Anspruch auf Vollständigkeit der Angaben - die
Zahl der Einreisesperren der Türkei gegen deutsche Staatsangehörige
seit Anfang 2017 auf 216 und die Zahl der Ausreisesperren auf 74.

 * 

2. Treffen mit syrischer Opposition

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung haben von Januar
bis Juni 2012 sechs Diskussionsrunden des Projekts "The Day After:
Supporting a Democratic Transition in Syria" bei der "Stiftung
Wissenschaft und Politik" (SWP) stattgefunden. Themen, Zielsetzungen
und Ergebnisse der Treffen seien auf den Online-Auftritten des
Projekts sowie der Stiftung dokumentiert und öffentlich einsehbar,
heißt es in der Antwort (19/15732) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14906).

 * 

3. Internationale Museums-Agentur

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die geplante "Agentur für Internationale
Museumskooperation" soll nach Auskunft der Bundesregierung im
Museumsbereich als "Anlaufstelle für ausländische Akteure (Staaten,
Museen, Institutionen) auf der Suche nach passenden Partnern in
Deutschland" dienen. Wie es in der Antwort (19/15703) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15339) heißt, sei das Antragsverfahren
für Fördervorhaben noch nicht festgelegt. Zu Fragen in diesem
Zusammenhang, etwa zur Antragstellung oder dem Kreis der
Antragsberechtigten, könnten noch keine Angaben gemacht werden.

 * 

4. Deutsche Beteiligung an EUBAM-Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) An der EU-Ausbildungsmission EUBAM Libyen haben seit
2013 vier deutsche Polizistinnen und Polizisten sowie fünf deutsche
zivile Sekundierte teilgenommen. Aktuell gebe es keine deutsche
Beteiligung, wie es in der Antwort (19/15746) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/15213) heißt. Die Bundesregierung habe
weiterhin ein Interesse an einer deutschen personellen Beteiligung an
der Mission. Das aktuelle EU-Mandat laufe bis zum 30. Juni 2020 und
sehe einen möglichen Aufwuchs auf bis zu 65 internationale und zwölf
lokale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor.

 * 

5. Dialogformate mit China

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung bestärkt sowohl die Europäische
Union als auch die Volksrepublik China darin, eine möglichst breite
Palette an bilateralen Dialogformaten zu pflegen und fortzuentwickeln.
Dies entspreche der Überzeugung der Bundesregierung, dass den
chinapolitischen Interessen der Mitgliedstaaten am ehesten durch enge
Beziehungen zwischen der EU und China gedient sei, heißt es in der
Antwort (19/15754) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/15258).

 * 

6. Sicherheitshinweise für Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "Sicherheitshinweisen für die Bundesrepublik
von anderen Staaten" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15926). Die Abgeordneten berichten darin von einem Hinweis
der chinesischen Botschaft für Touristen zur veränderten
Sicherheitslage in Deutschland im Jahr 2016 und fragen unter anderem,
ob andere Staaten seit 2010 solche Sicherheitshinweise mit welcher
Begründung gegeben haben.

 * 
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BUNDESTAG/9333: Heute im Bundestag Nr. 023 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 23

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Sechs 5G-Anwendungsfelder gefördert

2. Kein Schlafwagenbetrieb bei der DB AG

3. Folgen der Luftverkehrssteuererhöhung

4. Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge

5. FDP fragt nach Bahnhöfen in Sachsen



1. Sechs 5G-Anwendungsfelder gefördert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) fördert laut einer Antwort der Bundesregierung
(19/15725) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15336) derzeit
sechs 5G-Anwendungsfelder in Zusammenarbeit mit
Forschungseinrichtungen. Mit dem "5G Industry Campus Europe" in Aachen
sollen der Antwort zufolge der Transfer und die Verankerung von 5G in
der produzierenden Industrie vorangetrieben werden. Das Projekt "5G 4
Healthcare" in Amberg-Weiden wiederum ziele darauf ab, "Machbarkeit,
Möglichkeiten und Grenzen der Verbesserung der Effektivität und
Effizienz in der ländlichen Gesundheitsversorgung durch die
5G-Technologie auszuloten und Handlungsempfehlungen für skalierbare
Lösungen abzuleiten", heißt es in der Vorlage.

Im "5G Reality Lab in the Mobility-Region Braunschweig-Wolfsburg" geht
es laut Bundesregierung maßgeblich um das Zusammenspiel mit bereits
vorhandenen drahtlosen und drahtgebundenen Übertragungstechnologien
sowie vorhandener Sensorik im städtischen Raum. Das Projekt "Level 5
Indoor Navigation" in Hamburg solle zeigen, wie man
Navigationssysteme, wie man sie bisher im Outdoor Segment kennt (durch
GPS), auch im Rahmen der Indoor Navigation in bestehende
Smartphone-Systeme integrieren kann.

In der Antwort heißt es weiter, die 5G-Modellregion Kaiserslautern
wolle zur Stärkung des ländlichen Raums einen wichtigen Beitrag
leisten, indem sie 5G-Anwendungen in den Bereichen Industrie 4.0,
Landwirtschaft und Weinbau, Smart City und Campusmobilitätslösungen
entwickelt und erprobt und der Industrie und anderen Parteien die
Kompetenz und die Testumgebung zur Entwicklung von 5G-Anwendungen zur
Verfügung stellt. Ziel des "5G Lab Germany Testbed Lausitz" sei es,
ein 5G-Mobilfunk-Testnetz (5G-Test- und Forschungsfeld) zur Forschung
an den Zukunftsthemenfeldern teleoperiertes, automatisiertes und
kooperatives Fliegen, Fahren sowie Bauen zu errichten und zu
betreiben. Zudem würden im Rahmen des 5G-Wettbewerbs in einem ersten
Schritt Konzepte für 5G-Projekte in abgegrenzten Modellregionen
gefördert. In einem zweiten Schritte werde die Umsetzung ausgewählter
5G-Projekte gefördert, schreibt die Regierung. Darüber hinaus werde
mit dem digitalen Experimentierfeld "Landnetz" ein vom
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) gefördertes
5G-Testfeld eingerichtet. Die Laufzeit des Experimentierfeldes betrage
36 Monate, heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Kein Schlafwagenbetrieb bei der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Aufgrund des schlechten Kosten-Nutzen-Verhältnisses
plant die Bundesregierung nicht, der Deutschen Bahn AG (DB AG)
Finanzmittel zur Wiedereinführung eines konzerneigenen
Schlafwagenbetriebs zur Verfügung zu stellen. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/15701) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15200) hervor.

 * 

3. Folgen der Luftverkehrssteuererhöhung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung geht nach eigenen Angaben nicht
davon aus, dass die Erhöhung der Luftverkehrssteuer zur Schließung von
Regionalflughäfen führt. Auch die Gefährdung der Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse durch die Mehrbelastung der Regionalflughäfen
verneint die Regierung in ihrer Antwort (19/15728) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15359).

Nach Einführung der Luftverkehrsteuer im Jahr 2011 sei kein
Passagierrückgang zu verzeichnen gewesen, heißt es in der Antwort.
Damit sei es für die Luftfahrtbranche insgesamt mit der Einführung der
Luftverkehrsteuer lediglich zu einer Dämpfung des Wachstums gekommen.
Dieser Dämpfungseffekt habe sich zudem auf das Jahr 2011 beschränkt
und sich im Jahr 2012 nicht fortgesetzt, schreibt die Regierung.

 * 

4. Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Umsetzung des Masterplans Ladeinfrastruktur der
Bundesregierung und aktueller Stand der Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/15834). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele öffentlich zugängliche
Ladepunkte derzeit in Betrieb sind und wie viele der 100.000
Ladepunkte, die nach der Zielsetzung des Koalitionsvertrags zwischen
CDU, CSU und SPD "bis 2020 zusätzlich verfügbar" sein sollen,
mittlerweile zusätzlich verfügbar sind.

Gefragt wird auch, wie sich die eine Million öffentlich zugänglichen
Ladepunkte, die entsprechend der Ankündigung im Masterplan
Ladeinfrastruktur bis 2030 errichtet sein sollen, auf die Bundesländer
verteilen und wie der Bedarf "insbesondere vor dem Hintergrund sich
weiterentwickelnder Batteriekapazitäten und Ladeleistungen sowie in
Anbetracht des Ladeverhaltens der Verbraucher" ermittelt wurde.

 * 

5. FDP fragt nach Bahnhöfen in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Zustand der Bahnhöfe in Sachsen thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15845). Die Bundesregierung
soll unter anderem darüber Auskunft geben, wie viele Bahnhöfe in
Sachsen nicht als uneingeschränkt barrierefrei gelten und welche
dieser Bahnhöfe bis 2025 zu einem uneingeschränkt barrierefreien
Bahnhof umgebaut werden sollen. Gefragt wird auch, welche Bahnhöfe in
Sachsen über das "Tausend-Bahnhöfe"-Förderprogramm gefördert werden
sollen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9332: Heute im Bundestag Nr. 022 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 22

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Anhörung zum Bevölkerungsschutz

2. Flüchtlinge auf griechischen Inseln

3. Veröffentlichung des Bundesgesetzblattes

4. Informationszugang der Medien

5. Papierverbrauch in Bundesbehörden

6. Identitäten von Schutzsuchenden

7. Versteckte Bundeswehrmunition



1. Anhörung zum Bevölkerungsschutz

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Der Schutz der Bevölkerung in Katastrophenlagen ist
das Thema einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Inneres und
Heimat, zu der für Montag, den 13. Januar 2020, sechs Sachverständige
unter anderem aus dem Technischen Hilfswerk und den Feuerwehren
geladen sind. Zur Diskussion stehen ein Antrag der FDP-Fraktion mit
dem Titel "Vorsorgestrukturen ausbauen - Ehrenamt in
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe stärken" (19/8541) sowie die
Berichte der Bundesregierung zur Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz
für die Jahre 2017 (19/9520) und 2018 (19/9521)

In ihrem Antrag sprechen sich die Liberalen für den Aufbau einer
"konzeptunabhängigen Reserve an Ressourcen auf Bundesebene" aus,
bestehend unter anderem aus Material-, Lebensmittel- und
Medikamentenvorräten für 50.000 Personen sowie der Vorhaltung von
Stromaggregaten, Kraftstoff und Trinkwasseraufbereitungsanlagen. Die
Antragsteller fordern überdies Maßnahmen zur Aufwertung des Ehrenamtes
und zur Schärfung des nach ihrer Ansicht mangelhaft ausgeprägten
Gefahrenbewusstseins der Bevölkerung. Nach Empfehlungen der Nato
müsste sich die Bundesregierung auf die Unterbringung von 1,6
Millionen Menschen im Katastrophenfall einstellen. Dafür reichten die
vorhandenen Kapazitäten bei weitem nicht aus, beklagen die
Antragsteller.

Die öffentliche Sitzung beginnt um 14 Uhr im Raum E 700 des
Paul-Löbe-Hauses. Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen
und Geburtsdatum unter innenausschuss@bundestag.de anzumelden.

 * 

2. Flüchtlinge auf griechischen Inseln

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Stand vom 8. Dezember 2019 haben sich nach
griechischen Angaben 40.313 Migranten und Flüchtlinge auf den
griechischen Inseln befunden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/16109) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15625) hervor.

Wie die Bundesregierung darin ferner ausführt, wurden seit
Inkrafttreten der EU-Türkei-Erklärung nach Angaben der EU-Kommission
mit Stand vom 3. Dezember vergangenen Jahres insgesamt 1.969 Personen
von Griechenland in die Türkei zurückgeführt, davon 801 im Jahr 2016,
683 im Jahr 2017, 322 im Jahr 2018 und 163 im Jahr 2019. Im gleichen
Zeitraum seien laut EU-Kommission insgesamt 25.649 syrische
Flüchtlinge aus der Türkei in der EU aufgenommen worden, davon 2.672
im Jahr 2016, 9.039 im Jahr 2017, 6.929 im Jahr 2018 und 7.009 im Jahr
2019.

Nach Deutschland sind laut Bundesregierung "seit April 2016 insgesamt
9.044 syrische Flüchtlinge aus der Türkei eingereist, davon 1.060 im
Jahr 2016, 2.737 im Jahr 2017, 2.817 im Jahr 2018 und 2.430 im Jahr
2019 (Stand 03.12.2019)".

 * 

3. Veröffentlichung des Bundesgesetzblattes

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung strebt eigenen Angaben zufolge
nach aktuellem Planungsstand an, das Bundesgesetzblatt ab dem 1.
Januar 2022 elektronisch zu veröffentlichen. Wie sie in ihrer Antwort
(19/16162) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15397) ferner
ausführt, plant sie zudem, die Papierfassung des Bundesgesetzblattes
mit Erscheinen der ersten elektronischen Ausgabe einzustellen.

 * 

4. Informationszugang der Medien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um den Informationszugang der Medien gegenüber
Bundesbehörden geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15986). Wie die Fraktion darin schreibt, hatten sich
CDU, CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag vom 12. März 2018 zur
Stärkung von Auskunftsrechten der Medien bekannt. Wissen wollen die
Abgeordneten, ob die Bundesregierung das Koalitionsziel einer Stärkung
der Auskunftsrechte der Medien weiter verfolgt. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, ob die Bundesregierung "die Linie eines
einheitlichen Medieninformationszugangsrechts (Presseauskunftsrechts)
gegenüber Bundesbehörden" verfolgt oder die Materie fachgesetzlich
unterschiedlich geregelt werden beziehungsweise geregelt bleiben soll.

 * 

5. Papierverbrauch in Bundesbehörden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Papierverbrauch in Bundesbehörden seit Bestehen
des Internets" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15991). Darin erkundigt sie sich danach, wie hoch der
Papierverbrauch in Behörden des Bundes im Zuständigkeitsbereich der
Bundesregierung in den Jahren 1990 bis 2019 jeweils war. Auch möchte
sie wissen, wie viele Bäume nach Kenntnis der Bundesregierung "für die
seit 1990 durch Bundesbehörden genutzten Blatt Papier zu Papier
verarbeitet" wurden. Ferner fragen sie unter anderem, welche Maßnahmen
die Bundesregierung ergreift, um den Papierverbrauch in den Behörden
in ihrem Zuständigkeitsbereich zu reduzieren.

 * 

6. Identitäten von Schutzsuchenden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie viele
Identitäten von Schutzsuchenden derzeit nach Kenntnis der
Bundesregierung nicht eindeutig geklärt sind. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/16006) danach, wie viele Schutzsuchende
2017, 2018 und 2019 jeweils ohne Ausweisdokumente oder sonstige
Identitätspapiere nach Deutschland einreisten. Ferner fragt sie unter
anderem, wie viele Bootsflüchtlinge die Bundesrepublik in diesen
Jahren monatlich aufgenommen hat und wie viele davon keine
Ausweisdokumente oder sonstigen Identitätspapiere bei sich hatten.

 * 

7. Versteckte Bundeswehrmunition

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Fallkomplex Franco A. - Munition und Sprengstoff
bei Mathias F." lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/16107). Wie die Fraktion darin schreibt, wurde Mathias
F. im September 2019 "wegen Verstoß gegen das Waffengesetz, das
Sprengstoffgesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz verurteilt, weil
er Munition und Sprengstoff aus Bundeswehrbeständen für Franco A.
versteckt hatte". Gegen A. ermittele die Generalbundesanwaltschaft
wegen der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob die bei Mathias F. gefundenen
Gegenstände zuvor als vermisst gemeldet wurden. Auch fragen sie unter
anderem, ob ermittelt wurde, "an wen Munition, Granaten, Zünder etc.
ausgegeben wurden, bevor sie abgezweigt wurden".

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 22 - 8. Januar 2020 - 12.30 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9331: Heute im Bundestag Nr. 021 - 08.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 21

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.00 Uhr

1. Europarats-Tagung im Oktober 2018

2. Frühjahrstagung des Europarats-Parlaments

3. FDP fragt nach Fahrzeugdatenspeichern

4. Fahrradparkhäuser an Bahnhöfen

5. Bürokratieabbau im BMVI thematisiert

6. Mittelabfluss bei Breitbandförderung



1. Europarats-Tagung im Oktober 2018

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Die Zukunft des Europarates vor dem Hintergrund der
verschlechterten Beziehungen zu Russland seit dem Beginn der Krimkrise
im Jahr 2014 war ein Schwerpunktthema der Herbsttagung der
Parlamentarischen Versammlung der Institution vom 8. bis 12. Oktober
2018 in Straßburg. Zur Debatte habe dort auch ein von der Vorsitzenden
des Geschäftsordnungsausschusses, Petra De Sutter (Belgien),
vorgelegter und zuvor im Geschäftsordnungsausschuss mit großer
Mehrheit verabschiedeter Entschließungsentwurf zur Änderung der
Geschäftsordnung gestanden, wie aus einer Unterrichtung (19/16198) der
15-köpfigen deutschen Delegation unter Leitung von Andreas Nick (CDU)
hervorgeht. Über die Vorschläge, die nach Ansicht der
Bundestagsabgeordneten unter anderem "eine Geste in Richtung
russisches Parlament bedeutet hätten", habe die Versammlung jedoch
nicht abschließend entschieden, weshalb das Verhältnis zu Russland
"ungeklärt" bleibe.

Weitere Schwerpunktthemen der Herbsttagung waren der Unterrichtung
zufolge die Familienzusammenführung von Flüchtlingen und Migranten in
den Mitgliedstaaten des Europarates und die Regulierung der
ausländischen Finanzierung des Islam in Europa, um Radikalisierung und
Islamophobie zu verhindern.

 * 

2. Frühjahrstagung des Europarats-Parlaments

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Die Parlamentarische Versammlung des Europarates hat
auf ihrer Tagung vom 25. bis 29. Juni 2018 in Straßburg
schwerpunktmäßig über die Themen Migration sowie die Bedrohungen für
die Gesundheit und das Leben ukrainischer Gefangener in der Russischen
Föderation und der besetzten Krim debattiert. Diskutiert wurden ferner
Berichte zur Zwangsheirat in Europa und zu neuen Beschränkungen für
Aktivitäten von Nichtregierungsorganisationen in den Mitgliedstaaten,
heißt es in einer Unterrichtung (19/16197) durch die 17-köpfige
deutsche Delegation unter Leitung von Andreas Nick (CDU).

Unter anderem betonte die Versammlung in der Frage der Rettung aus
Seenot die moralische und rechtliche Pflicht, das Leben von Menschen
unabhängig von ihrem Status zu retten. Der Geschäftsordnungsausschuss
beschloss zudem Maßnahmen gegen vier aktive und 14 ehemalige
Mitglieder der Versammlung, denen vom unabhängigen
Untersuchungsgremium (IBAC) Verstöße gegen die ethischen Grundsätze
der Versammlung vorgeworfen worden waren. Betroffen sind davon auch
die ehemaligen deutschen Delegationsmitglieder Eduard Lintner und die
Bundestagsabgeordnete Karin Strenz (CDU). Gegen Strenz wurde ein
lebenslanges Zutrittsverbot zum Europarat verhängt, nachdem sie einen
Interessenkonflikt aus ihren Aktivitäten mit Aserbaidschan nicht
offengelegt hatte.

 * 

3. FDP fragt nach Fahrzeugdatenspeichern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Plänen der Bundesregierung für
Fahrzeugdatenspeicher erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15801). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welche Erkenntnisse die Bundesregierung bezüglich fahrzeugexterner
Datenspeichereinrichtungen "in Hinblick auf die notwendige
Rechtsgrundlage der Erhebung, Übertragung und externen Speicherung"
hat.

 * 

4. Fahrradparkhäuser an Bahnhöfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Förderung von Fahrradparkhäusern an Bahnhöfen
durch die Bundesregierung thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/15917). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, wie viele Personen aktuell im Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) für die Planung und
Förderung von Fahrradparkhäusern an Bahnhöfen zuständig sind und wie
das BMVI den zukünftigen Personalbedarf für diesen Bereich innerhalb
des Bundesministeriums einschätzt. Gefragt wird auch, welche
Förderungsmaßnahmen von der Bundesregierung konkret geplant sind.

 * 

5. Bürokratieabbau im BMVI thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welchen Stellenwert das Thema Bürokratieabbau im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) hat,
möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/15798)
erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung unter anderem
danach, ob es im BMVI eine eigens für Bürokratieabbau eingerichtete
Stelle gibt, an die sich Mitarbeiter des BMVI und der nachgeordneten
Behörden richten können, "um Verwaltungsprozesse von unnötiger
Bürokratie zu befreien".

 * 

6. Mittelabfluss bei Breitbandförderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Abfluss der Mittel aus dem
Bundesförderprogramm Breitbandausbau interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/15833). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Summe im Jahr 2019 bisher im Zusammenhang mit Förderbescheiden
im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitbandausbau an Kommunen,
Städte oder Kreise ausgezahlt wurde. Gefragt wird auch, welche
einzelnen Empfänger dabei bedacht wurden und welche Leistung in
welcher finanziellen Größenordnung abgerechnet wurde.

 * 
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HAMBURG/4995: Klimaplan - Zu lasch, zu vage, zu unsozial (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Januar 2020

Klimaplan: Zu lasch, zu vage, zu unsozial



Sieben Stunden lang haben gestern die Ausschüsse für Umwelt und
Energie sowie für Stadtentwicklung über den Klimaplan beraten - mit
einer von der Fraktion DIE LINKE beantragten öffentlichen und einer
Expert_innen-Anhörung. "Auch wenn das Klimagesetz des grünen
Umweltsenators handwerklich schlecht gemacht ist, wie sich gestern in
aller Peinlichkeit gezeigt hat: Es weist immerhin in die richtige
Richtung, genau wie auch der Klimaplan. Aber dessen Ziele sind einfach
zu wenig ambitioniert und meist zu unkonkret", erklärt der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion, Stephan Jersch. "Wie schon
beim letzten Klimaplan wird auch in Zukunft die Erreichung der Ziele
unzureichend überwacht, das sehen auch die Expert_innen so. Es braucht
eindeutig bessere Instrumente und optimierte Prozesse."

"Auch für die soziale Ausgewogenheit der Maßnahmen haben SPD und Grüne
kaum Energie aufgebracht", ergänzt Heike Sudmann, die
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion. "An keiner Stelle
wird deutlich, wie die Aufgaben gerecht verteilt werden können. Das
wäre aber unbedingt notwendig, um den Klimaplan zu einem Mitmachplan
zu machen. Von einer Beteiligung der Hamburger_innen hängt es ab, ob
der Neustart zur Erreichung der Klimaziele klappt. Das hat auch die
wichtige Diskussion gestern gezeigt, in der die Beiträge der
Zivilgesellschaft erstmals publik geworden sind - gut, dass unser
Vorschlag nach einer öffentlichen Anhörung überzeugt hat."

 * 

Quelle:
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LATEINAMERIKA/1943: Kolumbien - Nähmaschine statt Gewehr. Vom schwierigen Weg aus dem Guerillakampf (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Nähmaschine statt Gewehr - vom schwierigen Weg aus dem 
Guerillakampf

Von Lisa Westhäußer und Malin Gütschow
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(Berlin, 06. Januar 2019, npla) - Mit Protesten und Generalstreiks
haben im November Millionen Kolumbianer*innen ihrer Wut Luft gemacht.
Wut auf den Präsidenten Duque, seine neoliberale Politik und seine
Verschleppungstaktik beim Friedensabkommen mit der Guerilla-Gruppe
FARC. Duque setzt nicht um, was die Vorgängerregierung im
Friedensabkommen Ende 2016 garantiert hatte: eine Land- und
Agrarreform und Unterstützung für die ehemaligen Kämpfer*innen der
FARC bei ihrem Weg zurück in die zivile Gesellschaft. Passiert ist
seither wenig, zumindest aus Sicht der meisten FARC-Mitglieder. Sie
kämpfen in kleinen Kooperativen mühsam um das wirtschaftliche
Überleben in einem System, das stark von Ungleichheit und der
Konzentration von Land in den Händen einiger weniger geprägt ist. In
der Kooperative TejPaz nähen ehemalige Kämpfer*innen der FARC
Blumenponchos - und kämpfen mit der Wiedereingliederung in eine
ungleiche Gesellschaft.


Drei Jahre nach dem Friedensabkommen kein Frieden in
Sicht

Es ist Ende August 2019, als Ivan Márquez in grüner Militärkleidung
vor die Kamera tritt. Márquez, einer der Anführer der kolumbianischen
Guerrilla-Gruppe FARC, ist umringt von Kämpferinnen und Kämpfern in
Camouflage-Kleidung, die Kalaschnikows im Anschlag. Er kündigt an,
dass ein Teil der FARC in den bewaffneten Widerstand zurückkehren
wird. "Als Antwort auf den staatlichen Verrat am Friedensabkommen von
Havanna", sagt er. Und das fast auf den Tag genau drei Jahre, nachdem
Vertreter der kolumbianischen Regierung und der FARC im August 2016
das Friedensabkommen präsentiert hatten. Das Abkommen spricht von
einem "neuen Kapitel" für Kolumbien, von sozialer Inklusion, von
Entwicklung des ländlichen Raumes.

Auch Ivan Márquez hat diesen Friedensvertrag mit seinen weitgehenden
Zielen mit ausgehandelt. Dieser sollte den Bürgerkrieg beenden, der
seit 50 Jahren in Kolumbien herrscht. Dabei bekämpften sich unter
anderem staatliche Gruppen, rechte Paramilitärs und linke
Guerillagruppen. Über 200.000 Menschen verloren ihr Leben. Fast acht
Millionen wurden innerhalb des Landes vertrieben. Mit dem
Friedensvertrag verpflichtete sich die FARC, ihre Waffen abzugeben. Im
Gegenzug sollte die Regierung tiefgreifende Land- und Agrarreformen
einleiten und die Wiedereingliederung der ehemaligen Kämpfer*innen
garantieren. Das hat sie aber nicht - so sehen es viele der FARC
Kämpfer*innen. Inzwischen sind rund 1300 in den bewaffneten Kampf
zurückgekehrt. Kolumbien ist also weit von tatsächlichem Frieden
entfernt. Und das hat viel mit wirtschaftlichen Gründen zu tun.


Wiedereingliederungshilfen bleiben aus

Rund 120 Kilometer südlich von Bogota liegt die
Wiedereingliederungszone Icononzo. Das eigens für den Friedensprozess
erbaute Dorf liegt auf einem Bergkamm. Hinter den einfachen weißen
Häusern erstrecken sich die grünen Täler der Anden. Hier leben rund
300 Menschen, der überwiegende Teil von ihnen ehemalige Kämpfer*innen
der FARC. In solchen Wiedereingliederungszonen sollen sie auf ihre
Rückkehr in die Gesellschaft vorbereitet werden. Einer von ihnen ist
Gonzalo. 17 Jahre hatte er bei der FARC gekämpft, bis er nach dem
Friedensprozess seine Waffe abgegeben hat. Jetzt ist er frustriert von
der Regierung. Während die ehemaligen Kämpfer*innen trotz
Schwierigkeiten und Verfolgung ihr Wort hielten, tue die Regierung
nichts, klagt Gonzalo. Rund 160 von ihnen sind seit der Unterzeichnung
des Friedensvertrages ermordet worden. Außerdem ist die
wirtschaftliche Lage der Ex-Guerrillerxs oft schlecht. Eigentlich
sieht der Friedensvertrag vor, dass sie sich in Kooperativen
organisieren. Gonzalo zum Beispiel arbeitet mit rund 20 anderen
FARC-Mitgliedern in der Textilkooperative TejPaz. Das steht für
Tejiendo Paz, "Frieden spinnen". Für solche Kooperativen sollten sie
eigentlich eine Wiedereingliederungshilfe von umgerechnet rund 2000
Euro bekommen, außerdem technische Unterstützung. Doch in der Realität
sind die ehemaligen Kämpfer*innen meist auf sich allein gestellt.

"Alles, was ihr hier von den Projekten sehen könnt, haben wir uns
selber aufgebaut", sagt Gonzalo. Die Kooperative müsse die Werkstatt
ausbauen, die nötigen Maschinen für die Produktion kaufen und die
Infrastruktur verbessern. Doch bisher wurde Gonzalo und seiner
Kooperative die Wiedereingliederungshilfe nicht ausgezahlt, und das
drei Jahre nach der Unterzeichnung des Friedensabkommens. Dazu kommen
bei anderen Projekten oft bürokratische Schwierigkeiten. Eine eigene
Agentur soll die ehemaligen FARC-Kämpfer*innen eigentlich
unterstützen. In der Realität macht sie ihnen das Leben eher schwer
und genehmigt zum Beispiel Projekte erst sehr spät oder gar nicht. Das
ist fatal, denn kleine Kooperativen haben es sowieso schon extrem
schwer in Kolumbien. "Das kolumbianische Wirtschaftsmodell stützt sich
sehr stark auf Bergbau, auf die Kontrolle großer Landflächen, also
agrarindustrielle Nutzung und den Export von spezialisierten
Produkten. Die FARC-Kooperativen stehen dem völlig entgegen und
bräuchten einen enormen Anschub, um überhaupt überleben zu können",
erklärt die Sozialwissenschaftlerin Alke Jenss vom
Arnold-Bergsträsser-Institut in Freiburg.


Der politische Wille fehlt

Der Friedensvertrag sieht aber nicht nur vor, dass die ehemaligen
FARC-Kämpfer*innen wirtschaftlich unterstützt werden. Die Bedingungen
in der Agrarwirtschaft sollten sich grundlegend ändern. Land- und
Agrarfläche sind in Kolumbien sehr stark konzentriert, die soziale
Ungleichheit ist enorm. "Das gilt als ein zentraler Faktor für den
Konflikt, aber auch als ein zentraler Faktor für den Friedensprozess",
so Alke Jenss. Schließlich wurde der jahrzehntelange Guerillakampf der
FARC stark von der ungleichen Verteilung von Land getrieben. Eine
andere Agrarpolitik zugunsten der Landbevölkerung ist deswegen ein
wesentlicher Punkt des Friedensvertrags. Dieser sieht vor, einen
Strukturwandel im ländlichen Raum anzustoßen. Hierbei sollen
angemessene Landnutzung gefördert, Landrechte formalisiert werden,
Vertriebene sollen ihr Land zurückerhalten und der Boden insgesamt
gerechter verteilt werden. "Dadurch", so heißt es im Abkommen, "wird
schrittweise der Zugang zu Landbesitz für die Landbevölkerung
gefördert, besonders für Frauen und andere schutzbedürftige
Bevölkerungsgruppen. Landbesitz wird reguliert und demokratisiert,
gleichmäßige Verteilung gefördert, und so die soziale Funktion von
Land erfüllt."

Doch genau dieser Teil des Friedensvertrages ist der kolumbianischen
Regierung unter Präsident Duque und ihren Anhänger*innen ein Dorn im
Auge. "Es gibt in Kolumbien gesellschaftliche Kräfte, die daran
interessiert sind, die Landkonzentration, wie sie jetzt ist,
beizubehalten", beobachtet Alke Jenss. Zahlenmäßig machen diese
Kräfte, von denen die Sozialwissenschaftlerin spricht, einen relativ
kleinen Teil der Gesellschaft aus. Oft sind es Unternehmer, die sich
große Landflächen teilweise gewaltsam angeeignet haben. Doch wie Alke
Jenss erklärt, ist die Regierung unter Duque auf ihrer Seite und sucht
immer neue rechtliche Mittel, um den Friedensprozess zu verschleppen.
Auch Gonzalo als FARC Mitglied spürt, dass der politische Wille fehlt,
das Friedensabkommen umzusetzen. Er glaubt, dass die vielen
Hindernisse ihnen absichtlich in den Weg gestellt werden, damit sie
"müde werden und aufhören zu kämpfen." Doch seine Kooperative erhält
auch Unterstützung aus der Zivilgesellschaft.


Zivilgesellschaftliche Unterstützung wächst

War es am Anfang noch vor allem die Bevölkerung auf dem Land, die sich
für den Friedensprozess einsetzte, so sind inzwischen auch viele
Menschen in den Städten für den Frieden aktiv. Gonzalos
Textilkooperative zum Beispiel näht Kleidung für das Modelabel
Manifiesta der Politikwissenschaftlerin Angela Herrera aus Bogota.
"Manifiesta ist ein Modeprojekt, das versucht, eine Alternative zur
globalen Textilindustrie zu schaffen", erklärt die Bogotanerin. "Mit
dem Projekt versuchen wir, Arbeitsplätze für einige ehemalige
Kämpfer*innen zu schaffen. Wir stellen die Kleidung mit ihnen zusammen
her und versuchen so, ihnen einen würdevollen
Wiedereingliederungsprozess zu garantieren." Herrera entwirft die
Kleidung mit ihren großflächigen Blumenmustern, beschafft die Stoffe
und bringt sie in die Wiedereingliederungszone. Später holt sie die
fertigen Produkte ab und vermarktet sie in Bogotá. Doch der Krieg
wirkt nach in der Zusammenarbeit.

Die Diskussionen auf Augenhöhe, die sich Herrera wünscht, sind für die
ehemaligen Kämpfer*innen keine Selbstverständlichkeit. "Es fällt ihnen
schwer, ihre Meinung zu sagen, weil sie anscheinend nie danach gefragt
wurden", erklärt Herrera. Doch auch wenn es nicht immer leicht ist,
läuft es gut für das Modelabel. Erst Anfang Dezember wurden Stücke von
Manifiesta auf einer Modenschau im kolumbianischen Kongress gezeigt.
Angela Herrera sieht in dem Erfolg des Projekts eine wichtige
Botschaft an die frischgebackenen Schneider*innen: "Es ist eine gute
Methode, um zu zeigen, dass es doch Versöhnung in diesem Land gibt und
dass die Menschen ihnen dankbar sind und es wertschätzen, dass sie
eine Nähmaschine in der Hand haben und kein Gewehr."
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Mexiko 

Der Maya-Zug und Neokolonialismus

Von Silvia Ribeiro



(Mexiko Stadt, 30. Dezember 2019, desinformemonos/poonal) - In den
letzten Wochen hat die mexikanische Regierung eine weitreichende Übung
durchgeführt. Doch es ist keine Übung, wie sie für die Frühwarnung von
Erdbeben genutzt wird. Die Regierung hat ein Trugbild entworfen, mit
der sie der Bevölkerung ganz Mexikos, insbesondere der im Südosten des
Landes, glauben macht, die indigenen Bevölkerungsgruppen hätten über
das Projekt des sogenannten Maya-Zugs abstimmen können und
Zehntausende indigene und nicht indigene Menschen hätten das Projekt
befürwortet. Diese Behauptung ist Manipulation in großem Ausmaß und
eine Verfälschung der Realität.

Die brutale Realität ist, dass indigene Gegner*innen des Projekts, wie
der Maya-Dichter Pedro Uc und seine Familie, verfolgt werden und mit
Morddrohungen zum Schweigen gebracht werden sollen. Viele Netzwerke
und Kollektive verurteilten [1] diese Drohungen öffentlich. Die
Drohungen waren Teil einer langen Liste mit Morden und gewalttätigen
An- und Übergriffen auf Verteidiger*innen von indigenen Territorien,
die indigene Bevölkerungsgruppen öffentlich verurteilt haben, in der
gemeinsamen Vierten Versammlung [2] des Nationalen Indigenen
Kongresses, des Indigenen Regierungsrats und des Forums zur
Verteidigung des Territoriums und der Mutter Erde, die im Dezember
2019 mit der EZLN in Chiapas stattfand.


Konsultationsprozess vor der Abstimmung nur ein Trugbild


Der sogenannte Maya-Zug ist eines der Projekte, gegen das sich diese
Organisationen und indigenen Bevölkerungsgruppen wehren, und das die
Regierung unter Präsident Andrés Manuel López Obrador (Amlo) als ein
Schlüsselprojekt um jeden Preis realisieren will. Noch bevor er zum
Präsidenten gewählt wurde, hatte er dies bereits im Regierungsplan
festgelegt.

Das Maya-Zug-Projekt sieht die Verlegung von Zugstrecken zwischen den
Bundesstaaten Chiapas, Yucatan, Campeche, Quintana Roo und Tabasco
vor. Diese Bahnstrecken selbst sind aber nur ein Teil des Vorhabens,
erklären die Autoren Samuel Rosado und Ramón Vera Herrera in der
Zeitschrift Ojarasca [3], die zur mexikanischen Tageszeitung La
Jornada gehört. Die Verlegung der Strecken und das damit einhergehende
erhöhte Verkehrsaufkommen hätten negative ökologische und soziale
Auswirkungen insbesondere dort, wo es bislang keine Schnellstraße oder
Zugstrecke gebe, wie z.B. in der Mayastätte Calakmul.


Maya-Zug als Verbindung verschiedener Großprojekte

Die verheerenden Auswirkungen hätte das Projekt aber insbesondere in
den Gebieten, die gar nicht von den Strecken durchquert werden. Denn
der Maya-Zug, so Heber Uc vom Indigenen Rat Bacalars, stelle die
Verbindung zwischen verschiedenen Großprojekten dar, die bereits seit
einigen Jahren in der Region realisiert werden: Photovoltaikanlagen,
Windparks, Großprojekte der Agroindustrie, massive Schweinemast und
der sogenannte grüne Tourismus. Das alles würde mit den Zugstrecken
verbunden werden. Die Spekulationen auf das betroffene Land hätten
bereits begonnen: "Seitdem das Projekt angekündigt wurde, sind schon
viele Menschen in die Regionen gekommen, um sich Land anzueignen. Mit
Gewalt wurden an der Straße von Bacalar nach Cancún Ländereien in
Besitz genommen", schreibt [4] Heber Uc.

Über diese wichtigen Aspekte und Auswirkungen des Maya-Zug-Vorhabens
spricht die Regierung nicht und stellt sie nicht zur Diskussion. Auch
nicht in dem sogenannten Konsultationsprozess, den die Regierung im
November und Dezember im Schnellverfahren durchgeführt und zu dem sie
Beobachter*innen der mexikanischen UN-Menschenrechtsorganisation
eingeladen hatte.

Nach Artikel 169 der ILO-Konvention und nach der UNO-Deklaration über
die Rechte indigener Völker haben indigene Bevölkerungsgruppen ein
Recht auf sogenannte vorherige Konsultation. Diese soll ihre Teilhabe
an Entscheidungen garantieren, die sie in ihrer politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung betreffen.
Sogenannte Konsultationsverhandlungen finden also zwischen der
Regierung und der indigenen Bevölkerung statt, die von den von der
Regierung vorgeschlagenen Maßnahmen betroffen sein wird. Sie sollen zu
einem Übereinkommen oder einem Konsens führen. Nach internationaler
Rechtsgrundlage, der auch Mexiko unterliegt, müssen sie "im Vorhinein,
frei, in Kenntnis der Sachlage und in kultureller Hinsicht angemessen"
durchgeführt werden.

Ihr kommt, um uns den Reichtum der Winde und des großen Sterns
 zu versprechen mit einer Ignoranz und Naivität, die obszön und
 tyrannisch sind. Denn ihr wisst nicht, dass die Winde unser Leben
 zu jeder Jahreszeit leiten und dass der Mutter-Vater-Stern das
 Zentrum und der Norden all unserer Vorfahren im Süden ist.



Ihr, die ihr die Regionen des Südens im Namen des Fortschritts
 verbinden wollt, ein Fortschritt, der aus traurigen Accessoires,
 aus Einrichtungsgegenständen und Einsamkeit besteht, macht uns
 wütend. Und eure kindliche Naivität bringt uns zum Lachen, denn wir
 erkennen, wohin euch der Fortschritt gebracht hat, wenn wir euch
 distanziert, abwesend, traurig, losgelöst von euch selbst sehen,
 wie ihr ergeben nach Kapital, Erfolg und Entwicklung strebt.



Ihr wisst nicht, dass wir, selbst in dem, was ihr immer noch
 Ruinen nennt, weiterhin die Zeichen der Erde, der Tiere, der Winde,
 des Wassers lesen, die uns mit dem Ewigen verbinden. Ihr wisst
 nicht, dass wir Samen mit dem Wissen aller Welten, unserer
 Vorfahren und Ahninnen sind und dass dies nicht durch das Morden
 oder Verschwindenlassen einer Person aufgehalten werden kann. Ihr
 wisst nicht, dass wir Berge sind, Getreidekammern und Milpas auf
 dem Land und in den Städten und dass wir mit all der Kraft, Liebe
 und Wut keimen, zu denen uns diese Zeit drängt.



Vergesst nicht, dass wir da sind, dass wir viele sind, und dass
 wir allen Dürren trotzend immer wieder erblühen werden.



(Auszug aus dem Text von Alika Santiago Trejo als Antwort auf
 die (Mord-)Drohungen gegen den indigenen Aktivisten Pedro Uc.
 Alika



Santiago Trejo ist Teil des Frauenkollektivs K-luumit X'ko
 olelo'ob in der Stadt Bacalar im mexikanischen Bundesstaat
 Quintana Roo.)




UN: Regierung hat sich nicht an ILO-Konvention gehalten

In einem kritischen Bericht [5] stellten Vertreter*innen der
UN-Organisation, die an der Hälfte der Konsultationsversammlungen
teilgenommen hatten, fest, dass sich die mexikanische Regierung nicht
an diese internationalen Normen gehalten hatte. Der UN-Bericht weist
darauf hin, dass die Konsultationsmaßnahmen der Regierung - 15
Informationstreffen und 15 sogenannte Versammlungen - zwar vor der
Realisierung des Projekts stattgefunden hätten, ein Streben nach einem
Übereinkommen oder Konsens sei jedoch nicht zu erkennen gewesen. In
der Einberufung der Treffen bzw. Versammlungen und dem
Konsultationsprotokoll käme lediglich das Ziel zum Ausdruck, mit den
indigenen Gemeinschaften zu einer Abmachung darüber zu kommen, dass
diese an der Durchführung des Projekts partizipierten und an den
Profiten des Projekts teilhätten. Das deute bereits darauf hin, dass
angestrebt worden sei, das Projekt unabhängig vom Ergebnis der
Konsultation, also in jedem Fall, durchzuführen.


Nur über vermeintliche Vorteile des Projekts informiert

Die UN erklärte zudem, dass zur Kenntnis der Sachlage nur über die
vermeintlichen Vorteile des Projekts informiert wurde. Informationen
über negative Auswirkungen wären nicht vermittelt worden, auch dann
nicht, wenn Regierungsvertreter*innen bei persönlichen Treffen konkret
dazu befragt wurden. Der Bericht bemängelt des Weiteren, dass die
Veranstaltungen von den Behörden und nicht gemeinsam mit den indigenen
Gemeinden organisiert wurden. Das Zeitverständnis sowie Gebräuche und
Sitten der indigenen Gemeinden wurden demnach nicht respektiert und
zwischen Informationstreffen und den sogenannten
Konsultationsversammlungen lagen lediglich zwei Wochen. Hinzu kommt,
dass bei den sogenannten Gemeinde-Versammlungen nicht die indigene
Gemeinde versammelt war, sondern lediglich Vertreter*innen der
Gemeinden und die Gemeindezuständigen für
Landwirtschaftsangelegenheiten eingeladen wurden. Den Gemeinden selbst
wurde damit nicht die Möglichkeit gegeben, über das Projekt zu
diskutieren, die Informationen zu verarbeiten und gemeinsam mit ihren
traditionellen Autoritäten die Delegierten dieser Konsultationen zu
wählen. Die UN-Organisation wies ebenfalls auf die geringe Beteiligung
von Frauen hin und darauf, dass viele Menschen aufgrund fehlender
finanzieller Ressourcen nicht an den Konsultationen teilnehmen
konnten.


Zugang zu elementaren Rechten an Zustimmung geknüpft

Die größte Besorgnis zeigte die UN-Organisation jedoch darüber, dass
der Zugang zu grundlegenden Rechten und elementaren Bedürfnissen wie
Wasser, sanitären Einrichtungen, Gesundheit, Bildung, Arbeit und
Wohnraum für die betroffene Bevölkerung an die Bedingung geknüpft war,
dem Projekt zuzustimmen. Die UN-Organisation berichtete, dass zwar in
einigen Fällen Regierungsvertreter*innen behaupteten, wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte seien nicht an das Projekt geknüpft,
aber die Art, wie die sogenannte Konsultation von statten ging, deute
darauf hin, dass elementare Rechte nur mit der Realisierung des Maya-
Zugs gewährt würden.

Aufschlussreich ist diesbezüglich der Bericht [6] der Forscherin
Margarita Valdovinos von der Nationalen Autonomen Universität Mexikos
(UNAM), die als Beobachterin an den Konsultationen teilnahm. Sie
berichtete, so wie auch die UN-Organisation, dass die den Gemeinden
übermittelten Informationen nicht vollständig und von Parteinahme
geprägt gewesen wären. Die Gemeinden wären in der Einberufung der
Versammlungen dazu angehalten worden, Forderungen und Gesuche ihrer
Gemeinden vorzutragen, die nicht unbedingt mit dem Projekt zu tun
haben mussten, was die Repräsentant*innen der Gemeinde in den
Versammlungen auch ausführlich getan hätten. Die
Regierungsvertreter*innen hätten daraufhin direkt oder indirekt
angedeutet, dass das Maya-Zug-Projekt diesen Bedürfnissen Rechnung
tragen würde und werteten damit die lange Liste an Forderungen und
Gesuchen als eine Zustimmung der Gemeinderepräsentanten zur
Realisierung des Projekts.

Auf die von der UN-Organisation geäußerten Besorgnisse reagierte die
mexikanische Regierung wie viele andere Regierungen auch: Sie
degradierte [7] die Organisation mit der Behauptung, ihre
Einschätzungen seien nicht wahr - ganz so, als ob die Beobachter*innen
nicht anwesend gewesen wären und nicht aus erster Hand berichtet
hätten. Die Regierung beschuldigte sie, die Haltung der
oppositionellen Aktivist*innen angenommen zu haben und den Willen der
Gemeinden zugunsten des Projekts zu verkennen.


Regierung degradiert Kritiker*innen

Die Regierung unter AMLO hatte auf ähnliche Weise die Bäuer*innen, die
seit Jahren ihr Territorium gegen das Großprojekt in Morelos (Proyecto
Integral Morelos) verteidigen, als "konservative Radikale" degradiert.
Der indigene Aktivist Samir Flores wurde in diesem Zusammenhang
ermordet (Im Jahr 2012 hat unter der mexikanischen Energiekommission
die Installation von einer Gaspipeline und zwei thermoelektrischen
Kraftwerken begonnen. Die Gemeinden befürchten unkalkulierbare
Umweltrisiken durch die Nähe eines aktiven Vulkans und eine
Verschmutzung des Flusses Cautla. Der Mord an Samir Flores, treibende
Kraft des Widerstands der indigenen Gemeinden gegen das Großprojekt,
steht laut der Lokalbevölkerung in direktem Zusammenhang mit seinem
Aktivismus. Er wurde kurz vor der Abstimmung über die Fertigstellung
des Großprojekts im Februar 2019 ermordet [8], Anm. d. Ü.). Und nun
wird auf ähnliche Weise die mexikanische Menschenrechtsorganisation
der UNO als "soziale Oppositionskämpfer" degradiert, weil sie auf die
gravierenden Mängel der sogenannten Konsultationen hinweist. Vor
diesem Hintergrund haben erneut Übergriffe in der Region des
Maya-Zug-Projekts stattgefunden. Pedro Uc erhielt Morddrohungen,
nachdem er sich in einer Versammlung kritisch zu dem Projekt geäußert
hatte.

Die indigenen Gemeinden wissen selbst genau, welche Entwicklung sie
einschlagen und wie und zu welchem Zweck sie diese gestalten möchten.
Doch sie sind nicht gefragt worden, schon gar nicht nach ihren eigenen
politischen und kulturellen Voraussetzungen, Eigenheiten und
Lebensformen. Die von der Regierung durchgeführten Konsultationen
zielen lediglich darauf ab, ein Projekt zu verkaufen und zu
rechtfertigen. Es sind verheerende Projekte, von denen die
verwüstenden Unternehmen profitieren und die indigenen Gemeinden von
ihren Territorien vertreiben. Wir befinden uns in unheilvollen Zeiten.
Aber wie Alika Santiago sagt: Die indigene Bevölkerung wird allen
Dürren trotzend immer wieder erblühen.


Übersetzung und Ergänzungen zum Verständnis: Katharina
Greff


Anmerkungen:
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Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

PRO ASYL zu Asylzahlen 2019

Ergebnis der Abschottungstaktik auf Kosten Schutzsuchender



Das Bundesinnenministerium hat die Asylstatistik zum Jahr 2019
veröffentlicht. Der Bundesinnenminister wertet es als Erfolg, dass es
weniger Schutzsuchende nach Deutschland geschafft haben. Diese rein
nationale Sicht ignoriert: Erstmals waren 2019 weltweit mehr als 70
Millionen Menschen auf der Suche nach Schutz. Allein in Nordsyrien sind im
Dezember 2019 Hunderttausende neu in die Flucht geschlagen worden. Die
immer größer werdende Verzweiflung und Notlage der Menschen ist für
Seehofer nichts anderes als »Migrationsdruck«, den es abzuwehren gilt. »Was
vom Bundesinnenministerium als Erfolg verkauft wird, geht auf Kosten
Schutzsuchender«, sagt Bellinda Bartolucci, Leiterin der Abteilung
Rechtspolitik bei PRO ASYL.

Eine der Abschottungsmaßnahmen ist der flüchtlingsfeindliche
EU-Türkei-Deal. Die Folge: Allein in Griechenland harren mehr als 40.000
Schutzsuchende in den völlig überfüllten Lagern auf den ägäischen Inseln
aus - mehr als ein Drittel sind Kinder, davon 60% jünger als 12 Jahre. PRO
ASYL hat bereits wiederholt die Aufnahme von Schutzsuchenden aus den
menschenunwürdigen Bedingungen gefordert. Viele von ihnen haben Angehörige
in Deutschland, die Familienzusammenführung wird ihnen aber häufig
verwehrt.

Am EU-Türkei-Deal festzuhalten ist zynisch, gehört die Türkei doch
mittlerweile selbst zu den TOP 3 der Herkunftsländer bei Asylsuchenden im
Jahr 2019. Mehr als die Hälfte der inhaltlich geprüften Fälle erhielt einen
Schutzstatus (53%) - und zwar fast immer den vollumfänglichen
Flüchtlingsstatus. Allein im Dezember erkannte das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge rund 72% der Schutzsuchenden aus der Türkei an. Dies
verdeutlicht umso mehr die sich verschärfende Menschenrechtslage in der
Türkei.

Die Taktik, den Flüchtlingsschutz auszulagern oder gar zu verhindern, wurde
auch im Jahr 2019 erbarmungslos fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INTERVIEW/468: Die Linke - menschen- und alltagsnah ...    Raul Zelik im Gespräch (SB)


Gespräch am 15. Dezember 2019 in Berlin



Der promovierte Politikwissenschaftler Raul Zelik gilt als
profilierter Vertreter der jüngeren politischen Literatur, forscht,
lehrt und publiziert aber auch auf sozialwissenschaftlichem Feld. Seit
1985 hielt er sich regelmäßig in Lateinamerika auf, seit 1992 arbeitet
er als freier Autor. Sein Debütroman "Friss und stirb trotzdem"
erschien 1997 bei Edition Nautilus. Seither folgten zahlreiche
literarische, journalistische und akademische Veröffentlichungen u.a.
für den WDR, Deutschlandfunk, Freibeuter, Freitag, die Schweizer
Wochenzeitung, junge Welt und Die Zeit. 2001 realisierte Zelik ein
Drehbuchprojekt mit dem Regisseur Detlev Buck, woraus der Roman
"Berliner Verhältnisse" (Blumenbar-Verlag, 2005) entstand. Gemeinsam
mit Petra Elser nahm er 2007 mit dem Roman "Der gefrorene Mann" (von
Joseba Sarrionandia, Blumenbar-Verlag) auch eine der ersten
literarischen Direktübersetzungen aus dem Baskischen vor. 2010
veröffentlichte er ein Gesprächsbuch mit Elmar Altvater, in dem die
Chancen nichtkapitalistischer Gesellschaften und das Scheitern des
Staatssozialismus erörtert werden.

Seine Romane "Berliner Verhältnisse" und "La Negra" sowie das
politische Tagebuch "made in venezuela. notizen zur bolivarianischen
revolution" liegen in spanischer Übersetzung vor. Der von der
Literaturkritik breit wahrgenommene Roman "Der bewaffnete Freund", der
den bewaffneten Konflikt im Baskenland zum Thema hat, erschien 2009 in
einer baskischen Ausgabe beim Verlag Editorial Txalaparta (Navarra).

Seit 2005 unterrichtet Zelik an verschiedenen deutschen Universitäten,
2008 war er Gastprofessor am IEPRI (Institut für Politische Studien
und Internationale Beziehungen) in Bogotá. 2009 wurde er an der
Nationaluniversität Kolumbiens zum Professor für Politikwissenschaften
berufen und lehrte Politische Theorie und Internationale Politik in
Medellín. Aus familiären Gründen gab er die Professur 2013 auf.
2017/2018 war er Vertretungsprofessor für internationale und
intergesellschaftliche Politik an der Universität Kassel.

Zelik war Mitgründer der Berliner Organisation Für eine linke
Strömung. Im Juni 2012 wurde er Mitglied der Partei Die Linke, am 29.
Mai 2016 in den Parteivorstand gewählt. Am 14./15. Dezember 2019 fand
in Berlin die Gründungsversammlung der Bewegungslinken statt [1], an
deren Vorbereitung und Durchführung Raul Zelik maßgeblich beteiligt
war. So moderierte er auch am Freitagabend ein öffentliches
"Hinterzimmergespräch" [2] im Engels Café in Neukölln mit Janine
Wissler, Jana Seppelt und Thomas Goes zur strategischen Aufstellung
der Partei wie auch einer möglichen Intervention der Bewegungslinken
in der aktuellen Strategiedebatte der Partei. Nach Abschluß der
Gründungsversammlung beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Raul, du hast dich intensiv mit Bewegungen in
Lateinamerika und Europa, insbesondere auch Spanien, beschäftigt.
Inwieweit sind diese Erfahrungen und Erkenntnisse für dich auch ein
Impuls gewesen, die Bewegungslinke mitzugründen und solche Gedanken
hineinzutragen?

Raul Zelik (RZ): Ich würde behaupten, daß Lateinamerika, aber auch die
Entwicklung der letzten zehn Jahre in Spanien gezeigt hat, daß soziale
Kämpfe gesellschaftliche Bedingungen verändern, jedoch die Umwandlung
in institutionelle Politik oft schon der Anfang vom Ende eines solchen
Zyklus oder einer Veränderungswelle war. Am deutlichsten ist das in
Spanien geworden, wo ein weitreichender gesellschaftlicher Aufbruch
durch die Umwandlung in linke Parteien vollständig abgeräumt worden
ist. Ich glaube allerdings, daß man daraus nicht die Schlußfolgerung
ziehen darf, statt dessen nur noch Bewegungspolitik zu machen und
Kämpfe zu führen, sondern Fragen stellen muß, wie sich die beiden
Sphären auf andere Weise verbinden lassen. Also zum einen
Bewegungspolitik, die immer in Wellen verläuft, und zum anderen eine
längerfristig angelegte Organisierungspolitik, die auch versucht,
institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen zu verändern.
Insofern ist meines Erachtens eine andere Verschränkung zwischen
sozialen Bewegungen und Kämpfen auf der einen und langfristig
angelegter Organisierungsarbeit auf der anderen Seite erforderlich.

SB: Die Gelbwesten in Frankreich lehnen jede Beteiligung von Parteien,
Gewerkschaften oder anderen Organisationen als solche ab. Sie haben
aber auch auf ihrer jüngsten großen Versammlung dazu aufgerufen, sich
Seite an Seite mit den Gewerkschaften am Generalstreik gegen die
Rentenreform zu beteiligen. Wie stellt sich diese Bewegung aus deiner
Sicht dar?

RZ: In Frankreich kenne ich mich zu wenig aus, als daß ich das
wirklich umfassend einschätzen könnte. Ich denke jedoch, daß es
insofern eine interessante Bewegung ist, weil sie eindeutig nicht aus
einem politischen Kontext kam und die Linke am Anfang eine sehr
geringe Rolle darin gespielt hat, während gleichzeitig auch Rechte
präsent waren. Da stellt sich natürlich die Frage, ob man bei so etwas
Diffusem überhaupt mitmacht. Manche Linke haben sich dazu
entschlossen, wobei wahrscheinlich eine von Ort zu Ort
unterschiedliche Entscheidung zu treffen war, ob das Sinn macht. Sehr
spannend ist bei den Gelbwesten jedenfalls, daß es sich im Grunde um
eine Form von plebejischem Aufstand handelt, mit dem Leute etwas sehr
Berechtigtes einfordern, nämlich soziale Teilhabe. Und dadurch, daß
die Bewegung außerhalb der institutionalisierten Protestformen
verlaufen ist, war sie auch kaum kontrollierbar. Aus diesem Grund habe
ich in ihr eine beträchtliche Sprengkraft gesehen. Aber es ist
natürlich ein total widersprüchliches Phänomen, und ich weiß nicht,
wie ich mich dazu in Frankreich entschieden hätte. Man sollte jedoch
bei solchen Bewegungen immer auch mitdenken, daß die Forderung nach
sozialer Teilhabe nicht auf eine Art und Weise auf die politische
Bühne tritt, wie wir uns das wünschen, sondern jedesmal eine andere
Form annehmen kann, mit der wir dann umgehen müssen.

SB: Die Linke verfolgt den Ansatz, als Partei gemeinsam mit Bewegungen
zu agieren, was aber nicht immer zum Tragen kam und zeitweise beinahe
verlorengegangen zu sein schien. Auf welche Weise könnte sie es deines
Erachtens vermeiden, den Weg der Grünen einzuschlagen und zur
etablierten Regierungspartei zu werden?

RZ: Ich würde nicht sagen, daß sich Die Linke tatsächlich von den
Bewegungen entfernt hat, zumal die Partei aus meiner Sicht in der
Gründungsphase noch stärker von ihnen getrennt war als heute.
Bekanntlich spielen bei Unteilbar oder auch bei Mietprotesten viele
Leute aus der Partei eine Rolle, indem sie diese Bewegungen entweder
mit ihren Strukturen unterstützen oder sie sogar mitorganisieren.
Deswegen könnte ich nicht so eindeutig von einer Distanz zwischen
Partei und Bewegungen sprechen. Will man verhindern, den Weg der
Grünen einzuschlagen, hängt meines Erachtens erstens viel von der
politischen Kultur ab. Man sollte nicht die Auffassung kultivieren und
praktizieren, man könne die Menschen repräsentieren und vertreten. Es
geht vielmehr maßgeblich darum, den Leuten nicht zu vermitteln, daß
wir Dinge für sie verändern können, sondern daß sie sich selber
engagieren und kämpfen müssen, damit Dinge verändert werden. Alles,
was man in den Institutionen erreichen kann, alle Reformspielräume,
die sich eröffnen, öffnen sich nicht durch Regierungsbildung, sondern
durch soziale Forderungen aus der Gesellschaft, und zwar durch
Forderungen, die als Protest oder widerständig formuliert werden,
sonst passiert gar nichts. Repräsentative Politik geht immer den Weg
des geringsten Widerstands. Und wenn es keinen Widerstand von unten
gibt, dann weicht man stets dem Widerstand von oben, weicht den
Interessen von oben. Deswegen ist es entscheidend zu vermitteln, daß
wir nicht Probleme für andere lösen können, sondern dies nur gemeinsam
möglich ist.

Zum zweiten dürfte wesentlich dazu beitragen, den Weg der Grünen zu
vermeiden, wenn man eine Perspektive von unten einnimmt, auch was die
Forderung nach sozialer Teilhabe angeht. Eine Partei, die
mittelständische Forderungen oder Mittelschichtsforderungen aufgreift,
integriert sich wesentlich leichter als eine Bewegung oder
Organisation, die immer auch die Forderungen der unteren Klassen
mitformuliert. Ich glaube, das macht einen Unterschied aus. Wobei man
auch sagen muß, daß die Anpassungsprozesse von Parteien immer
schneller verlaufen. Die SPD hat noch mehrere Jahrzehnte gebraucht,
die Grünen haben es in zehn Jahren geschafft, und die spanische Linke
hat mit unterschiedlichen Ansätzen - es ist ja nicht nur Podemos - in
nur zwei Jahren geschafft, wofür andere zwanzig gebraucht haben,
nämlich sich ans Establishment und dessen Regeln anzupassen. Es lag
nicht daran, daß sie die sozialen Forderungen nicht betont hätten, die
durchaus wichtig in diesem Prozeß waren. Dennoch haben sie sich sehr
schnell angepaßt, zumal durch die immer stärkere Medialisierung der
Politik Druck und Dynamik enorm anwachsen, so zu werden wie die
anderen auch.

SB: Jetzt steht die Bewegungslinke vor der Aufgabe, in der Partei für
ihre Positionen zu werben und sie zur Geltung zu bringen. Welche
Vorgehensweise hältst du dabei für empfehlenswert?

RZ: Dafür gibt es natürlich kein Erfolgsrezept. Ich denke allerdings,
daß man als politische Struktur vermutlich nicht besonders weit käme,
wollte man versuchen zu gewinnen, da dann der Widerstand sehr groß
wäre. Ich würde eher darauf setzen, daß man mit einer anderen
politischen Kultur, die aktivistischer, partizipativer, rebellischer,
aber gleichzeitig auch pragmatisch ist, wenn es darum geht, Dinge
durchzusetzen, versuchen sollte, andere anzustecken. Also eher wie ein
Virus zu wirken, anstatt sich gegen andere zu behaupten. Mit der
Forderung aufzutreten, unsere Leute wollen dies oder jenes - wobei
sich ohnehin die Frage stellen würde, wer das sein sollte - wäre aus
meiner Sicht der falsche Weg. Ich finde den Begriff
"Erneuerungsbewegung" ganz treffend, weil es eher darum geht, eine
politische Kultur, eine politische Haltung zu verändern. Und da gibt
es bestimmt auch noch viele weitere Leute in der Partei, die das
ähnlich sehen oder sich zumindest ein Stück weit darauf einlassen. Das
ist es, worum es meines Erachtens geht. Ich habe beim Parteivorstand
nicht den Eindruck, daß man mit so einer Haltung, wie ich sie
vertrete, marginalisiert wäre. Sie bleibt halt ein bißchen
wirkungslos, weil alle in ihrer Premiumpolitik eingebunden sind. Aber
ich glaube, man muß einfach vormachen, daß Dinge anders angefaßt
werden können, dann setzen sich gute Sachen zumindest teilweise auch
durch.

SB: In der Plenardiskussion wurde angeregt, die Theoriebildung nicht
zu vernachlässigen. Welchen Stellenwert hat aus deiner Sicht die
theoretische Arbeit bei der künftigen Arbeit der Bewegungslinken?

RZ: Sie spielt eine wichtige Rolle, wobei man sagen muß, daß in der
Rosa-Luxemburg-Stiftung umfangreiche Theoriebildung geleistet wird,
wovon vieles sehr progressiv und gleichzeitig kämpferisch, rebellisch
und doch pragmatisch ist. Viele Dinge, die da vertreten werden,
gefallen mir gut, zumal ein relativ breites Spektrum an Meinungen
vertreten ist. In diesem Zusammenhang sollte es eher darum gehen, daß
das Bemühen wächst, mit der Theoriebildung tatsächlich in die
Bewegungen und Auseinandersetzungen hineinzuwirken. Leute, die
gewissermaßen als freischwebende Intellektuelle am Werk sind, sollten
sich konkret in die Alltagsarbeit einbringen und das einmal
abgleichen. Ich finde es beispielsweise absurd, ständig
Bekenntnisdebatten über Rot-Rot-Grün zu führen und vom Feldherrnhügel
herab linke Regierungsmehrheiten zu bilden, denen dann immer
Staatstheorie entgegengehalten wird.

Interessant finde ich eine Herangehensweise wie die im gestrigen
Workshop zu den Berliner Mietkämpfen, wo Leute von der Kampagne
"Deutsche Wohnen & Co enteignen" mit Katalin Gennburg, der
stadtplanerischen Sprecherin Der Linken im Abgeordnetenhaus,
diskutiert haben. Dabei kam ganz konkret zur Sprache, was eigentlich
die ganzen letzten Jahre in dieser Regierungsbeteiligung passiert ist.
Es ist überhaupt nicht glorreich, viel von Zufällen abhängig gewesen,
viel vom Engagement von Leuten, viel aus einem Zusammenwirken von
Bewegung und, sagen wir mal, aufsässigen Abgeordneten. Über solches
Wissen müßte man eigentlich viel mehr reden. Leute, die Theorie
machen, müssen runter von dieser Feldherrnperspektive, sich ins
Getümmel begeben und darauf einlassen. Sie sollten die konkreten Dinge
nicht immer nur als Beleg dessen heranzuziehen, was sie schon zuvor
behauptet haben. Es ist eine schlechte Tendenz, daß viele Leute alles
heranziehen, um zu sagen: Da sieht man wieder, daß ich recht hatte.
Man sollte sich die Dinge schon ein bißchen neugieriger anschauen.

Wir brauchen auf jeden Fall eine theoretische Debatte und insbesondere
viel mehr Staatstheorie, da wir in einer Parlamentspartei begreifen
müssen, wie begrenzt in der bürgerlichen Gesellschaft das Feld der
politischen Demokratie ist. Es ist ja gerade Sinn und Zweck der
bürgerlichen Demokratie, die Mehrheit vom eigentlichen Machtzentrum
der Gesellschaft, nämlich den Eigentumsverhältnissen fernzuhalten.
Deswegen kann man viele Dinge schlichtweg nicht versprechen, weil sie
auf dem politischem Feld, wie es heute begriffen wird, gar nicht
bearbeitet werden können. Dafür braucht man mehr theoretisches
Verständnis, als sich nur dafür zu interessieren, wie man eine gute
Kampage und einen gelungenen Wahlkampf macht. Die Kritik muß schon
radikaler, aber eben auch konkreter sein. Man sollte auch nicht immer
die Begriffe der letzten hundert Jahre wiederkäuen, sondern sich ganz
konkret anschauen, wie das beispielsweise in Berlin oder Thüringen
gelaufen ist oder welche Auseinandersetzungen in den letzten zehn
Jahren in Europa geführt wurden, und inwiefern man manche Argumente
noch einmal nachschärfen muß. Das ist es, was Theorie jetzt leisten
müßte.

SB: Du warst in der Vorbereitung und Durchführung der Konferenz rund
um die Uhr angefordert und hast gestern sogar für die Zusammenkunft in
Kreuzberg selber mitgekocht. Wie ist dein Eindruck, nun, da die
Gründungsversammlung zum Abschluß gekommen ist?

RZ: Ich fand es schön, weil ich das Gefühl hatte, daß die meisten
Leute auch Spaß hatten, hier Zeit zusammen zu verbringen, was ich für
das Entscheidende halte. Ich glaube, die Linke hat als Projekt die
wesentliche Funktion, das Lager oder der Ort der Solidarität zu sein.
Historisch war das so, denn die Herausbildung der Arbeiterbewegung hat
wesentlich damit zu tun, daß es Orte und Praktiken der Solidarität
gab. Und ich denke, daß man das ernst nehmen muß. Politische Macht
baut nicht darauf auf, daß du die richtigen Sachen sagst, sondern daß
du eine bestimmte, eine andere soziale Praxis vormachst und daß die
ausstrahlt. Der Begriff Gegenhegemonie hat viel mit Alltagskultur zu
tun. Erfolgreiche linke Bewegungen und Arbeiterbewegungen waren
deswegen stark, weil sie ein Geflecht von gesellschaftlicher und
kultureller Organisierung hatten, wo Leute etwas für ihr Leben gelernt
und es auch konkret verändert haben, in Bildungsvereinen, in
Sportvereinen, Kulturvereinen. Die Stärke der historischen
Sozialdemokratie im 19. Jahrhundert hatte damit zu tun, auch in
Großbritannien, und auch im 20. Jahrhundert waren beispielsweise die
westeuropäischen kommunistischen Parteien nicht stark, weil sie viele
Wählerstimmen hatten, sondern sie hatten viele Wählerstimmen, weil sie
ein reales kulturelles Leben hatten. Das bedeutet, daß man das auch im
Kleinen ernst nehmen muß. Politische Strukturen haben dann eine
Funktion, wenn sie dieses Ziel von Emanzipation und Solidarität auch
nach innen ausstrahlen und nach innen praktizieren. In dem Moment, wo
sich ein Funktionärsgehabe darüberlegt oder nur noch die Medienpolitik
für relevant erachtet wird, ist ein politisches Projekt von links
verloren. Deswegen war das ein erfreuliches Wochenende für mich, weil
viele Sachen zwar anstrengend, aber auch schön waren, und wo man Lust
auf die Leute hatte.

SB: Raul, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:

[1] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0355.html

[2] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0354.html
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INTERVIEW/467: Die Linke - Demokratieverheißung und Parteienlogik ...    Katharina Dahme im Gespräch (SB)


Katharina Dahme ist langjähriges Mitglied in der Partei Die Linke und aktiv im
Landesverband Berlin. Sie gehört zum Kreis derjenigen Parteimitglieder, die die
Gründung der Bewegungslinken initiiert haben, und hat in den vergangenen zwei
Jahren im übergangsweise eingerichteten Koordinierungskreis mitgearbeitet. Am
Rande der Gründungsversammlung, die am 14. und 15. Dezember 2019 in Berlin
stattfand, beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen zu dieser neuen
Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) innerhalb der Partei Die Linke.
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Schattenblick (SB): Katharina, müßte Die Linke nicht stets eine Partei in
Bewegung sein? Warum also Bewegungslinke?

Katharina Dahme (KD): Zum einen glaube ich, daß nur Teile der Partei für sich
selber in Anspruch nehmen, Partei in Bewegung zu sein. Daß die Partei auch
Partei in Bewegung sein möchte, wie auch das Motto eines der letzten Parteitage
besagte, ist keine Selbstverständlichkeit und schon gar nicht gelebte Praxis vor
Ort. Das ist sehr unterschiedlich in den Kreisverbänden. Wir wollen deutlich
machen, daß eine Linke, die eine starke Bewegungsorientierung hat, eine
zukunftsfähige Linke ist. Wir wollen uns breiter aufstellen und mit mehr
Kreisverbänden in der Partei mit einem solchen Anspruch vor Ort mit der Bewegung
zusammenarbeiten.

SB: Wie ist das Verhältnis zu sozialen Bewegungen? Gibt es eine spezielle
Orientierung darauf, diese Verbindung herzustellen?

KD: Ja, auf jeden Fall. Wir sind der Meinung, daß linke Politik gerade auch in
Parlamenten davon lebt, daß gesellschaftlich Druck gemacht wird, und dafür sind
soziale Bewegungen unsere Hauptbündnispartner, von den Gewerkschaften bis hin
aktuell zu Fridays for Future. Aber auch da ist die Frage, was das für die
Arbeit der Linken bedeutet. Viele Linke haben ein instrumentelles Verhältnis zu
sozialen Bewegungen und glauben, wenn man dort mit einer Fahne hingeht, bewirkt
das, daß man als Partei gewählt wird. Wir erheben eher den Anspruch, als Partei
so etwas wie eine dienende Rolle gegenüber Bewegungen einzunehmen, also auch
Ressourcen bereitzustellen, die uns als Partei zur Verfügung stehen. Damit soll
zum einen der Parteiaufbau unterstützt werden, es geht aber auch darum, sich für
soziale Bewegungen einzusetzen. Wir begreifen uns als Partei eher als
organischer Akteur in Bewegung, als zu sagen, man geht zu den Bewegungen hin,
als wären wir nicht selber Teil von ihnen. Es geht darum, sich selbst als Akteur
zu begreifen, der Bewegung mit initiiert, aufbaut und unterstützt.

SB: Der auf der Energiekonferenz 2010 der Linkspartei in Hamburg [1] gemachte
Auftakt, in die jetzt so wichtige Klimathematik vorzustoßen, ist praktisch
verebbt. Unter anderem auch aufgrund des Konfliktes "Kohlekumpel gegen
Ökoaktivisten" der, wie sich mehr und mehr herausstellt, kein wirklicher
Konflikt ist. Wo sollte sich Die Linke bei diesem Thema verorten auch vor dem
Hintergrund dessen, daß die Grünen jetzt so etwas wie einen grünen Kapitalismus
praktizieren?

KD: Erst einmal glaube ich, daß diese Trennung, die teilweise auch in der Linken
zwischen ArbeiterInnenklasse und Klimabewegungen aufgemacht wird, so nicht ganz
stimmt. Viele Leute, und gerade diejenigen, die in der Automobilindustrie
beschäftigt sind, wissen um die Endlichkeit ihrer Berufsperspektive. Daß da eine
Konversion, ein radikaler Umbau stattfindet, ist ihnen auch bewußt. Die Frage
ist eher: Wie kann man ihnen die Angst davor nehmen, nachher auf der Straße zu
sitzen? Insbesondere gilt es, gleichwertige Arbeitsverhältnisse für diejenigen,
die einen sozialen Abstieg befürchten, zu schaffen, wo sie auch sinnvolle Arbeit
verrichten, mit der sie einen Beitrag zum Klimaschutz leisten können. Allein zu
sagen, du kriegt irgendeinen anderen Job, der aber vielleicht nicht die
gesellschaftliche Anerkennung hat, reicht nicht. Man muß schon gleichwertige
Arbeit schaffen, die aber möglichst sinnvoller ist als der bisherige Job.

Ich glaube, es gibt durchaus ein ausgeprägtes Interesse bei den Beschäftigten,
daß man zukunftsfähige, moderne Arbeit schafft. Deswegen scheint mir diese
Trennung erst einmal falsch zu sein. Statt dessen muß man selber ganz praktisch
einen Zusammenhang herstellen im Sinne dessen, was wir als verbindende
Klassenpolitik begreifen. Wir haben darüber die letzten zwei Jahre in der Partei
viel theoretisch diskutiert, nun fordern viele praktische Beispiele ein oder
aber behaupten, daß dies in der Praxis nicht funktionieren würde. Ich glaube,
daß das nicht stimmt.

Ein bißchen verschlafen haben wir bei der Kohleproblematik, die Beschäftigten der
Kohleindustrie mit den Kohlegegnern an einem Tisch zusammenzubringen. Da kann
man schon das Gefühl haben, daß es da eine starke Radikalisierung und
Mobilisierung aneinander vorbei gegeben hat. Die Linke müßte eigentlich die
Partei sein, die versucht, diese verschiedenen Gruppen zusammenzuführen und an
einen Tisch zu setzen. Da haben wir Nachholbedarf, vor allem in Hinsicht auf die
möglichen Umbrüche in der Automobilindustrie, die uns erwarten, und auf den
Wunsch nach einer Verkehrswende. Es ist durchaus noch möglich zu organisieren,
die Gewerkschaften und Beschäftigten der Automobilindustrie auf einer Seite
gemeinsam mit denjenigen, die für mehr Klimaschutz protestieren, an einen Tisch
zu setzen und gemeinsam zu überlegen, wie mögliche Umbauprozesse realisiert
werden können, ohne daß die Beschäftigten abgehängt werden und einen sozialen
Abstieg fürchten müssen. Auf der anderen Seite sollte aber auch klar sein, daß
man nicht an veralteten Technologien festhält oder lediglich mittelprächtige
Technologien wie E-Autos neu auf den Markt bringt, die letztlich nur eine
Weiterführung des motorisierten Individualverkehrs sind, anstatt
Mobilitätskonzepte zu entwickeln, die die Städte für alle lebenswerter machen.

SB: Wäre es nicht erforderlich, daß Die Linke offensiver Kritik an der Politik
der Grünen übt, die die sozialökologische Idee für sich vereinnahmen, um im
Endeffekt konforme und herrschaftsförmige Politik zu machen? Müßte Die Linke den
Grünen gegenüber, denen es sehr leicht gemacht wird, anderen Parteien das Wasser
abzugraben, nicht mehr Kante zeigen?

KD: Die Linke hat ja in der Regel schon eine radikale Programmatik, die sie aber
nicht nach außen so vertritt, daß sie wahrnehmbar ist. Viele im
Klimaschutzbereich aktive Menschen wissen durchaus, daß Die Linke ein
weitergehendes Programm hat als die Grünen und auch über eine höhere
Glaubwürdigkeit in der Frage verfügt: Ist man bereit, sich am Ende auch mit
Konzernen anzulegen, oder ist man das nicht? Viele Leute in den Umweltbewegungen
wissen, daß sie sich auf die Grünen möglicherweise nicht verlassen können, und
spüren, daß eher eine schwarzgrüne Koalition in der Luft liegt, als daß sie System
Change, not Climate Change in die Realität umsetzen werden, wozu man sich auch
mit der Automobil-Lobby anlegen muß. Die Linke muß die Grünen nicht angreifen,
um sich von ihnen abzugrenzen, was niemanden überraschen würde, da sich Parteien
stets angreifen. Die Linke muß einfach selbstbewußt ihre Programmatik nach vorne
stellen und vertreten, das wäre schon ein Riesenvorsprung, und darf sich nicht darauf
zurückziehen, daß wir ja mit grünen Themen nicht in Verbindung gebracht würden.
Ich glaube, in der Klimabewegung wird automatisch eine Enttäuschung über die
Grünen um sich greifen, und dann ist die Frage: Hat man die Zwischenzeit genutzt,
sich selber mit diesen Themen, bei denen Die Linke eigentlich gut aufgestellt ist,
programmatisch zu profilieren?

SB: Eine andere große soziale Bewegung, die in den letzten zwei Jahren weltweit
ungeheuren Auftrieb gehabt hat, ist der Feminismus. Wie relevant ist
diese Entwicklung für die Bewegungslinke?

KD: Sie ist sehr relevant, und ich weiß auch, daß es einen Änderungsantrag zur
Gründungserklärung gibt, der noch einmal ein bißchen stärker betont, sich
auch auf den Frauenstreik zu beziehen. In bestimmten Bereichen sind wir
nicht unbedingt Vorreiter, aber wir erkennen das Problem und haben selber
noch viel zu tun, auch was die Repräsentanz von Frauen in der Linken angeht.
Ganz bewußt haben wir nach dem Ratschlag zum zweiten Mal in Folge auch hier
wieder ein rein weibliches Auftaktpodium besetzt, nicht weil es nicht auch
Männer in unseren Reihen gibt, die gute Inputs halten, aber um zu
signalisieren, daß es durchaus möglich ist, wo andere so tun, als gäbe es nicht
genug Frauen, die aktiv sind, bei uns bewußt die Frauen nach vorne zu bringen.
Das ist uns schon ein großes Anliegen, auch wenn man in Diskussionen merkt, daß
es dort noch einen männlichen Überhang gibt, zumindest Frauen weniger
repräsentiert sind oder sich weniger einbringen.

Insofern ist es schon ein Anliegen, genauso wie wir auch an anderen Stellen
einen hehren Anspruch haben, diesen aber selber noch nicht in die Tat umsetzen
können, sei es bei der Repräsentanz von Migrantinnen und Migranten in der
eigenen Partei oder von Leuten, die keinen akademischen Hintergrund haben. Wir
reden ganz viel über die ArbeiterInnenklasse und daß sie im Mittelpunkt
unserer Politik stehen muß. Sicherlich hat es auch mit gesellschaftlicher Entwicklung zu
tun, daß mittlerweile jeder Zweite einen akademischen Abschluß macht, dieses
Verhältnis hat sich verschoben. Immer mehr Menschen gehen mit einem akademischen
Abschluß aus der Ausbildung. Aber nichtsdestotrotz merkt man schon, daß bei uns
in der Partei Die Linke, und das betrifft auch die Bewegungslinke, Menschen mit
einem proletarischen Hintergrund deutlich unterrepräsentiert sind. Das ist ein
wichtiges Thema. 

So würde ich auch die Frauenfrage beantworten, ohne daß wir selber schon das
Patentrezept haben. So, wie wir auch in anderen Fällen das Best
Practice-Beispiel bekanntmachen und darstellen wollen, wo eine bestimmte
politische Arbeitweise vor Ort schon besser funktioniert, ist es uns genauso ein
Anliegen, dort, wo es eine höhere Beteiligung von Frauen in Kreisverbänden gibt,
genauer hinzuschauen und herauszufinden, woran es liegt, um dann vielleicht
über gute Beispiele zu sprechen, die andere nachmachen können.

SB: Katharina, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] Berichte und Interviews zur Energiekonferenz Die Linke im September 2010 in
Hamburg siehe unter dem kategorischen Titel "Energiekonferenz":

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT


Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung der
Bewegungslinken im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/354: Die Linke - beteiligt, bewegt und präsent ... (SB)

BERICHT/355: Die Linke - als Partei gesellschaftlich begründeter Probleme ... (SB)

BERICHT/356: Die Linke - Mieter auf der Überholspur ... (SB)

INTERVIEW/466: Die Linke - in die Hände des Volkes ...    Janine Wissler im Gespräch (SB)
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DISKUSSION/481: Köln - Natasha A. Kelly. Schwarzer Feminismus, 6.2.2020


Kunsthochschule für Medien Köln - 8.1.2020

Vortrag - Diversität - Feminismus

Natasha A. Kelly: Schwarzer Feminismus

Buchvorstellung & Diskussion

Donnerstag, 6. Februar, 19 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln,

Eintritt frei



Als Sojourner Truth (1851) während ihrer Rede auf einem Frauenkongress
in Akron (Ohio) die Frage stellte, ob sie denn keine Frau* sei,
brachte sie eine Debatte ins Rollen. Sie hatte nämlich gleichermaßen
weiße Frauen* für den Rassismus und Schwarze Männer für den Sexismus
kritisiert, den sie Schwarzen Frauen* jeweils entgegenbrachten. Wie
verliefen die schwarzen feministischen Debatten seither?

Natasha A. Kelly, Wissenschaftlerin, Kuratorin und Buchautorin,
skizziert eine lange Entwicklung anhand ihres Buches über den
"Schwarzen Feminismus" - auf Einladung der Gleichstellung der KHM und
des Internationalen Frauenfilmfestivals Dortmund | Köln (IFFF).

www.khm.de

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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AGRAR/1868: Situation der deutschen Landwirtschaft Ende 2019 / Ausblick 2020 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. Januar 2020

Agrarpolitische Herausforderungen

Situation der deutschen Landwirtschaft Ende 2019 / Ausblick 2020



Die Stimmungslage in der deutschen Landwirtschaft ist zum Jahresende
2019 ausgesprochen angespannt und die Investitionsbereitschaft der
Landwirte so niedrig wie lange nicht mehr. Nur 30 Prozent von ihnen
wollen dem Konjunkturbarometer Agrar zufolge in den kommenden sechs
Monaten investieren.

Nach einer Erholung in den Wirtschaftsjahren 2016/17 und 2017/18 hat
sich die wirtschaftliche Situation der deutschen Landwirtschaft im
Wirtschaftsjahr 2018/19 wieder deutlich verschlechtert. Die
Auswirkungen der Dürre 2018 schlagen sich in den Büchern nieder. Für
das laufende Wirtschaftsjahr 2019/20 ist mit Ausnahme der
Schweinehaltung nicht mit einer wesentlichen Verbesserung der
Unternehmensergebnisse zu rechnen.

Um die Verunsicherung zu lösen, erwarten der Landwirte mehr fachliche
Fundierung bei den politischen Rahmenbedingungen. Das gilt für die
erneute Novelle der Düngeverordnung, die Umsetzung des
Aktionsprogrammes Insektenschutz und die Erarbeitung einer nationalen
Nutztierhaltungsstrategie - einschließlich baurechtlicher
Vereinfachungen. Im Natur- und Gewässerschutz erwarten die Landwirte
Vorfahrt für kooperative Lösungen vor Verboten. Marktpolitisches
Neuland wird mit der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie gegen
unfaire Handelspraktiken im Lebensmittelhandel beschritten. Dazu
zählen Zahlungsfristen und Verbote sachgrundloser und nachträglicher
Rabatte. Die ermäßigte Versicherungssteuer für Ernteversicherungen
soll Anfang 2020 um das Risiko "Trockenheit" erweitert werden. Der DBV
wird sich weiter für eine Risikorücklage in der Steuerbilanz
einsetzen.

Aus Mitteln des Klimaschutzprogramms sind verschiedene Fördermaßnahmen
in der Land- und Forstwirtschaft auf- und auszubauen (bis 2023
insgesamt 1,26 Mrd. Euro). Vor allem sollen Investitionen in
gülle-basierte Biogasanlagen, Energieeffizienzmaßnahmen, Maßnahmen zur
Humusbildung, zum Moorbodenschutz sowie zum Walderhalt und -aufbau
gefördert werden.

In der Bioenergie wird die Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
im Mittelpunkt stehen. Es geht darum, bei Biogas und Holzenergie
Perspektiven für einen Weiterbetrieb im kommenden Jahrzehnt zu
schaffen. Bei der Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED
II) wird der DBV auf Perspektiven für nachhaltige Biokraftstoffe aus
heimischer Erzeugung hinarbeiten.

Auf EU-Ebene gehen die Verhandlungen um die Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik und den Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 bis 2027 in die
entscheidende Phase. National wird von Bund und Ländern der
GAP-Strategieplan vorbereitet. Der europäische Green Deal der neuen
EU-Kommission wird für intensive agrarpolitische Diskussionen sorgen,
vor allem die "Farm-to-Fork"-Strategie, die Biodiversitätsstrategie
und ein geplanter Null-Schadstoff-Aktionsplan für Luft, Wasser und
Boden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Januar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/900: Hans-Böckler-Stiftung - Wirtschaftspolitischer Jahresausblick (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.01.2020

Einstieg in Klimapolitik neuer Qualität gelungen, Politik muss aber
bereit sein, bei Investitionen nachzulegen

Wirtschaftspolitischer Jahresausblick des IMK



Die deutsche Wirtschaft durchläuft zur Jahreswende 2019/20 konjunkturell
und strukturell eine schwierige Phase: Aufgrund eines schwachen
Welthandels, anhaltender Handelskonflikte und Investitionszurückhaltung
der Unternehmen prognostiziert das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung für 2020 eine Zunahme
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um lediglich 0,8 Prozent.

Zugleich steht Deutschland vor großen wirtschaftlichen und sozialen
Herausforderungen: Soll der CO2-Ausstoß wirksam begrenzt werden, um den
Klimawandel aufzuhalten und gleichzeitig der hohe Lebensstandard eines
entwickelten Industrielandes erhalten bleiben, muss die Bundesrepublik
große Anstrengungen unternehmen. Schlüsselindustrien stehen ebenso unter
Transformationsdruck wie Konsumverhalten und die individuelle Mobilität
vieler Menschen.

"In dieser Situation, in der Marktprozesse alleine nicht für die
notwendigen Veränderungen sorgen werden, ist eine engagierte
Wirtschaftspolitik wichtiger denn je. Sie muss nicht nur die richtigen
Weichen stellen, sondern Wandel auch über Investitionen in die technische
und soziale Infrastruktur in Gang bringen", sagt Prof. Dr. Sebastian
Dullien, der wissenschaftliche Direktor des IMK. In seinem neuen
wirtschaftspolitischen Jahresausblick hat das Institut untersucht, ob die
Politik in Deutschland und Europa diese Anforderung erfüllt*. Kernergebnis
der Analyse: Sowohl das deutsche Klimapaket als auch der "Europäische
Green Deal" (EGD) der EU-Kommission gehen in die richtige Richtung und
sollten noch durch eine ökologisch ausgerichtete Geldpolitik der
Europäischen Zentralbank (EZB) flankiert werden. Die bisher vorgesehenen
Investitionsvolumina sind aber viel zu niedrig, außerdem gibt es Defizite
bei der sozialen Ausgewogenheit. "Doch auch wenn wir Kritik haben: Es ist
besser, jetzt zügig relativ klein in eine Klimapolitik neuer Qualität
einzusteigen als noch lange auf perfekte Regelungen zu warten", sagt
IMK-Direktor Dullien. "Vorausgesetzt, die Politik ist bereit, in absehbarer
Zeit noch einmal nachzulegen." Massive Investitionen in technische,
ökologische und Bildungs-Infrastruktur seien nötig und verbesserten auch
die kurz- und die langfristigen Wachstumsperspektiven der deutschen
Wirtschaft.

Die IMK-Studie wird heute auf einer Pressekonferenz in Berlin
vorgestellt*. Darin analysieren die Forscherinnen und Forscher den EGD,
das Klimapaket der Bundesregierung, Überlegungen der EZB, in ihren
Aufkaufprogrammen "green Bonds" stärker zu berücksichtigen sowie das
"Erste Arbeit von morgen Gesetz", mit dem Kurzarbeit in
Transformationssituationen erleichtert und mit Qualifikation verknüpft
werden soll. Das IMK hat im vergangenen Jahr bereits eigene Studien zu
einer sozial ausgewogenen CO2-Bepreisung und zum zusätzlichen öffentlichen
Investitionsbedarf in Deutschland bis 2030 vorgelegt. Den beziffern die
Düsseldorfer Ökonomen gemeinsam mit dem Institut der Deutschen Wirtschaft
auf 450 Milliarden Euro. "Der Abstand zu den derzeit auf deutscher und
europäischer Ebene vorgesehenen Investitionen ist also erheblich", sagt
Dullien.

"Europäischer Green Deal": Wieviel viel ist wirklich frisches Geld?
Schuldenregeln für Zukunftsinvestitionen lockern

Der EGD enthält nach Ansicht der IMK-Wissenschaftler wichtige Elemente
einer wirksamen Klimapolitik. Das angekündigte Investitionsvolumen von
1.000 Milliarden Euro, das die EU-Kommission mobilisieren will, sei ein
wichtiges Element, den CO2-Ausstoß in Europa zu senken. Richtig
eingesetzt, könnten diese Mittel auch der Industrie helfen, die
Transformation ohne massive Produktions- oder Jobverluste zu meistern.
Ebenfalls positiv bewerten die Forscher die Einführung eines "Just
Transition Fund", der soziale Härten aus der Klimawende abfedern soll.
Allerdings äußern sie die Sorge, dass die realen Investitionen
möglicherweise zu klein ausfallen könnten. Nur ein kleiner Teil der
angekündigten 1.000 Milliarden Euro seien tatsächlich neue Mittel, die
hohe Summe komme dadurch zustande, dass hier nicht nur von der EU
bereitgestellte Gelder, sondern auch im Privatsektor angeregte
Investitionen mitgezählt würden. Die angekündigten 100 Milliarden Euro aus
dem "Just Transition Fund", die zudem auf mehrere Jahre aufgeteilt würden,
erschienen angesichts eines jährlichen Bruttoinlandsprodukts der EU von
mehr als 15.000 Milliarden Euro als zu klein.

Zudem fehle bislang ein Bekenntnis zu einer Reform der europäischen
Schuldenregeln. Grundsätzlich sollte nach Ansicht des IMK Neuverschuldung
für Investitionen in den Klimaschutz wie auch in andere
Zukunftsinvestitionen im Rahmen der europäischen Budgetregeln erlaubt
werden. Auch die deutsche Schuldenbremse sollte in diesem Sinne angepasst
werden. Für eine Übergangszeit bis zu einer solchen Reform empfiehlt das
IMK eine Finanzierung über ein Sondervermögen, das nach der Schuldenbremse
bereits heute Kredite aufnehmen dürfe. So ließen sich die bis 2030 nötigen
zusätzlichen öffentlichen Investitionen in Höhe von 450 Milliarden Euro
finanzieren, von denen in gutes Drittel direkt für einen besseren
Klimaschutz relevant sei, so das IMK.

"Klimapaket: CO2-Preis und Investitionen sinnvoll verbunden, höherer
Einstiegspreis positiv, mehr sozialer Ausgleich nötig

Am deutschen Klimapaket loben die Forscher den grundsätzlichen Ansatz,
eine CO2-Bepreisung mit Investitionen zu verknüpfen. Investitionen etwa in
den ÖPNV oder in Fernwärmenetze seien notwendig, damit Haushalte überhaupt
ihr Verhalten klimafreundlich gestalten könnten. Allerdings ist das
Investitionselement im Klimapaket aus Sicht des IMK viel zu zögerlich. Die
im Klimapaket angesetzten Investitionsmittel hätten viel üppiger ausfallen
müssen. Dass im Zuge der Bundesratsvermittlung ein höherer CO2-Preis
festgelegt wurde, ist aus Sicht der Forscher ein wesentlicher Beitrag zu
einem wirksamen Klimaschutz. Damit stelle sich aber noch stärker als
bisher die Frage nach einer wirksamen sozialen Abfederung, etwa durch eine
Klimaprämie, die das Institut im vergangenen Jahr in einem Gutachten für
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
durchgerechnet hatte.

Forscher begrüßen stärkere ökologische Kriterien für die EZB

Der Europäischen Zentralbank (EZB) raten die Wissenschaftler, künftig beim
Aufkauf von Anleihen, aber auch bei den Eigenkapitalanforderungen an
Banken, stärker ökologische Kriterien anzulegen. Zum einen könnten
Investitionen in fossile Energien und Technologien mit hohen
CO2-Emissionen zu einem systemischen Risiko für das Finanzsystem werden,
wenn Klimaschutzmaßnahmen in der Zukunft Anlagen mit hohem CO2-Ausstoß
entwerten. Dem müsse die EZB vorbeugen Zum anderen würde ein gezielter
Aufkauf "grüner" Anleihen im Kaufprogramm der Europäischen Zentralbank
dazu beitragen, Investitionen in klimaschonende Technologien zu fördern.

Gesetz zu Kurzarbeit und Qualifizierung: Richtiger Ansatz, der noch
ausgebaut werden sollte

Ausdrücklich loben die Wissenschaftler den Ansatz der Bundesregierung, im
"Ersten Arbeit von morgen Gesetz" den Zugang zu Kurzarbeit gezielt und
kurzfristig zu erleichtern. Wie bereits in der Krise 2008/9 habe
Kurzarbeit das Potenzial, im Abschwung dauerhaft Beschäftigung zu sichern.
Angesichts des anstehenden Strukturwandels seien aber zusätzliche
Unterstützungen für Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen und zum
Wechsel aus vom Wandel besonders betroffenen Industrien in
Zukunftsbranchen notwendig.


Originalpublikation:

(*) Sebastian Dullien, Sebastian Gechert, Alexander Herzog-Stein, Katja
Rietzler, Ulrike Stein, Silke Tober, Andrew Watt:

Wirtschaftspolitische Herausforderungen 2020 im Zeichen des Klimawandels.

IMK Report Nr. 155, Januar 2020.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_155_2020.pdf

Weitere Informationen unter:

Podcast von Prof. Dr. Sebastian Dullien zum Report 2019/2020:

https://www.boeckler.de/pdf/imk_podcast_report_155.mp3

Die aktuelle Konjunkturprognose des IMK:

https://www.boeckler.de/14_123371.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2806: Krisenrisiko Nummer 1 - Unerwartete Liquiditätsengpässe (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 08.01.2020

Krisenrisiko Nummer 1: Unerwartete Liquiditätsengpässe



IfM Bonn verglich die Krisenanfälligkeit und -lösung von kleinen und
mittleren Unternehmen im Raum Frankfurt. Dabei stand insbesondere der
Umgang von migranten- sowie frauengeführten Unternehmen mit Krisen im
Fokus.

Vor allem unerwartete Liquiditätsengpässe haben in den vergangenen fünf
Jahren zu Krisen bei kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) in und um
Frankfurt am Main geführt. Migrantengeführte KMU (40 %) gerieten dabei
deutlich häufiger in eine krisenhafte Situation als nicht-migrantengeführte
Unternehmen (27 %). Gleichwohl erholten sich die kleinen
und mittleren Unternehmen, die von Migranten geleitet werden, schneller
als nicht-migrantengeführte KMU von der jeweiligen Krise.

Dagegen benötigten frauengeführte Unternehmen deutlich mehr Zeit, um sich
von einer Krise zu erholen, als Unternehmen, die von Männern geleitet
werden. Allerdings scheinen etablierte Unternehmerinnen aufkeimende Krisen
deutlich frühzeitiger erkennen und entgegenwirken zu können. "Unerwarteten
Krisen durch Zahlungsausfällen sind sie dagegen stärker ausgeliefert als
männergeführte Unternehmen", so die Einschätzung von IfM-Wissenschaftlerin
Dr. Susanne Schlepphorst. Einen Grund hierfür sieht sie im
zurückhaltenderen Verhalten von Frauen gegenüber säumigen Zahlern.

Insgesamt waren über 500 KMU mit bis zu 99 Beschäftigten in Frankfurt und
Umland zu ihrem Umgang mit Krisen und zu ihren Präventionsmaßnahmen
befragt worden. "Betrachtet man alle Unternehmensgruppen zusammen,
zeichnet sich ein positives Bild ab: Die Mehrheit von ihnen befasst sich
bereits in einem frühen Stadium ganz bewusst mit möglichen Krisen.
Gleichwohl sind sie niemals vor unerwarteten Liquiditätsengpässen gefeit",
berichtet die IfM-Wissenschaftlerin.

Die Studie "Krisen von KMU: Herausforderungen, Verlauf und Resilienz
frauen- und migrantengeführter Unternehmen" ist auf der Homepage des
Institut für Mittelstandsforschung (www.ifm-bonn.org) abrufbar.
Voraussichtlich im Februar 2020 wird ein Vergleich der deutschen
Ergebnisse mit denen in London, Paris, Mailand und Madrid vorliegen.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/publikationen/publikationendetail/?tx_ifmstudies_publicationdetail%5Bpublication%5D=681&cHash=fc95a3d25185307e52dcba8dc3669052

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07144: Erforderliche Aggressivität (SB)


Bauernendspiele schreiben ihre eigenen Gesetze, und nicht selten kommt
ein starker Angriffsspieler ins Stolpern, wenn er sich plötzlich nur
mit Bauern und einem König auf dem Brett herumschlagen muß. Die
schönsten Pannen fanden in diesem letzten Abschnitt einer Partie
statt. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Weiß zuletzt 1.f3-f4!?
gezogen. Insgeheim wußte er, daß die Partie nicht zu gewinnen war,
doch hoffte er darauf, daß sein Kontrahent in den elementaren
Rechenoperationen nicht mit der nötigen Sorgfalt zu Werke ging. Und er
behielt recht. Schwarz spielte völlig inakzeptabel 1...Kc6-b6? und gab
nach 2.f4-f5! Kb6-c6 2.Kd2-c3 d6-d5 3.e4xd5+ Kc6xd5 4.f5xg6 auf. Auch
1...Kb6-b5 hätte indes nach 2.f4xe5 d6xe5 3.Kd2-c3 verloren. In
Endspielen dieser Art ist Aggressivität der einzig plausible Weg, um
die Partie zu retten. Erforderlich war also 1...e5xf4!, worauf Weiß
2.c2-c3 geplant hatte, um dann seinen König mittels 3.Kd2-e2 auf die
andere Brettseite überzuführen. Nun, Wanderer, wie hätte Schwarz
dessen ungeachtet ein Remis erzwingen können?






[image: SCHACH-SPHINX/07144: Erforderliche Aggressivität (SB)]



Jansa - Jirovsky

Tschechei 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Vielleicht klebte Weiß doch zu sehr an der Wirklichkeit fest, so daß
er die Gewinnfolge 1.Tf1-f3!! Lb4-e1! - 1...Tg8xg5 2.Tf3-h3 - 2.Tc1xe1
Tg8xg5 3.b2-b4! Da5xb4 4.Dh4xg5 Ta8-g8 - 4...Db4xe1+ 5.Tf3-f1 Ta8-g8
6.Dg5xg8+ Kh8xg8 7.Tf1xe1 e4xd3 8.Te1-e3 Lc6xa4 9.Te3xd3 h7-h6 10.h2-
h4 mit weißer Gewinnstellung - 5.Dg5-h4 Db4-d2 6.Dh4-f2! Dd2xf2
7.Tf3xf2 e4xd3 8.Te1-e7 glattweg übersah.



Erstveröffentlichung am 19. Dezember 2006

8. Januar 2020
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MELDUNG/559: Großes Kino - Gefühle im Großformat (idw)


Universität Regensburg - 07.01.2020

Großes Kino - Gefühle im Großformat

Regensburger Psychologen belegen: Kino macht Filme besser



Kinos verlieren immer mehr Zuschauer an Streamingdienste. Zu Unrecht?
Regensburger Wissenschaftler haben herausgefunden, dass ein Film allein
dadurch emotional intensiver erlebt und besser bewertet wird, dass er im
Kino anstatt zuhause angeschaut wird. Dieser Effekt bleibt sogar bestehen,
wenn man den gleichen Film erneut in anderer Umgebung anschaut. Es lohnt
sich also immer noch, ins Kino zu gehen.

Die Wissenschaftler ließen zwei Probandengruppen denselben Film entweder
im Kino oder zuhause ansehen und anschließend bewerten. Es zeigte sich,
dass eine Vielzahl an Emotionen, wie z. B. Faszination, Freude und
Überraschung, im Kino intensiver erlebt wird und einzig die Emotion
Langeweile abgeschwächt war. Darüber hinaus wurde der Film auf einer
Bewertungsskala von eins (schlechtester Film, den ich je gesehen habe) bis
zehn (bester Film, den ich je gesehen habe) besser bewertet. Bei erneutem
Sehen des Films zwei Wochen später war das emotionale Erlebnis bei
Probanden, die den Film zuerst im Kino gesehen hatten, immer noch
gesteigert und zwar unabhängig von der Umgebung beim zweiten Sehen. Für
Filmfreunde lässt sich somit festhalten, dass ein Kinobesuch längerfristig
positive Folgen hat, selbst für den wiederholten Filmgenuss zuhause.

Die Psychologin Dr. Kerstin Fröber sagt zum Hintergrund der Studie:
"Derzeit wird viel darüber diskutiert, ob Kino noch einen Mehrwert
gegenüber dem zunehmenden Streamingangebot hat. Was bislang in dieser
Diskussion fehlte ist eine empirische Untersuchung dieser Fragestellung."
Die vorliegende Studie schließt diese Forschungslücke und legt damit den
Grundstein für ein neues Forschungsfeld.


Originalpublikation:

K. Fröber & R. Thomaschke,

"In the dark cube: Movie theater context enhances the valuation and
aesthetic experience of watching films",

Psychology of Aesthetics, Creativity, and the Arts (2019).

DOI: http://dx.doi.org/10.1037/aca0000295

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MEDIEN/065: Insektenatlas - Daten und Fakten über Nütz- und Schädlinge in der Landwirtschaft (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Gemeinsame
Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Globales Insektensterben muss mit nachhaltiger Agrarpolitik
verhindert werden

BUND und Heinrich-Böll-Stiftung: Insektenatlas - Daten und Fakten über
Nütz- und Schädlinge in der Landwirtschaft



Berlin. 75 Prozent unserer wichtigsten Kulturpflanzen sind von der
Bestäubungsleistung von Insekten abhängig. Doch global verzeichnen
Insektenpopulationen dramatische Rückgänge. So sind etwa bei der
Hälfte der 561 Wildbienenarten in Deutschland die Populationen
rückgängig. Das stellt der Insektenatlas 2020 fest, den die
Heinrich-Böll-Stiftung und der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) heute in Berlin erstmalig vorgestellt haben.
Insekten halten das ökologische System dieses Planeten am Laufen. So
droht beim Wegfall tierischer Bestäubung einzelnen Obst- und
Gemüsesorten wie Äpfeln, Kirschen, Pflaumen oder Gurken ein
Ernterückgang von bis zu 90 Prozent. Insekten verbessern zudem durch
das Zersetzen von Dung und abgestorbenen Pflanzenteilen die
Bodenqualität und reduzieren Pflanzenschädlinge. So können dem
Insektenatlas zufolge Marienkäfer den Befall mit Getreideblattläusen
um 80 Prozent reduzieren.

Unbestritten sind Insekten eine wichtige Grundlage der Landwirtschaft
und unserer Lebensmittelproduktion. Dennoch zerstört die intensive
Landwirtschaft mit ihren Folgen die Lebensgrundlage von Insekten in
immer größerem Ausmaß: Große, monotone Felder ohne Hecken oder
Grüninseln sowie Kunstdünger und Pestizide vernichten Rückzugsgebiete
von Nützlingen und fördern die Ausbreitung von Schädlingen. Barbara
Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung: "Der globale Schwund von
Insekten ist dramatisch. Ursache Nummer 1 ist die industrielle
Landwirtschaft: Weltweit treiben Monokulturen mit Energie- oder
Futterpflanzen für unsere Massentierhaltung in Ländern wie Brasilien
oder Indonesien die Entwaldung, monotone Agrarwüsten und den
Pestizideinsatz massiv voran. So hat sich alleine in Argentinien der
Pestizideinsatz seit den 1990er Jahren verzehnfacht. In der EU längst
verbotene oder nicht mehr lizensierte Pestizide der großen
Chemieunternehmen wie Bayer und BASF werden global weiterhin fast
unbeschränkt gehandelt. Mit dem Resultat, dass in Kenia fast 50
Prozent der Pestizide hochtoxisch für Bienen sind und in Brasilien
über 30 Prozent."

Mit Blick auf die Agrarindustrie betont Unmüßig weiter: "Von
industrieller Landwirtschaft profitieren nur die großen Agrarkonzerne -
 auf der Strecke bleiben Kleinbäuerinnen und Kleinbauern,
Konsumentinnen und Konsumenten und eben auch die Insekten. Die Politik
muss endlich ihrer Verantwortung gerecht werden und umsteuern - in
Europa und in den Handelsbeziehungen mit Drittländern. Im
Mercosur-Abkommen ist auch eine Zollreduktion für Chemieprodukte
ausgehandelt worden, unter die auch Pestizide fallen. Das Ziel noch
mehr Pestizide in die artenreichsten Regionen der Welt zu exportieren
verhöhnt alle nationalen Nachhaltigkeitsbemühungen. Pestizide, die in
Europa aufgrund ihrer gesundheitsschädlichen oder gravierenden
ökologischen Wirkung nicht mehr zugelassen sind, dürfen von deutschen
Konzernen auch nicht länger in anderen Ländern vertrieben werden."

In diesem Zusammenhang betont Olaf Bandt, Vorsitzender des BUND, wie
wichtig eine Reduzierung des Fleischkonsums für den Insektenschutz
sei. "Das Sojafutter für die intensive Tierhaltung stammt aus
südamerikanischen Staaten, die dafür artenreiche Landschaften in
Monokulturen verwandeln. Wir müssen beim Insektenschutz auch unseren
Lebensstil hinterfragen: Weniger Fleisch und Milch, dafür artgerecht
gehalten und mit fairen Preisen für die Bauernhöfe, das wäre wichtig.
Die im Einklang mit der Natur wirtschaftenden Landwirtinnen und
Landwirte brauchen ein einträgliches Auskommen. Doch Insektenschutz
wird bislang nicht an der Ladenkasse bezahlt, Bäuerinnen und Bauern
bekommen ihn nicht entlohnt. Hier ist nicht nur die Bundesregierung,
sondern auch der Handel in der Pflicht, für faire Erzeugerpreise zu
sorgen."

Heinrich-Böll-Stiftung und BUND sind sich einig, dass die bislang von
der Politik ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichen, um das
Insektensterben zu beenden. Olaf Bandt: "Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sind sich einig, wie gravierend das fortschreitende
Insektensterben ist. Doch politisch gehandelt wurde bisher kaum. Die
Vorschläge der Bundesregierung im Insekten-Aktionsprogramm reichen
nicht aus. Ohne einen Umbau der Landwirtschaft ist das Sterben von
Schmetterlingen, Hummeln und Käfern nicht zu stoppen." Dabei müsse die
Agrarpolitik die Betriebe unterstützen, weniger Pestizide einzusetzen,
weniger Dünger auszubringen und mehr Lebensräume für Insekten zu
schaffen. "Die Landwirtschaft muss beim Schutz der Insekten Teil der
Lösung werden. Es braucht deshalb für Bäuerinnen und Bauern mehr
Beratung und andere Fördermittel, aber es braucht auch klare
gesetzliche Vorgaben, beispielsweise in Schutzgebieten", so Bandt
weiter. "Öffentliches Geld muss zum Schutz der Insekten eingesetzt
werden. Die knapp 60 Milliarden Euro, die jährlich für Europas
Landwirtschaft ausgegeben werden, müssen in der neuen Förderperiode an
eine naturfreundliche, klimaschonende und tiergerechte Landwirtschaft
gebunden werden."

Weitere Informationen: 

Der Insektenatlas steht unter www.bund.net/insektenatlas


bzw. www.boell.de/insektenatlas zum Download bereit.

Der Atlas bietet auf über 50 Seiten und in über 80 Grafiken viele
Daten und Fakten über die Nütz- und Schädlinge in der Landwirtschaft.
Der Atlas kann für Unterrichtszwecke auch klassensatzweise bei der
Heinrich-Böll-Stiftung bestellt werden.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 08.01.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VERBAND/414: "Insektenatlas" - Schutz der Biodiversität muss attraktiver Teil der Fruchtfolge werden (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Schutz der Biodiversität muss attraktiver Teil der Fruchtfolge
werden

Bauernverband zum Insektenatlas



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, sieht im
Insektenatlas von BUND und Böll-Stiftung keine neuen Erkenntnisse:
"Wir erkennen seit langem an, dass es beim Insektenschutz
Handlungsbedarf gibt - gesamtgesellschaftlich und in der
Landwirtschaft." Insekten als Bestäuber und Nützlinge seien essentiell
für die Landwirtschaft, aber der Schutz der Kulturpflanzen vor
Schädlingen dürfe nicht unberücksichtigt bleiben.

Es greife zu kurz, beim Insektenschutz nur auf Pflanzenschutz und
Agrarpolitik abzustellen. Schlüsselfaktor für den Bestandsrückgang ist
auch nach Aussage des Insektenatlas der Verlust von Lebensräumen.
"Maßnahmen müssen daher auch bei Landschaftsstrukturen, bei der
Erhaltung von Habitaten und damit auch beim Flächenverlust ansetzen.
Entgegen aller politischen Bekundungen ist der Flächenfraß aktuell
wieder auf fast 80 ha pro Tag gestiegen. Schaffen wir hier keine
Trendumkehr, werden wir bei der Erhaltung der Artenvielfalt wenig
Erfolg haben", so Rukwied.

"Wir haben geeignete Maßnahmen entwickelt und werden diese weiter in
die Fläche bringen, wie beispielsweise Blühstreifen,
Extensiv-Getreide, Altgrasstreifen, Landschaftselemente,
Saumstrukturen oder
Honigbrachen. Der Schutz von Insekten und Biodiversität muss für die
Betriebe attraktiver Teil der Fruchtfolge werden. Mit Naturschutz
müssen Betriebe auch Einkommen erwirtschaften können", schlägt Rukwied
vor. Der DBV will diese erfolgreichen Maßnahmen über die GAP umsetzen,
und zwar über EcoSchemes und Agrarumweltprogramme. "Die Gemeinsame
Agrarpolitik muss moderner, grüner und flexibler werden - das heißt
Hemmnisse abbauen und Anreize schaffen. Wir brauchen auch eine
Stärkung der Naturschutzberatung in den Ländern", so die Forderung des
DBV-Präsidenten. Der DBV setzt auch auf die Bereitschaft von Bund und
Ländern, bei der Umsetzung von Agrarumweltprogrammen neue Wege zu
gehen und auch in Deutschland zu erproben. Ein Beispiel könne das
niederländische Modell der von Landwirten getragenen
Naturschutz-Kooperativen sein. Regional angepasste,
landschaftsbezogene und betriebsübergreifende Konzepte zur Förderung
der Biodiversität mit Flexibilität und Toleranz in der Umsetzung für
die Betriebe müssen das Ziel sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





SCHUTZGEBIET/887: Verbesserungsbedarf... 20 Jahre Nationalparkgesetz (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 8. Januar 2020

20 Jahre Nationalparkgesetz

Naturschutzverbände sehen Verbesserungsbedarf



Am 1.1.2000 trat 15 Jahre nach Einrichtung des Nationalparks
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer ein neues Nationalparkgesetz in
Kraft.

Anlässlich des zwanzigjährigen Jubiläums zieht Harald Förster,
Geschäftsführer der Schutzstation Wattenmeer, eine durchwachsene
Bilanz: "Die damaligen Anstrengungen von Nationalparkverwaltung,
Verbänden und Wissenschaft haben sich zwar gelohnt, aber bei der
Umsetzung des Gesetzes gibt es einiges zu tun." Nach wie vor sei z.B.
die Ölförderung an der Mittelplate im Nationalpark gestattet.
Verbesserungsbedarf sieht er auch beim Walschutz und der
fischereifreihen Zone.

"Die Schaffung des ersten europäischen Walschutzgebietes vor Sylt und
Amrum war damals ein großer Erfolg", meint Förster. Leider sei der
Schutz der Schweinswale aber weiterhin lückenhaft. "Gerade dort, wo
Kleinwale mit ihrem Kälbern in Strandnähe auf Nahrungssuche sind, gilt
das Gesetz nicht", so der Geschäftsführer. Ein Streifen von 150 Metern
Breite ist vom Nationalpark ausgespart. Beim Schutz der Wale sei man
deshalb auf das Goodwill der Inselgemeinden angewiesen, die schnelle
Wasserfahrzeuge in Strandnähe derzeit nicht dulden. "Wer garantiert,
dass diese lockere Vereinbarung die nächste Kommunalwahl übersteht?",
fragt Förster.

Ein weiterer Kritikpunkt der Naturschützer ist die fischereifreihe
Zone südlich des Hindenburgdammes. "Die Zone ist eine Nullnummer",
befindet Förster. Bisher ist die Nullnutzungszone nicht einmal in
amtlichen Seekarten verzeichnet mit dem Ergebnis, dass die Sperrzone
illegal befischt wird. Die Lage der fischereifreien Zone sei zudem
ökologisch widersinnig: "Es gibt in dem Gebiet kein größeres
Prielsystem, das bei Niedrigwasser als Rückzugsgebiet dienen kann",
sagt der Naturschützer.

"Vor zwanzig Jahren konnte mit der Nationalparknovelle viel erreicht
werden. Besonders die an die Wattströme angelehnten neuen Kernzonen
haben zu einer deutlichen Verbesserung des Schutzes beigetragen", sagt
Förster. Den Anforderungen des Bundesnaturschutzgesetzes, nach denen
ein überwiegender Teil eines Nationalparks frei von menschlichen
Nutzungen sein soll, werde der Nationalpark aber nach wie vor nicht
gerecht: "Lediglich drei Prozent des Nationalparks sind für
Grundschleppnetze gesperrt und selbst dort wird illegal gefischt. Hier
besteht dringender Handlungsbedarf", fordert Förster.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.01.2020

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.

Pressestelle

Grafenstraße 23, 24768 Rendsburg

Tel.: 04331/23 6 22, Fax:04331/25 24 6

Internet: http://www.schutzstation-wattenmeer.de
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INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





LAIRE/315: Klimaüberlebenskampf - verdampfte Ethik und Moral ... (SB)




Anläßlich das Plans der australischen Behörden, vom heutigen Mittwoch
an fünf Tage lang vom Hubschrauber aus mehr als 10.000 wild lebende
Kamele zu erschießen, stellen sich Fragen.

Die Tiere haben Durst und dringen auf der Suche nach Wasser in die
Siedlungen ein. Dort versuchen sie, beispielsweise an die
Wasserspeicher von Klimaanlagen heranzukommen, und richten dabei
Medienberichten zufolge Schäden an. Auch Zäune halten sie nicht davon
ab, auf die Grundstücke vorzudringen, um von dem lebensrettenden Naß,
das sie bekanntlich aus vielen Kilometern Entfernung wittern können,
zu saufen.

Weder können die Kamele etwas dafür, daß sich in diesem Jahr in
Australien eine Hitzewelle an die andere reiht und in mehreren
Bundesstaaten riesige Buschbrände toben, noch daß sie überhaupt in
dieser Umgebung leben. Die Kamele waren um 1840 herum in Australien
eingeführt worden, und wie so häufig in der Geschichte der
menschlichen "Eroberung" des fünften Kontinents nahm auch diese
menschengemachte Tierinvasion einen katastrophalen Verlauf. Die
Kamele vermehrten sich ungebremst, so daß ihre Population heute
vermutlich weit über 1,2 Millionen Exemplare zählt. Die meisten von
ihnen leben in Zentralaustralien, wo sie vergleichsweise wenig
Kontakt zur menschlichen Zivilisation haben. Aber sprichwörtlich
"natürlich" suchen sie dort wie auch in der Peripherie die
Wasserstellen der Aborigines auf und machen ihnen das kostbare Naß
streitig. Die Herden von Kamelen sind in dieser Hinsicht zweifellos
eine relevante Verbrauchsgröße, insbesondere in Dürre- und
Hitzeperioden, wie sie zur Zeit in Downunder herrschen.

In den Jahren 2009 und 2013 hatten staatliche Stellen bereits
Massentötungen von Kamelen vorgenommen und schätzungsweise 160.000
Tiere vom Hubschrauber und vom Boden aus erschossen. Auch mit den
damaligen Aktionen sollten die von Menschen für sich beanspruchten
Naturressourcen, nicht zuletzt das Weideland, vor "Mißbrauch"
geschützt werden.

Um Wasser, Boden und andere Überlebensvoraussetzungen geht es in
einem ganz anderen Konflikt, der nicht nur Australien betrifft,
sondern weltweit ausgetragen wird, nämlich zwischen Menschen und
Menschen. Australien betreibt eine rigide Einwanderungspolitik, noch
strenger als die Europäische Union. Aber auch sie baut ihr
Grenzregime immer weiter aus und sichert dadurch ein
Wohlstandsgefälle, das in den letzten Jahrzehnten nicht nur zu
offensichtlichen Konfliktgebieten wie Syrien, Libyen oder
Afghanistan, sondern allgemein zu vielen Ländern des Globalen Südens
gewachsen ist.

Sobald sich klimawandelbedingt die allgemeine Mangellage weiter
zuspitzt und zig Millionen Menschen ihre Heimat verlieren, werden
voraussichtlich nicht "nur" Kamele, nachdem sie zuvor als Plage
klassifiziert wurden, abgeschossen, sondern auch Artgenossen. Daß an
der deutschen Grenze unter Umständen von Schußwaffen Gebrauch zu
machen sei, um Flüchtlinge vom "illegalen" Grenzübertritt abzuhalten,
wurde aus Kreisen zumindest einer der im Deutschen Bundestag
vertretenen Parteien bereits mehrfach betont. Daß die Empörung der
anderen Parteien und der Medien ob dieser blutigen "Germany
first!"-Politik so sehr aufgewallt ist, hat wohl damit zu tun, daß
von ihnen bis heute niemand so genau wissen will, wie die von
Deutschland und der EU finanzierte libysche Küstenwache ihr Handwerk
verrichtet. Manche, die davon vielleicht hätten berichten können,
können eben dies nicht mehr ...

Die Massenvernichtung von wild lebenden Tieren und die Sicherung von
Eigentum gegenüber anderen Menschen gründen im gleichen Interesse.
Sollte sich der Klimawandel so schnell und vehement vollziehen, wie
es wissenschaftliche Projektionen nahelegen, werden noch in diesem
Jahrzehnt die gesellschaftlichen Widersprüche selbst innerhalb des
relativ wohlhabenden Deutschlands sehr viel krasser zutage treten als
heute. Parallel zum Ausbau der Grenzbestigungen der EU nach außen muß
auch nach innen mit wachsender Repression gerechnet werden.

Der Mensch hat es nie gelernt, anders mit den ihn bedingenden
vernichtenden Gewalten, die er als Natur bezeichnet und erleidet,
umzugehen. als sie zu verinnerlichen, sich zu eigen zu machen und,
seiner stoffwechselgetriebenen Überlebensratio folgend, gegen seine
Um- und Mitwelt in Stellung zu bringen. Das Töten von 10.000 Kamelen,
die den Menschen das Wasser wegsaufen, hinterläßt gemessen am
"normalen" Blutfluß aus der Verstoffwechslung von tierischen Wesen
keinen besonderen Eindruck, als Sinnbild zeigt der Vorgang jedoch den
unerbittlichen Klimaüberlebenskampf, der absehbar noch in dieser
Generation ausbrechen wird.

8. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/591: Möglicher Datteln 4-Deal - "Trickserei zu Lasten des Klimaschutzes" (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 8. Januar 2020

BUND zum möglichen Datteln 4-Deal: "Trickserei zu Lasten des
Klimaschutzes"



Düsseldorf | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) kritisiert die heute bekannt
gewordenen Überlegungen für einen Kohledeal zwischen dem Konzern
Uniper und der Bundesregierung scharf. "Diese durchsichtige Trickserei
zu Lasten des Klimaschutzes wäre eine deutliche Verschlechterung
gegenüber dem Kohle-Konsens", sagte der stellvertretende 
BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. Uniper hatte Presseberichten
zufolge angeboten, alle eigenen Kohle-Kraftwerke stillzulegen, und
dafür den seit Jahren umstrittenen Kohlemeiler Datteln 4 in Betrieb zu
nehmen.

Nach Angaben der Bundesnetzagentur und verschiedenen Fachdiensten
kamen Unipers noch aktiven sieben große Stein- und
Braunkohlenkraftwerksblöcke mit einer Gesamtkapazität von gut 3.700
Megawatt im vergangenen Jahr auf eine durchschnittliche Auslastung von
etwa 25 Prozent. Im Jahresmittel waren real nur noch insgesamt 919
Megawatt am Markt. Datteln 4 hat jedoch eine Nettoleistung von 1.055
Megawatt. Aufgrund der besonderen Situation alter Abnahmeverträge für
den Kraftwerksneubau (RWE, Deutsche Bahn) wäre mit einer hohen
Auslastung des Kraftwerkneubaus zu rechnen, obwohl die beiden
Altkunden diesen Strom gar nicht mehr wollen und teilweise sogar gegen
die Abnahmeverträge gerichtlich vorgehen. Hinzu kommt noch, dass die
von Uniper vorgeschlagene Umrüstung der alten Kohle-Kraftwerke auf Gas
wiederum mit zusätzlichen CO2-Emissionen verbunden wäre. "Dieser
Vorschlag von Uniper entspräche also einer deutlichen Ausweitung der
Energieerzeugung aus fossilen Quellen und damit sogar eine deutlichen
Erhöhung der CO2-Emissionen", so der BUND-Experte Krämerkämper. "Das
wäre das Gegenteil des Kohle-Ausstiegskompromisses und einer
Energiewende."

Weitere zusätzliche Emissionen entstünden durch Unipers Vorstellungen
von der Zeitschiene. Gemäß der Empfehlungen der Kohle-Kommission
sollen bis Ende 2022 Steinkohlenkraftwerke einer Leistung von 7,7
Gigawatt vom Netz gehen. Datteln 4 soll 2020 gar nicht erst in Betrieb
genommen werden. Die Umrüstung der beiden Braunkohleblöcke in
Schkopau hat Uniper nach Presseberichten jedoch erst für 2026
angekündigt. Für die sechs Jahre zwischen der Inbetriebnahme von
Datteln 4 und der Umrüstung der Altkraftwerke sollen offenbar die
Anlagen sogar parallel betrieben werden. "Mit dem von der Kohle-Kommission 
vorgeschlagenen Kohleausstieg und dem fein ausgehandelten
Ausstiegspfad hat der Uniper-Vorschlag nichts mehr zu tun", kritisiert
BUND-Mann Krämerkämper. "Der Vorschlag Unipers zeigt einmal mehr, dass
das Unternehmen massiven Druck von außen benötigt, um seine
umweltzerstörerische Strategie zu ändern.".

Gleichzeitig erinnert der BUND daran, dass noch verschiedene Klagen
des Verbandes gegen das Kraftwerksprojekt anhängig sind. Der Betreiber
verfüge deshalb über keine rechtskräftigen Genehmigungen.



Mehr Infos zu Datteln 4

https://www.bund-nrw.de/themen/klima-energie/hintergruende-und-publikationen/steinkohlenkraftwerke/uniper-kohlekraftwerk-datteln-iv/

 * 
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AKTIONSTAGE/1056: Thüringen 10.-12.1. Amsel, Drossel, Fink und Star - wo ist die ganze Vogelschar?


NABU Landesverband Thüringen - 7. Januar 2020

Amsel, Drossel, Fink und Star - wo ist die ganze Vogelschar?

Der NABU Thüringen lädt vom 10. bis 12. Januar zur Vogelzählaktion im
Winter ein



Jena - Der NABU Thüringen ruft wieder zur "Stunde der Wintervögel"
auf. Vom 10. bis zum 12. Januar können Vogelfreundinnen und -freunde
eine Stunde lang Vögel beobachten, zählen und dem NABU melden. Nach
dem zweiten Rekordsommer in Folge erhoffen sich die Naturschützer
durch die Zählung Aufschluss darüber wie sich anhaltende Dürre und
Hitze auf die heimische Vogelwelt auswirken. Mit Spannung werden die
Ergebnisse von Eichelhähern nach deren Masseneinflug in September und
Oktober erwartet.




[image: Ein Eichelhäher auf einem Zweig - Foto: © NABU/Rolf Köhler]

Eichelhäher

Foto: © NABU/Rolf Köhler



Im Winter kann es ganz schön ruhig in der Natur werden. Wo vorher
munter die Vögel sangen, ist es nun still. Nachtigall, Zilpzalp und
Mauersegler sind in den warmen Süden gezogen. Der Rest der Vogelschar
trotzt hier dem Winter und verhält sich eher ruhig. "Unsere
Wintervögel haben sich an Minusgrade und Nahrungsmangel im Winter
angepasst und dazu auch eigene Strategien entwickelt, um zu
überleben", erklärt Klaus Lieder, ein Vogelexperte vom NABU Thüringen.
"Zum Beispiel wissen die Piepmätze genau, wie sie ihre
Körpertemperatur aufrechterhalten können. Sie plustern sie sich wie
eine Federkugel auf und das Warmluftpolster schützt dann wie eine
Daunenjacke." Ein spezielles Wärmeaustauschsystem verhindert auch,
dass die Vögel über ihre meist nackten Beine Wärme verlieren. So gibt
das abwärtslaufende Blut seine Wärme rechtzeitig an das in den Körper
zurückfließende Blut ab und kühlt die Beine auf fast null Grad. Nur so
kann es gelingen, dass zum Beispiel Enten nicht auf dem Eis eines
Gewässers anfrieren und ihre Füße trotzdem nicht absterben.

Zum Aufrechterhalt der Körperwärme ist jedoch in erster Linie die
Energiezufuhr über die Nahrung notwendig. Viele Vögel, die eigentlich
Insektenfresser sind, wie Meisen oder Kleiber, nehmen im Winter auch
gezielt Samen, Nüsse und Körner in ihren Speiseplan mit auf. "Wichtige
Futterquellen bieten unsere einheimischen Bäume und Sträucher wie zum
Beispiel Eberesche, Weißdorn, Schlehe, Apfel und Wildrosen. Aber auch
das Vogelfüttern im Winter kann wichtige Dienste leisten", sagt Klaus
Lieder. "Eichelhäher verstecken sogar Eicheln im Boden und Sumpf-,
Tannen- und Haubenmeise verstecken Samen und Kerne in Rindenspalten,
um durch den Winter zu kommen."

In diesem Jahr könnte es zudem interessante Erkenntnisse zu den
Eichelhähern geben. Im Herbst konnte ein massiver Einflug dieser Art
nach Deutschland und Mitteleuropa beobachtet werden. Im September
waren es über zehnmal so viele Vögel wie jeweils im gleichen Monat der
vergangenen sieben Jahre und im Oktober registrierten
Vogelzugzählstationen sogar 16 Mal so viele Eichelhäher. Ähnlich hohe
Zahlen gab es zuletzt 1978. "In Thüringen beobachteten wir dieses
Phänomen vor allem in der freien Feldflur. Ganze Trupps von
Eichelhähern zogen übers Land", so Klaus Lieder. Als Grund für den
Masseneinflug vermuten die Ornithologen, dass es 2018 in Nordosteuropa
eine sogenannte Eichelvollmast gab, also besonders viele Eicheln
herangereift sind. So konnten deutlich mehr Eichelhäher den
vergangenen Winter überleben und in diesem Jahr brüten. Viele dieser
Vögel sind nun zu uns gezogen, weil in ihren Herkunftsgebieten nicht
mehr genug Nahrung für alle Vögel vorhanden ist. Seit die Eichelhäher
nicht mehr aktiv wandern, scheinen sie jedoch wie vom Erdboden
verschluckt. Die Stunde der Wintervögel könnte zeigen, wo diese
Eichelhäher geblieben sind. Es ist sehr wahrscheinlich, dass sie sich
in den Wäldern und Gärten des Landes verteilt haben.

Die "Stunde der Wintervögel" ist Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmachaktion und findet bereits zum zehnten Mal statt. Jeder kann
eine Stunde lang die Vögel am Futterhäuschen, im Garten, auf dem
Balkon oder im Park zählen und dem NABU melden. Von einem ruhigen
Beobachtungsplatz aus wird von jeder Art die höchste Anzahl notiert,
die im Laufe einer Stunde gleichzeitig zu beobachten ist. Die
Beobachtungen können unter www.NABU-Thueringen.de bis zum 16. Januar
gemeldet werden. Zudem ist für telefonische Meldungen am 11. und 12.
Januar jeweils von 10 bis 18 Uhr die kostenlose Rufnummer
0800-1157-115 geschaltet.

Zusatzinformation

Für die "Schulstunde der Wintervögel" vom 6. bis 10. Januar bietet die
NAJU Zählkarten, ein Poster und ein Wintervogel-Quiz für Kindergruppen
und Schulklassen an. Bei fünf Aktionen lernen sie Vögel und ihre
Anpassungsstrategien an die kalte Jahreszeit kennen. Die
Zählergebnisse der Kinder fließen ebenfalls in die NABU-Auswertung
ein.

Infos zur Aktion unter www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.01.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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